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Editorial 

Weltweite Wanderungsbewegungen und ihre Folgen sind dabei, sich zum 
ersten globalen Problem zu entwickeln, das auch als solches wahrgenommen 
wird. Hunger, Elend, Kriege und Umweltzerstörung vermögen offenbar in den 
Industrieländern des Nordens zumindest auf Dauer die Gemüter nicht sonder­
lich zu bewegen, sofern sich die jeweiligen Schauplätze des Geschehens weit 
entfernt befinden. 

Doch die fliehenden Menschen kommen nicht nur in den Medien vor. Sie 
sind hier. Und dort, wo sie sind, beeinflussen sie das innenpolitische Klima, 
rufen mitunter Besorgnisse hervor, bilden in den Augen von Einheimischen 
immer häufiger ein Problempotential. 

Bereits die quantitative Dimension des Problems ist beachtlich. Die Zahl 
der nach den strengen Kriterien der Genfer Flüchtlingskonvention von 1951 
als Flüchtlinge anerkannten Menschen hat sich in den letzten zehn Jahren auf 
gegenwärtig etwa 20 Millionen verdoppelt. Weitere 25 Millionen Menschen 
sind auf der Flucht, gelten aber lediglich als „displaced persons", da sie bislang 
die Grenzen ihres Heimatlandes nicht verlassen haben.Die Internationale 
Arbeitsorganisation (ILO) spricht von ca. 100 Millionen Arbeitsmigranten, 
das Internationale Rote Kreuz gibt die Zahl der Umweltflüchtlinge mit etwa 
500 Millionen an. 

Roland Richter gibt in seinem Beitrag einen ebenso anschaulichen wie 
beklemmenden Bericht über Ursachen und Ausmaß der Flüchtlingsbewegungen 
auf dem in dieser Hinsicht besonders betroffenen afrikanischen Kontinent. 

Da es in Deutschland keine offizielle Einwanderung gibt, die Einbürge­
rung durch das ius sanguinis (Abstammungsprinzip) sehr stark eingeschränkt 
ist, sind in den vergangenen Jahren immer mehr Menschen in das Land 
gelangt, indem sie um Asyl , also um die Anerkennung als politischer Flücht­
ling baten. Die Zahl der Asylbewerber in Deutschland erreichte 1991 rund 
200.000 und stieg 1992 auf etwa das Doppelte an, nahezu jeder zweite 
Asylantrag in Europa wurde in Deutschland gestellt. Die Mitte 1992 vom 
damaligen bundesdeutschen Innenminister aufgestellte Behauptung, die Asyl­
frage sei das „drängendste innenpolitische Problem", war mit Sicherheit eine 
gravierende Fehleinschätzung. Statistisch gesehen sollten 1000 Deutsche fünf 
Asylbewerbern helfen: glücklich das Land, das keine größeren Probleme 
kennt. 

Vincent Parillo beschreibt in seinem Beitrag, wie schwer sich Amerika 
mitunter in seiner Geschichte mit der Einwanderung und den Einwanderern 
tat, aber auch, welch imponierende Integrationsleistung das Land und seine 
Bewohner - allen zum Nutzen - erbrachten. 
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Editorial 

Klaus Dicke plädiert für den Abschied vom Leitbild eines ethnisch oder 
kulturell homogen definierten Nationalstaates und für eine selbstbewußte 
europäische Union offener Republiken. Die damit zweifellos verbundenen 
Ängste würden am ehesten gegenstandslos, wenn die Einwanderer sich als 
Bürger ihres neuen Staates verstehen können und „je stärker ihre Freiheit, ihr 
politisches Urteil und ihr demokratisches Mitwirken an der Lösung der 
Zukunftsaufgaben Europas gefragt sind". Die erforderliche Loyalität der 
neuen Bürger gegenüber dem Gemeinwesen, das sie aufnimmt, würde so wohl 
am wirksamsten herzustellen sein. 

Die Art und Weise, in der Immigration und Integration gehandhabt 
werden, sind selbstverständlich von größter Bedeutung für die Einwanderer 
und auch für die Stabilität und Prosperität der Empfängerländer. Der Artikel 
von Linda Helfrich-Bernal und Anita Wolf-Niedermaier gibt u.a. Auskunft 
darüber, wie das Maß an Erleichterung der Binnenwanderung in Integrations­
gemeinschaften in Lateinamerika nicht zuletzt auch deren Grad an 
Liberalisierung, Demokratisierung und Toleranz widerspiegelt. 

Doch wird davon wie im Norden mit den Einwanderern umgegangen wird, 
merkbar oder gar entscheidend das globale Problem der Migration berührt? 
Manfred Wöhlcke verneint dies ganz klar. Er verweist darauf, daß die 
Migrationsströme aus den Entwicklungsländern in die Industriestaaten zu 
geringfügig sind, um für die Herkunftsländer eine spürbare Entlastung zu 
bieten. Andererseits rufen bereits die fünf bis zehn Prozent der Flüchtlinge, die 
die europäischen und nordamerikanischen Gestade erreichen, in den Ziel­
ländern Integrationskonflikte hervor. Um zu verhindern, daß die Industrielän­
der über eine zu umfangreiche Immigration zahlreiche Probleme aus den 
Entwicklungsländern importieren, ohne damit auch nur ein einziges Problem 
in den Ursprungländern selbst zu lösen, schlägt Wöhlcke eine Restriktion der 
Zuwanderung sowie den Umgang mit den Flüchtlingsströmen „vor Ort", d.h. 
in der Dritten Welt vor. Ein Ansetzen an der Quelle, d.h. an den sozialen, 
wirtschaftlichen, ökologischen und politischen Problemen der Entwicklungs­
länder hält er angesichts der enttäuschenden Ergebnisse der zurückliegenden 
Entwicklungsdekaden für illusorisch. 

An dieser Stelle könnte und sollte eine wichtige und interessante Diskus­
sion einsetzen. Konsens besteht wahrscheinlich in der Annahme, daß die 
Fluchtbewegungen in aller Welt auf vielfältige Ursachen zurückgehen und 
sich in diesem Problem die Mißstände, Fehlentwicklungen und Widersprüche 
unserer und vorangegangener Epochen bündeln. Da selbstverständlich die 
Lösung des Problems nicht darin liegen kann, daß immer mehr Menschen ihre 
unbewohnbar gewordenen Siedlungsgebiete verlassen und in andere Länder 
ziehen, muß an den Fluchtursachen angesetzt werden. Alle anderen Maßnah­
men, eine „Festung Amerika" oder „Festung Europa" oder die „präventive" 

10 



Editorial 

Vorverlegung dieser Festungen auf ein Glacis in der Dritten Welt, indem man 
dort bereits die Flüchtlinge sammelt und notdürftig versorgt, um sie ruhigzu­
stellen und am Weiterziehen zu hindern, können letztlich nur Zeit gewinnen. 

„Maßnahmen, die greifen und allen Betroffenen zugute kommen", so 
formulierte Peter J. Opitz bereits vor einigen Jahren, „müssen vielmehr an den 
Ursachen ansetzen, die zur Entwurzelung der Menschen - und damit zu Flucht 
und Migration führen. Geschieht dies nicht, so werden sich auch die 
Abschottungsmaßnahmen als nutzlos erweisen und den Reichen der heutigen 
Reiche auf die Dauer ebensowenig Schutz vor den Migrationen unserer Zeit 
bieten wie früher der Limes dem Römischen Imperium." 

Aber wie sind die vier apokalyptischen Reiter der Gegenwart zu stoppen 
- Krieg und Bürgerkrieg, sozio-ökonomische Unterentwicklung, globale 
Umweltzerstörung, politisches und soziales Chaos? 

Die Frage nach dem „Wie" führt rasch zur Frage nach der grundsätzlichen 
Lösbarkeit globaler Probleme. Sind sie zu gewaltig in der Dimension, zu 
kompliziert und zu komplex in der Struktur, als daß sie für die Menschheit mit 
ihren heutigen materiellen und ideellen Möglichkeiten überhaupt lösbar 
wären? Oder anders gewendet: Gibt es für die Menschheit eine Zukunft? 

Die globalen Wanderungsbewegungen sind ein Ergebnis der bisherigen 
Weltentwicklung und bilden in ihrer gegenwärtigen Gestalt eines der 
brisantesten Weltordnungsprobleme. Versuchen, (nur) dieses Problem zu 
bewältigen - da es uns zu bedrängen beginnt - die Welt aber ansonsten so zu 
belassen, wie sie ist, wird wenig Erfolg beschieden sein. Das Migrationsproblem 
kann daher nicht isoliert, sondern nur in seinen Verflechtungen mit anderen 
bedenklichen Entwicklungen und Zuständen unserer Zeit begriffen werden. 
Eine wirkliche Lösung ist längerfristig allein denkbar, wenn sich die Mehrheit 
der Bevölkerung unseres Planeten angemessene Lebenschancen in ihren 
Heimatregionen zu schaffen vermag. 

Das muß keine realitätsferne Utopie bleiben. Wie alle von Menschen 
geschaffenen Probleme ist es prinzipiell lösbar. Allerdings bedarf es dazu 
einer weltweiten Kulturanstrengung im besten Wortsinn: komplexes, voraus­
schauendes Denken und Handeln, ein enormer politischer Wille, ein bisher 
nicht erreichtes Maß an Phantasie, Ideenreichtum und Opferbereitschaft. 

Leipzig, im März 1994 Rolf Müller-Syring 

11 



Roland E. Richter 

Flüchtlingsbewegungen in Afrika: 
Ursachen und Ausmaß 

Nach Angaben des „United Nations High Commissioner for Refugees" 
(UNHCR) betrug die Zahl der Flüchtlinge in Afrika Ende 1993 über sieben 
Millionen. Das entspricht mehr als einem Drittel der weltweit registrierten 
Flüchtlingszahlen. Dabei ist festzuhalten, daß afrikanische Flüchtlinge fast 
ausschließlich in afrikanischen Staaten um Asyl nachsuchen. Lediglich etwa 
fünf Prozent der afrikanischen Flüchtlinge fliehen in Länder auf anderen 
Kontinenten, wie umgekehrt kaum nichtafrikanische Flüchtlinge nach Afrika 
gelangen. 

Die Flüchtlingszahlen in Afrika sind seit dem erstmaligen Engagement des 
UNHCR auf dem Kontinent im Jahre 1958 fast jedes Jahr angestiegen. Im 
Jahre 1960bemigdieZaWderRü^ 1970 waren 
es bereits eine Million, 1980 mehr als drei Millionen und 1990 etwa 5,8 
Millionen. 

1993 waren knapp die Hälfte der 54 afrikanischen Staaten an der 
Verursachung teils großer Flüchtlingsströme in ihre Nachbarstaaten beteiligt. 
Dabei lagen die Schwerpunkte des Flüchtlingsproblems im Südlichen Afrika 
(Mocambique und Angola), am Horn von Afrika (Somalia, Äthiopien, Sudan, 
Eritrea), in Zentralafrika (Burundi, Rwanda, Zaire) sowie in Westafrika 
(Liberia, Sierra Leone, Mali, Togo). Die Mehrzahl der einzelnen Flüchtlings­
probleme dauert bereits seit Jahren oder gar Jahrzehnten an. Die meisten davon 
verschärften sich im Laufe des Jahres 1993 weiter, vergleichsweise wenige 
konnten gelöst werden1 oder einer Lösung näher gebracht werden.2 Jedenfalls 
war das Jahr 1993 erneut ein Jahr, in dem die Zahl der neuen Flüchtlinge die 
Zahl der gelösten Flüchtlingsschicksale bei weitem übertraf - ein in Afrika 
bereits zur Gewohnheit gewordenes Bild. 

Dabei gibt die genannte Zahl von rund sieben Millionen Flüchtlingen bei 
weitem nicht den tatsächlichen Umfang von Flucht und Vertreibung in Afrika 
wieder. Dies hegt weniger an gelegentlich ungenauen Zahlenangaben zu den 
Flüchtlingsbewegungen, die sich oft auf Schätzungen, und teils auf umstritte­
ne Regierungsangaben stützen, vielmehr ist dies zuerst und vor allem eine 
Folge der Definition des der Statistik zugrundegelegten Flüchtlingsbegriffs. 
Die zentrale Frage zur Bestimmung der Dimension des Flüchtlingsproblems 
lautet demnach: „Wer ist ein Flüchüing?" 
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Flüchtlingsbewegungen in Afrika 

Im folgenden soll das Flüchtlingsproblem in Afrika 3 unter zwei Aspekten 
skizziert werden: Erstens muß auf das Problem der begrifflichen Erfassung der 
Fluchtbewegungen eingegangen werden, da die Dimension des wahrgenom­
menen Flüchtlingsproblems grundsätzlich von dem zugrundegelegten 
Flüchtlingsbegriff abhängig ist. Und zweitens soll gezeigt werden, daß die 
Fluchtbewegungen in Afrika keine isolierten oder zufälligen Einzelphänomene 
sind, sondern daß die Fluchtbewegungen mit größeren Entwicklungsprozessen 
im Zusammenhang stehen. 

1. Begriffliche Erfassung von Fluchtbewegungen in Afrika 

Jede Definition des Flüchtlingsbegriffs enthält als zentralen Bestandteil eine 
Bestimmung der Fluchtursachen. Die gegenwärtig universell und völker-
vertragsrechtlich gültige Definition des Begriffs „Flüchtling" („Refugee") 
geht auf die Genfer Flüchtlingskonvention 4 (GFK) von 1951 zurück. Dort 
heißt es in Artikel 1 mit der Überschrift „Definition des Begriffs Flüchtling": 

„Im Sinne dieses Abkommens findet der Ausdruck ,Flüchtling' auf jede 
Person Anwendung:... 

Die infolge von Ereignissen, die vor dem 1. Januar 1951 eingetreten sind, 
und aus begründeter Furcht vor Verfolgung wegen ihrer Rasse, Religion. 
Nationalität, Zugehörigkeit zu einer bestimmten sozialen Gruppe oder wegen 
ihrer politischen Überzeugung sich außerhalb des Landes befindet, dessen 
Staatsangehörigkeit sie besitzt, und den Schutz dieses Landes nicht in An­
spruch nehmen kann oder wegen dieser Befürchtungen nicht in Anspruch 
nehmen w i l l . . . " 

Die Vertragsstaaten konnten bei ihrem Beitritt zur G F K zwischen zwei 
Optionen bezüglich ihrer vertraglichen Verpflichtung wählen: Entweder 
sollten „Ereignisse, die vor dem 1. Januar 1951 in Europa eingetreten sind", 
oder „Ereignisse, die vor dem 1. Januar 1951 in Europa oder anderswo 
eingetreten sind" als Grundlage für die Anwendung der G F K gelten. Als Folge 
dieser Definition konnte es zum Beispiel in Afrika de jure überhaupt keine 
„Flüchtlinge" geben. Die Realität sah freilich bald anders aus: Seit 1957 flohen 
Menschen vor dem Unabhängigkeitskrieg in Algerien ins Exil nach Marokko 
und Tunesien. 

Als Ausweg aus dem Definitionsdilemma wurde der U N H C R seit dem 
Ende der fünfziger Jahre und in den sechziger Jahren von der UN-Generalver­
sammlung per Resolution direkt legitimiert, sich mit den Flüchtlingsproblemen 
zu befassen, die nicht in die Konventionsdefinition fallen. In Afrika waren dies 
z.B. Flüchtlinge aus Algerien in Marokko und Tunesien sowie Flüchtlinge aus 
Angola im Kongo-Kinshasa. Erst mit der Verabschiedung des „Protokolls 
über die Rechtsstellung der Flüchtlinge" 5 im Jahre 1967 hob die UN-General-
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Roland E. Richter 

Versammlung die zeitliche und räumliche Einschränkung der GFK auf. 
Noch ein weiteres in der GFK-Definition niedergelegtes Kriterium sollte 

in Afrika im Zuge der Entkolonisierung zunehmend an Bedeutung gewinnen: 
Das Überschreiten einer internationalen Grenze als Voraussetzung für den 
Flüchtlingsstatus. Staatsgrenzen entstanden im völkerrechtlichen Sinne erst 
mit der Gewährung der Unabhängigkeit an die ehemaligen Kolonien. Und nur 
souveräne Staaten konnten als Vertragsstaaten der GFK Flüchtlingszahlen an 
den UNHCR melden. 

Darum sind z.B. Flüchtlinge aus dem Kongo-Kinshasa (dem heutigen 
Zaire) aus der Zeit der sogenannten Kongo-Krise 1960-1964 nicht in der 
Statistik des UNHCR erschienen: Zum Zeitpunkt der Entlassung in die 
Unabhängigkeit im Jahre 1960 war der Kongo-Kinshasa ausschließlich von 
europäischen Kolonien umgeben. 

Das gleiche galt lange auch für die rund 70.000 Flüchtlinge aus Süd-
Angola, die nach Namibia geflohen waren, das bis zur Unabhängigkeit am 21. 
März 1990 als nichtunabhängiges Territorium diese Flüchtlinge nicht dem 
UNHCR melden konnte. 

Ein drittes Beispiel für die Unmöglichkeit der statistischen Erfassung von 
Flüchtlingen durch den UNHCR sind die schätzungsweise 250.000 Flüchtlin­
ge aus Mocambique, die in den Grenzregionen in der Republik Südafrika 
(RSA) Zuflucht fanden. In Südafrika konnte der UNHCR seinem Mandat 
bisher nicht nachkommen, da Südafrika kein Vertragsstaat der GFK ist. 

Im Zusammenhang mit dem Kriterium des Überschreitens einer interna­
tionalen Grenze als Voraussetzung für die Anerkennung als Flüchtling und der 
Zahlen in der Flüchtlingsstatistik gibt es jedoch noch ein wesentlich gravieren­
deres Problem: Zu den erwähnten 7 Millionen Flüchtlingen in Afrika müssen 
noch weitere rund 15 Millionen Vertriebene („Internally Displaced Persons") 
addiert werden. Vertriebene sind Menschen, die vor Kriegen innerhalb ihres 
Heimatlandes geflohen sind. Sie finden entweder in sicheren Regionen ihres 
Staates Zuflucht, oder sie suchen in Lagern am Rande großer Städte Schutz. 
Jedenfalls fliehen diese Menschen nicht ins Exil und werden daher auch nicht 
als „Flüchtlinge" im Sinne der GFK erfaßt. 

Die 15 Millionen Vertriebenen in Afrika können die völkerrechtlichen 
Schutzbestimmungen der GFK, d.h. die speziellen Rechte von „Flüchtlingen", 
nicht in Anspruch nehmen. Vertriebene innerhalb eines Staates werden 
völkerrechtlich als eine „innere Angelegenheit der Staaten" betrachtet. Es gibt 
bis heute keine völkerrechtliche Deklaration oder Konvention zum Problem 
der Vertriebenen. In einzelnen Fällen wurde der UNHCR von der UN-
Generalversammlung direkt rjeauftragt, seine Unterstützung und Hilfsleistungen 
auch auf Vertriebene auszudehnen. Im Jahre 1989 legte der UN-General­
sekretär der Generalversammlung einen Bericht6 vor, dereinen Vorschlag für 
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Flüchtlingsbewegungen in Afrika 

die Definition des Begriffs „Vertriebene" enthielt. „... Vertriebene werden als 
Personen betrachtet, die gezwungen wurden, ihre Heimat oder ihre nationale 
wirtschaftliche Tätigkeit aufzugeben, wobei sie innerhalb ihres Herkunftslan­
des verblieben, weil ihr Leben, Sicherheit oder Freiheit durch generelle 
Gewalt, bewaffnete Konflikte, interne Aufstände, oder ähnliche Ereignisse, 
die die öffentliche Ordnung ernsthaft stören, bedroht wurde."7 

Bei einem Vergleich der Definitionen der Begriffe „Flüchtling" und 
„Vertriebene" fällt auf, daß ihnen sehr unterschiedliche Fluchtursachen zu­
grunde liegen. Ein Vergleich der Situation der sieben Millionen „Flüchtlinge" 
und der 15 Millionen „Vertriebenen" in Afrika zeigt jedoch, daß beide 
Migrationsbewegungen grundsätzlich auf die gleichen Ursachen zurückzu­
führen sind. Der einzige grundlegende Unterschied besteht in der Überschreitung 
der Staatsgrenze und dem Verbleib im eigenen Land. Das Grundproblem der 
GFK-Definition des Begriffs „Flüchtling" besteht in der Ausklammerung 
kriegerischer Konflikte als Fluchtursache. Kriege sind aber die Hauptursache 
für die Migration der „Flüchtlinge" wie der „Vertriebenen". 

Die Auflösung dieses Dilemmas, nach dem noch nicht einmal die überwie­
gende Mehrzahl der 7 Millionen Afrikaner im Exil als „Flüchtlinge" völker­
rechtlich anerkannt werden könnten, bewirkte die „Organization of African 
Unity" (OAU). 

Die O A U setzte bereits 1964 die Ausarbeitung einer afrikanischen 
Flüchtlingskonvention auf ihre Tagesordnung, wobei „alle Aspekte der 
Flüchtlingsfrage in Afrika" beachtet werden sollten. Im Jahre 1969 verab­
schiedete die O A U diese Flüchtlingskonvention 8, wobei zunächst in Artikel 1 
Absatz 1 der Flüchtlingsbegriff aus der G F K übernommen wurde, allerdings 
ohne die zitierte zeitliche und räumliche Einschränkung. In Artikel 1 Absatz 
2 wurde der Begriff „Flüchtling" sodann folgendermaßen erweitert: 

„Der Begriff ,Flüchtling' findet auch Anwendung auf jede Person, die 
infolge einer von außen kommenden Aggression, ausländischer Besetzung 
oder Fremdherrschaft oder schwerwiegender Störung der öffentlichen Sicher­
heit und Ordnung in ihrem Herkunftsland oder dem Land, dessen Staatsange­
hörigkeit sie besitzt, oder einem Teil desselben, gezwungen ist, ihren gewöhn­
lichen Aufenthaltsort zu verlassen, um Schutz an einem anderen Ort außerhalb 
ihres Herkunftslandes oder des Landes zu suchen, dessen Staatsangehörigkeit 
sie besitzt." 

Der U N H C R legt seiner Tätigkeit in Afrika grundsätzlich diesen weiter 
gefaßten Flüchtlingsbegriff der OAU-Definition zügrunde. Damit hat die 
Hilfe des U N H C R an die sieben Millionen afrikanischen Flüchtlinge, die 
zumeist vor kriegerischen Konflikten in ihrem Heimatland ins Exi l flohen, 
eine völkerrechtliche Grundlage. 

Dennoch gibt es in Afrika, zahlreiche weitere Fluchtbewegungen, die 
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Roland E. Richter 

weder in eine der beiden Konventionsdefinitionen fallen, noch „Vertriebene" 
nach obiger Definition sind. Auch diese Migrationsbewegungen werden nicht 
in den Flüchüingsstatistiken des UNHCR erfaßt. Stichwortartig sind in diesem 
Zusammenhang mindestens fünf Kategorien von Zwangswanderungen zu 
nennen: 

Erstens die sogenannten „Umweltflüchtlinge".9 Zum Problem der „Um­
weltflüchtlinge" hat das „United Nations Environment Programme" (UNEP) 
im Jahre 1985 eine Studie10 herausgegeben, in der folgende Definition 
vorgeschlagen wurde. Danach sind „Umweltflüchtlinge jene Menschen, die 
gezwungen wurden, ihren traditionellen Lebensraum vorübergehend oder 
dauerhaft zu verlassen, da Umweltschäden (seien diese natürlicher Art oder 
durch den Menschen ausgelöst) ihre Existenz in Gefahr brachten und/oder ihre 
Lebensqualität schwerwiegend beeinträchtigten."11 

Als in Frage kommende „Umweltschäden" werden definiert:, Jede phy­
sische, chemische und/oder biologische Veränderung des Ökosystems (oder 
seiner grundlegenden Ressourcen), die es für die Erhaltung menschlichen 
Lebens vorübergehend oder dauerhaft ungeeignet macht."12 

Die Ursachen der Umweltschäden, die Millionen von Menschen in Afrika 
aus ihren angestammten Gebieten vertreiben, sind vielfältig und stehen oft 
miteinander in Wechselwirkung. Als wichtigste Ursachen können folgende 
genannt werden: 

1. Umweltkatastrophen wie Vulkanausbrüche, Erdbeben, Wirbelstürme 
oder Überschwemmungen, die Menschen meist vorübergehend aus ihrem 
Lebensraum vertreiben, bis sich die Situation wieder normalisiert. Diese 
Menschen werden gewöhnlich als „Obdachlose" wahrgenommen. In zahlrei­
chen Ländern Afrikas wurden mehrere Millionen Menschen zur Flucht 
gezwungen, als sintflutartige Niederschläge und über die Ufer tretende Flüsse 
weite Landstriche unter Wasser setzten. Insbesondere auf Madagaskar und in 
Mocambique zerstörten Wirbelstürme die Häuser von Hunderttausenden.13 

2. Der Bau großer Staudämme und die Überflutung weiter Landstriche 
durch die Stauseen, wodurch Menschen ihren angestammten Lebensraum 
dauerhaft verlassen müssen oder in eine fremde Gegend umgesiedelt werden. 
Zwischen 1963 und 1971 wurden aus den Überflutungsgebieten von fünf 
Staudämmen in Afrika insgesamt 370.000 Menschen vertrieben.14 

3. Die Degradation von Agrarland oder dessen gänzlicher Verlust durch 
ökologische Veränderungen wie der Desertifikation. Dürrekatastrophen, wie 
sie Anfang der siebziger Jahre, Mitte der achtziger Jahre und letztmals Anfang 
der neunziger Jahre weite Teile Afrikas heimsuchten, können hierzu gezählt 
werden. Allein die Dürre 1984/85 vertrieb rund zehn Millionen Afrikaner in 
Auffanglager, Städte oder Nachbarländer.15 

Die zweite hier zu nennende, ebenfalls nicht in das Mandat des UNHCR 
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fallende Zwangsmigration ist die Massenausweisung, Vertreibung oder Flucht 
von Ausländern. Im Jahre 1983 forderte Nigeria rund 1,5 Millionen illegale 
Gastarbeiter auf, das Land innerhalb von vier Wochen zu verlassen, die 
daraufhin in riesigen Flüchüingstrecks in ihre Heimaüänder zurückströmten. 1 6 

Auch die ausländerfeindlichen Ausschreitungen in Senegal und Mauretanien 
im Jahre 1989 setzten zwei entgegengesetzte Flüchtlingsströme in Bewegung: 
Über 240.000 Senegalesen bzw. Mauretanier kehrten infolge der Unruhen 
fluchtartig in ihre Heimatländer zurück. 1 7 Erst kürzlich ordnete der libysche 
Revolutionsführer Ghadhafi die Ausweisung von 10.000 thailändischen Gast­
arbeitern aus Libyen an. 1 8 

Drittens die Landflucht, die Millionen von Afrikanern aus ihren an­
gestammten Lebensräumen in die afrikanischen Städte treibt, und dort insbe­
sondere als Anwachsen der Slumsiedlungen sichtbar wird. Die Landflucht ist 
mit weitem Abstand die umfangreichste Migrationsbewegung auf dem afrika­
nischen Kontinent. 

Viertens wurde die fluchtartige Rückkehr europäischer Siedler aus Afrika 
in den UNHCR-Statistiken nicht registriert. Diese Kategorie von Flüchtlingen 
trat vor allem als eine Begleiterscheinung der Entkolonisierung auf und ist 
seither stark rückläufig. Obwohl es sich bei diesen Flüchtlingsströmen um eine 
große Anzahl Betroffener handelte, sind diese Ereignisse kaum zur Kenntnis 
genommen worden. Im Jahre 1956 setzte der Exodus von über einer halben 
Million Europäer aus Marokko und Tunesien ein, 1 9 dem ab 1962 rund eine 
Mill ion Franzosen aus Algerien 2 0 folgten. Nach dem Zusammenbruch des 
portugiesischen Kolonialreiches kehrten zwischen 500.000 und 800.000 
Portugiesen aus den ehemaligen vier portugiesischen Überseeprovinzen in 
Afrika in ihr Heimatland zurück. 2 1 

Mindestens ebensowenig bekannt ist, fünftens, der Exodus der Juden aus 
Afrika nach Israel.22 Diese Fluchtbewegung erfolgte in mehreren Schüben, oft 
im Zusammenhang mit den israelisch-arabischen Kriegen, und reduzierte die 
Zahl der in den arabischen Ländern Nordafrikas lebenden Juden um über 
600.000. Die noch verbliebenen jüdischen Gemeinden zählen heute nur mehr 
etwa 40.000 Mitglieder. In der R S A gibt es noch ein größeres Flüchtlings­
potential von 125.000 Juden. 

2. Flüchtlingsbewegungen in Afrika im Rahmen 
größerer Entwicklungsprozesse 

Eine genauere und zusammenhängende Betrachtung der Fluchtursachen 
zeigt, daß es sich bei Fluchtbewegungen nicht um isoliert auftretende Einzel­
phänomene handelt, sondern daß die Fluchtbewegungen in größere histori­
sche und soziale Zusammenhänge eingebettet sind. 2 3 Die Flüchtlings-
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bewegungen in Afrika können drei größeren Entwicklungsprozessen zu­
geordnet werden24: 

Erstens, dem Prozeß der Auflösung der europäischen Kolonialreiche. Die 
Entkolonisierung wurde mit der Entlassung der portugiesischen Kolonien in 
die Unabhängigkeit Mitte der siebziger Jahre weitgehend abgeschlossen, so 
daß seither auch die mit diesem Prozeß zusammenhängenden typischen 
Fluchtbewegungen stark rückläufig sind. 

Der zweite hier zu nennende Entwicklungsprozess ist die Konsolidierung 
der unabhängigen afrikanischen Nationalstaaten. Dieser Vorgang schließt 
sich unmittelbar an die Dekolonisierung an, und ist bis heute keineswegs 
abgeschlossen. Mit der Unabhängigkeit vieler afrikanischer Staaten trat nicht 
eine Phase des Friedens, der Sicherheit und Stabilität ein, vielmehr verlief und 
verläuft der Prozeß der politischen Neuordnung der Staaten in Afrika oft im 
Zeichen von massiven Menschenrechtsverletzungen, gewalttätigen Ausein­
andersetzungen, Krieg oder Bürgerkrieg. 

Drittens setzten zunehmend anthropogen verursachte - demographische 
sowie ökologische - Katastrophenprozesse große Fluchtbewegungen in Afri­
ka in Gang. Gemeint sind das rasante Bevölkerungswachstum bzw. die 
destruktive Einwirkung des Menschen auf die Umwelt und das klimatische 
System. 

Diese drei genannten größeren Entwicklungsprozesse können selbstver­
ständlich nur analytisch voneinander getrennt werden. Tatsächlich überlagern 
sich diese Prozesse in ihrem zeitlichen Ablauf, wie auch in ihren Auswirkun­
gen. Insbesondere in Staaten, in denen militante Konflikte ausgetragen 
werden, treten spätestens seit den achtziger Jahren wechselseitige Wirkungs­
zusammenhänge zwischen Krieg, Dürre und Hunger auf. Somit begründet 
sich in der Realität jede einzelne Fluchtbewegung auf einem spezifischen 
Ursachen- oder Prozeßkomplex, eventuell verstärkt durch zusätzliche 
Rückkopplungseffekte, so daß im Einzelfall eine Zuordnung schwierig sein 
kann. 

Im folgenden werden Dynamik und Struktur der drei genannten größeren 
Entwicklungsprozesse - Entkolonisierung, Nationalstaatenbildung und 
Katastrophenprozesse - genauer dargestellt. Dabei sollen beispielhaft die 
Ursachen und das quantitative Ausmaß einiger, der damit jeweils zusammen­
hängenden Fluchtbewegungen beschrieben werden. 

2. 1. Flüchtlingsbewegungen während der Entkolonisierung in Afrika 

Im Zusammenhang mit der Entkolonisierung in Afrika wurde bereits auf die 
fluchtartige Rückkehr europäischer Siedler aus vielen der ehemaligen Kolo­
nien hingewiesen. Eine weitere Kategorie von Flüchtlingsströmen wurde in 
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jenen Kolonien ausgelöst, denen die Kolonialmächte die Gewährung der 
Unabhängigkeit zu verweigern versuchten. Dort formierten sich militante, 
antikoloniale Unabhängigkeitsbewegungen, die im gewalttätigen Kampf die 
letzte Möglichkeit zum Erreichen der politischen Unabhängigkeit sahen. 
Verursacht durch die langjährigen Unabhängigkeitskriege setzten sich z.B. 
aus Algerien, Angola, Portugiesisch Guinea (Guinea Bissau), Mocambique 
oder Rhodesien (Zimbabwe) große Flüchtlingsströme in die Nachbarstaaten 
in Bewegung. Meist noch wesentlich umfangreichere Fluchtbewegungen 
fanden innerhalb dieser Länder statt. Den Repressionsmaßnahmen der 
Kolonialmächte gegen die Zivilbevölkerungen, wie den üblichen Zwangsum­
siedlungen in militärisch bewachte Lager, entzogen sich zusätzlich tausende 
Menschen durch Flucht. 

Zeiüich fiel die Entkolonisierung Afrikas mit der Entstehung und Eskala­
tion der sogenannten „Süd-Dimension" des Ost-West-Konflikts zusammen. 
Unverkennbar ist die Gemeinsamkeit des Westens wie des Ostens in Afrika 
Nationalstaaten als Kooperationspartner zu gewinnen, wenngleich den jewei­
ligen Bestrebungen der beiden Supermächte unterschiedliche Interessen 
zugrunde lagen. Der Ost-West-Konflikt verlagerte sich in seinen Auswirkun­
gen auch wegen der wechselseitigen nuldearmilitärischen Abschreckung und 
der funktionalen Nichteinsetzbarkeit der Atomwaffen von Norden nach 
Süden, wo die Kontrahenten z.B. in Afrika um Einflußzonen konkurrierten. 
Eine in Afrika verbreitete Version der Austragung des Ost-West-Konfliktes 
war die direkte oder indirekte militärische Intervention in Kriege - zunächst 
in die Entkolonisierungskriege. 

Hierbei ist allerdings feststellbar, daß- in den Fällen einer Internationalisie­
rung von Kriegen durch Einmischung der Supermächte oder mit ihnen 
verbündeter Staaten - die Bestrebungen zur Instrumentalisierung generell 
wechselseitig konvergierten. So war einerseits die Lieferung von Waffen an 
die Unabhängigkeitsbewegungen durch sozialistische Staaten eine Gemein­
samkeit der Entkolonisierungskriege. Letztlich hatten diese Bewegungen 
keine andere Option, als sich zwecks Militärhilfe an die sozialistischen Staaten 
zu wenden, da westliche Waffenlieferungen zum Kampf gegen eine westliche 
Kolonialmacht natürlich nicht zu erwarten waren. Im Gegenzug verfolgte 
zuerst die Volksrepublik China, und später die Sowjetunion, mittels ihrer 
Militärhilfepolitik das langfristige Ziel, in den Ländern befreundete „soziali­
stisch orientierte" Regime zu installieren. 

Einer der ersten Unabhängigkeitskriege in Afrika wurde in Algerien von 
1954 bis 1962 von der „Front de Libération Nationale" (FLN) gegen die 
kompromißlose Aufrechterhaltung der französischen Kolonialherrschaft ge­
führt. In jener Zeit vermied die Sowjetunion generell die direkte oder indirekte 
militärische Konfrontation mit westlichen Mächten in der Dritten Welt was 
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ihr seitens der Volksrepublik China den Vorwurf einbrachte, die Förderung 
der Weltrevolution zu vernachlässigen. Dieses Argument stand auch am 
Anfang des sino-sowjetischen Konflikts, in dem die Volksrepublik China 
versuchte eine eigenständige Außenpolitik zu entwerfen. Aus diesem Selbst­
verständnis heraus sympathisierte Peking mit revolutionären Befreiungs­
bewegungen in der Dritten Welt, und leistete auch der algerischen FLN 
Waffenhilfe für ihren Unabhängigkeitskampf. 

Als Algerien im Jahre 1962 in die Unabhängigkeit entlassen wurde, hatte 
der Krieg etwa 300.000 Algerier zur Flucht aus ihren traditionellen Siedlungs­
räumen nach Marokko oder Tunesien gezwungen25, rund eine Million andere 
flohen innerhalb des Landes26 in sicherere Gebiete. 

Diese Kategorie von Rüchdingen dominierte in den siebziger Jahren im 
südlichen Afrika, wo die Portugiesen Angola und Mocambique die Unabhän­
gigkeit verweigerten. Die Regierung in Lissabon verfolgte eine eigene Strate­
gie der Entkolonisierung, mit der sie glaubte, die Forderungen nach Unabhän­
gigkeit umgehen zu können, die seit 1960 auch in den Vereinten Nationen ein 
jährlich wiederkehrender Tagesordnungspunkt war: Per Gesetz erklärte Por­
tugal alle seine Kolonien zu Überseeprovinzen, d.h. zu integralen Bestandtei­
len des Mutterlandes. Zur Untermauerung dieser Strategie forcierte Portugal 
die Einwanderung portugiesischer Siedler, womit letzdich erst das Potential 
für deren fluchtartige Rückkehr nach Portugal im Jahre 1975 geschaffen 
wurde. 

Die Unabhängigkeitskriege in Angola (1961-1975), Mocambique (1964-
1975), aber auch in Portugiesisch Guinea (1963-1974) fielen in die Zeit der 
„Entspannungspolitik", die von Moskau als eine Gelegenheit des Revolutions­
exports in die Dritte Welt gedeutet wurde. Sowjetische Waffenhilfe ging an die 
Befreiungsbewegungen ,Jvlovimento Popular de Libertacao de Angola" 
(MPLA) in Angola, „Frente de Libertacao de Mocambique" (FRELDMO) in 
Mocambique sowie „Partido Africane da Independencia da Guiné e Cabo 
Verde" (PAIGC) in Portugiesisch Guinea27. Nur in Angola operierten westlich 
unterstützte Befreiungsbewegungen in Konkurrenz zur marxistisch ausge­
richteten MPLA: Die „Frente Nacional de Libertacao de Angola" (FNLA) in 
Nord-Angolaund die „Uniao Nacional para a Independencia Total de Angola" 
(UNITA) in Süd-Angola. Dank massiver sowjetischer Unterstützung gelang 
es den marxistischen Bewegungen Mitte der siebziger Jahre in allen drei 
Ländern die Regierungsgewalt nach der Unabhängigkeit zu übernehmen. 

Die Kriege in den portugiesischen Kolonien setzten gewaltige Flüchtlings­
ströme in Bewegung: Im Verlauf des angolanischen Befreiungskampfes stieg 
die Zahl der Flüchüinge in den Nachbarstaaten auf 537.000.28 Die Zahl der 
innerhalb Angolas Geflohenen wurde für das Unabhängigkeitsjahr 1975 auf 
700.000 geschätzt.29 Aus Mocambique flüchteten bis Ende 1974 rund 80.000 
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Menschen nach Tanzania und Zambia 3 0, weitere 500.000 Mocambiquaner 
suchten innerhalb ihres Landes Schutz.31 Innerhalb von Portugiesisch Guinea 
befanden sich Ende 1974 mindestens 70.000 Menschen auf der Flucht3 2, und 
zusätzlich 150.000 Flüchtlinge zählte man in den Nachbarländern 3 3. 

Nach dem Sieg der F R E L I M O in Mocambique fand die „Zimbabwe 
African National Union" (ZANU) dort eine günstige Operationsbasis für ihren 
Kampf gegen das weiße Minderheitenregime in Rhodesien. Als dieses Land 
von Großbritannien im Jahre 1980 unter dem Namen Zimbabwe formell in die 
Unabhängigkeit entiassen wurde, waren über 217.000 Schwarzafrikaner über 
die Landesgrenzen geflohen34, und etwa 420.000 Vertriebene hatten in den 
Randgebieten von Städten im Land Schutz vor dem Krieg gesucht35. 

Mit Ausnahme von Angola, wo der Unabhängigkeitskrieg direkt in einen 
innerstaatlichen Machtverteilungskrieg der konkurrierenden Befreiungs­
bewegungen überging, konnten in allen anderen Ländern die Flüchtlinge nach 
Erreichen der staatlichen Unabhängigkeit mit Unterstützung des U N H C R in 
ihre Heimatländer zurückkehren. 

2. 2. Flüchtlingsbewegungen im Zuge der Konsolidierung der afrikanischen 
Nationalstaaten 

Zum Zeitpunkt des Einsetzens der Entkolonisierung war die politische 
Organisationsstruktur der Welt von den Nationalstaaten europäischer Prä­
gung dominiert; damit stand der postkolonialen Organisationsstruktur Afrikas 
in Form von Nationalstaaten keine realistische Alternative gegenüber. Die 
Organisation der „Vereinten Nationen" definierte mit dem „Selbstbestimmungs­
recht der Völker" 3 6 den nationalstaatlichen Rahmen für die Integration der 
„Völker" in das internationale System. Die Gewährung der politischen 
Unabhängigkeit an die afrikanischen Länder erfolgte in der Regel im Rahmen 
der kolonialen Grenzen, auf deren Unveränderbarkeit sich die afrikanischen 
Staaten in der Charta der O A U festlegten.37 

Eine für die nachkoloniale Entwicklung wesentliche Folge der kolonialen 
Grenzziehungen war die willkürliche Zerteilung oder Zusammenfassung 
unterschiedlicher ethnischer, religiöser oder kultureller Bevölkerungsgruppie­
rungen in den Staaten. Die meisten afrikanischen Staaten sind Vielvölkerstaa­
ten im Rahmen von Nationalstaaten, in denen sich die Staatsbevölkerung 
häufig aus zahlreichen Minderheiten zusammensetzt. 

Aufgrund dieser heterogenen gesellschaftlichen Struktur der afrikani­
schen Staaten, werden die Ursachen inner- oder zwischenstaaüicher Kriege 
häufig im sogenannten „Tribalismus" verortet und als „Stammeskonflikte" 
bezeichnet. Diese Klassifizierung greift jedoch ebenso zu kurz, wie eine 
vereinfachende Lokalisierung der Konfliktursachen in der „Süd-Dimension" 
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des Ost-West-Konflikts. Eine genauere Betrachtung der nachkolonialen Krie­
ge in Afrika zeigt, daß erst die Instrumentalisierung der gesellschaftiichen 
Verschiedenheit auf der nationalen Ebene durch Regierungen, sowie die 
wechselseitige Instrumentalisierung afrikanischer und weltpolitischer Kon­
trahenten diesen Kriegen ihren Charakter verleiht. 

Eine brisante Steigerung erfahren die Konfliktpotentiale in den Staaten, in 
denen die regierenden Eliten zu einer Monopolisierung der politischen und 
ökonomischen Macht tendieren. Umgekehrt hat eine solche Politik eine 
mangelhafte Integration und Partizipation der verschiedenen ethnischen und 
kulturellen Bevölkerungsgruppierungen im Nationalstaat zur Folge. Dies 
wiederum bewirkt die Integration der benachteiligten Bevölkerungsteile auf 
einer subnationalen Ebene, wodurch die Herausbildung regimefeindlicher 
Widerstandsbewegungen begünstigt wird. In vielen unabhängigen Staaten 
Afrikas entluden sich diese Spannungen in Kriegen, die in ihrer Intensität der 
Gewalttätigkeit sowie in der Konfliktdauer die Entkolonisierungskriege oft 
bei weitem übertrafen. 

Die postkolonialen Kriege in Afrika können zwei Kategorien zugeordnet 
werden: erstens zwischenstaatlichen Kriegen und zweitens innerstaatlichen 
Kriegen. 

Im Zusammenhang mit dem Prozeß der nationalstaaüichen Konsolidierung 
können internationale Kriege auch als ein außenpolitisches Mittel der inneren 
Herrschaftssicherung interpretiert werden. Aber auch hier ist meist die Allianz 
des Aggressorstaates mit einer bewaffneten Widerstandsbewegung im Nach­
barland die Vorstufe des Krieges. 

Die postkolonialen Kriege in Angola und Mocambique sind anschauliche 
Beispiele für die regionale Hegemonialpolitik der RSA, deren Ziel die 
Sicherung der weißen Vorherrschaft am Kap gewesen ist. Insbesondere in der 
Zeit von 1980 bis 1989 verfolgte die R S A mit seiner „Total National Strategy" 
eine Politik der massiven direkten und indirekten militärischen Destabilisierung 
Angolas und Mocambiques.3 8 Dabei instrumentalisierte die R S A die U N I T A 
und die „Resistencia Nacional Mocambiquana" ( R E N A M O ) zur Durch­
setzung ihrer Politik. U N I T A und R E N A M O verfolgten ihrerseits das Ziel, die 
sozialistischen Regime der M P L A bzw. der F R E L I M O mit militärischer 
Gewalt zu stürzen. 

Die kriegsbedingten demographischen Verwerfungen in Angola und 
Mocambique waren dramatisch: Zum Zeitpunkt der Einstellung der 
südafrikanischen Militärhilfe an die U N I T A im Jahre 1989 betrug die Zahl der 
angolanischen Flüchdinge knapp 300.000 in Zaire3 9,98.000 in Zambia 4 0, etwa 
130.000 in Namibia 4 1 und je nach Zählweise 1,5 bis 3,5 Millionen innerhalb 
Angolas. 4 2 Die Entwicklung in Mocambique war von einer Politik des Terrors 
gegen die Zivilbevölkerung geprägt, die von 1980 bis Ende 1989 Millionen 
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von Menschen in die Flucht trieb: 822.500 mocambiquanische Flüchtlinge 
wurden in Malawi 4 3 registriert, 80.000 in Swaziland44,174.000 in Zimbabwe 4 5. 
72.000 in Tanzania4 6, 22.000 in Zambia 4 7, dazu kamen noch 1,7 Millionen 
registrierte und 4,6 Millionen nichtregistrierte Vertriebene innerhalb 
Mocambiques4 8. Die Aufgabe der Hegemonialpolitik seitens der RSA, sowie 
die Einstellung der sowjetischen Militärhilfe an Angola und Mocambique 
haben bisher noch keine Verbesserung der Lage der Flüchtlinge gebracht. 

Neben der Hegemonialpolitik hat in Afrika noch eine andere Version einer 
nach außen gerichteten Politik der innerstaatlichen Konsolidierung große 
Flüchtlingsbewegungen verursacht: Bestrebungen mit dem Ziel einer 
territorialen Umstrukturierung des Status quo. Allerdings haben in Afrika 
kriegerisch bewirkte Grenzveränderungen kaum Aussicht auf Erfolg, da die 
Unveränderbarkeit der kolonialen Grenzziehungen in der O AU-Charta völker-
vertragsrechtlich festgelegt ist. Diese Besonderheit auf dem afrikanischen 
Kontinent mag der Hauptgrund dafür sein, daß in Afrika bemerkenswert 
wenige zwischenstaatliche Kriege mit diesem Ziel geführt wurden. 

Die wohl bekannteste Ausnahme stellt der Ogaden-Krieg am Horn von 
Afrika dar, in dem Somalia 1978 eine vernichtende militärische Niederlage 
gegen Äthiopien erlitt. Das Ziel Somalias war die Schaffung eines ethnisch 
homogenen Großsomalias durch den. Anschluß der äthiopischen Ogaden-
Region, in der vorwiegend Somali-Nomaden beheimatet sind. Zur Durch­
setzung seiner Ansprüche setzte Somalia auf die militärische Aufrüstung und 
ein Bündnis mit einer, an der strategisch bedeutenden Lage Somalias interes­
sierten Großmacht. Da die drei Nachbarstaaten Somalias mehr oder minder 
enge Beziehungen zu westiichen Mächten hatten, bot sich als fast natürlicher 
Verbündeter Somalias die nach Militärstützpunkten suchende Sowjetunion 
an. Doch blieb Moskau bezüglich der Unterstützung der Territorialansprüche 
eher zurückhaltend und wechselte 1977 sogar auf die Seite des sozialistischen 
Regimes in Äthiopien über, das dort seit 1974 an der Macht war. 

Im Ogaden operierte seit Mitte der siebziger Jahre die prosomalische 
„Westsomalische Befreiungsfront", der es mit somalischer und sowjetischer 
Unterstützung bis 1977 gelang, weite Teile der Region unter ihre Kontrolle zu 
bringen. Seit Juni 1977 intervenierten somalische Truppen offen auf Seiten der 
„Westsomalischen Befreiungsfront", um den Ogaden zu annektieren. Das 
scheiterte jedoch im März 1978 an einer Gegenoffensive der inzwischen von 
der Sowjetunion und Kuba unterstützten äthiopischen Streitkräfte. Nach der 
vernichtenden Niederlage der Truppen Somalias und der „Western Somali 
Liberation Front" (WSLF) im selben Monat setzte ein rasch anschwellender 
Rüchdingsstrom aus dem Ogaden nach Somalia ein: Bis Dezember 1979 
hatten bereits 470.000 Menschen die Grenze zu Somalia passiert,49 und im 
August 1980 gab die somalische.Regierung die Zahl der Rüchtlinge mit 1,6 
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Millionen50 an. Weitere 45.000 Ogaden-Flüchtlinge wurden 1978 in Djibouti 
registriert.51 Die äthiopische Regierung ersuchte den UNHCR 1978 um Hilfe 
für rund 500.000 kriegsbedingte Vertriebene innerhalb des Ogaden.52 Die 
Zahlen der infolge des Ogaden-Kriegs geflohenen Menschen sind zum Teil 
umstritten, da die somalische Regierung der Manipulation nach oben verdäch­
tigt wurde.53 

Wesentlich häufiger als zwischenstaatliche Kriege sind in Afrika 
innerstaatliche Kriege ausgebrochen. Im Regelfall verlaufen die Konflikt­
linien der „Bürgerkriege" entlang den ethnisch-kulturell heterogenen 
Gesellschaftsstrukturen. Die tiefer liegenden Kriegsursachen finden sich in 
der Politik der herrschenden Staatsklassen, die entweder aus Unfähigkeit oder 
aufgrund fehlender Bereitschaft zur Machtteilung eine Monopolisierung und 
Zentralisierung derselben anstreben. Dabei verschaffen sich diese Regierun­
gen über eine Verteilung von politischen und/oder ökonomischen Privilegien 
an ausgewählte Bevölkerungsgruppierungen einen breiteren Rückhalt, aber 
gleichzeitig werden andere Bevölkerungsgruppierungen ausgegrenzt. Die 
diskriminierten Bevölkerungsteile bilden sodann einen guten Nährboden für 
Oppositionsbewegungen. Bei anhaltender Kompromißlosigkeit kann der 
regimekritische Widerstand leicht in einen militanten Konkurrenzkampf um 
die Neuverteilung der Macht mit den Staatsklassen umschlagen. 

Beispiele für derartige „Bürgerkriege", die zudem oft in mehreren Schüben 
oder Etappen ausgefochten wurden, sind Äthiopien, Angola, Burundi, Djibouti, 
Liberia, Rwanda, Somalia, Sudan, Tchad, Uganda und Zaire. Immer ging es 
in diesen Konflikten um eine Neuverteilung der politischen Macht im Staat. 
Seltener versuchte eine vernachlässigte Bevölkerungsgruppierung die Sezession 
ihres Gebietsteiles von dem Staat, um wie im Falle Biafras einen eigen­
ständigen Staat zu gründen. Generell kann die ethnische Zusammensetzung 
und die regionale Verteilung bzw. die quantitative Dimension sowie das 
Andauern der diese Kriege begleitenden Hüchtlinsströme als ein Maßstab für 
die Art und Intensität der Auseinandersetzungen gewertet werden. 

Zwei geradezu klassische Beispiele für den Kriegstyp der gewaltsamen 
Neuverteilung der politischen Macht im Staat („Bürgerkrieg") sind Somalia 
und der Sudan. 

Die Somali sind eine ethnisch homogene Bevölkerung, wodurch sich 
Somalia von fast allen anderen afrikanischen Staaten unterscheidet. Die 
Unterscheidungskriterien der somalischen Clans sind ausschließlich 
verwandtschafüicher Art. In der Tradition der somalischen Gesellschaft sind 
Clans relativ autonome Einheiten. Der stark zentralisierte Nationalstaat Somalia, 
wie er unter Präsident Siad Barre ausgeprägt war, ist mit den Clanstrukturen 
inkompatibel. So instrumentalisierte Siad Barre den Staat für seine Herrschaft, 
abgestützt im Darod-Clan, über alle anderen Clans. Gegen diese Monopolisie-
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rung der politischen Macht lehnte sich seit 1988 die „Somali National 
Movement" (SNM) auf, die vom Issaq-Clan aus dem Norden dominiert wird. 
Der Krieg zwischen S N M und den Regierungstruppen trieb bis Jahresende 
350.000 Somali ins Exil nach Äthiopien 5 4, mindestens 400.000 flohen inner­
halb des Landes.55 

In den Jahren 1989 und 1990 nahmen noch zahlreiche weitere Wider­
standsbewegungen unter der Führung anderer Clans den bewaffneten Kampf 
gegen Siad Barre auf, so daß sich der Krieg auf die zentralen und südlichen 
Regionen des Landes ausweitete. Nach dem Sturz Barres im Januar 1991 
entbrannte zunächst ein Machtverteilungskrieg zwischen den Clans und ihren 
Milizen, bis sich die Kämpfe schließlich auf Mogadishu konzentrierten. Hier 
trugen zwei Angehörige des Hawiyeh-Clans, der Interimspräsident A l i Mahdi 
Mohammed und General Mohammed Farah Aidid, einen blutigen Konkur­
renzkampf um die Macht in Somalia aus. Die Zahlen der somalischen 
Flüchdinge schnellten auf rund eine Mill ion im Ausland 5 6 und 4,5 Millionen 
im Inland57 empor. 

Im Unterschied zu Somalia schlössen die kolonialen Grenzen im Sudan 
zahlreiche ethnisch, kulturell, religiös und sprachlich unterschiedliche 
Bevölkerungsgruppierungen in einem Staat zusammen. Seit 1983 tobt im 
Sudan ein Krieg zwischen den Regierungstruppen und Einheiten der „Sudan 
People's Liberation Army" (SPLA), der sich an der diskriminierenden Politik 
der arabisch-islamisch dominierten Regierung in Khartoum entzündet hat. 
Die Regierung verfolgt das Ziel einer Monopolisierung der politischen und 
wirtschaftlichen Macht, wobei sie die kulturellen Unterschiede der zahlrei­
chen schwarzafrikanischen und nichtislamischen Ethnien vorsätzlich mißach­
tet.58 Den Kämpfen sind bisher rund 300.000Süd-Sudanesen ins Exil entflohen59, 
drei Millionen andere gelten als Vertriebene innerhalb des Landes6 0. 

Seit der Auflösung des Ost-West-Konflikts, und damit dem Wegfall 
kooperationswilliger westlicher und östlicher Staaten, wächst der externe und 
interne Druck auf viele diktatorische Einparteienregime in Afrika. Seither 
verläuft der Prozeß der Konsolidierung afrikanischer Nationalstaaten zuneh­
mend im Zeichen der sogenannten „Demokratisierung". Bei genauerer Ana­
lyse zeigt sich, daß in einigen Staaten die Ursachen umfangreicher Flucht­
bewegungen mit der „Demokratisierung" in direktem Zusammenhang stehen. 
Beispiele hierfür sind Kenya, Togo, Angola und Burundi. 

In Togo reagierte Präsident Gnassingbé Eyadéma auf die Demo­
kratisierungsbestrebungen der togolesischen Nationalkonferenz und des Über­
gangsparlaments mit einer systematischen Monopolisierung der politischen 
und militärischen Machtmittel in den Händen der Kabyé. Eyadéma selbst ist 
ein Kabyé, und er verteilte die Posten in den Sicherheitskräften auf Angehörige 
seiner ethnischen Gruppe aus dem Norden.6 1 Vor den Repressalien dieses 
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„bewaffneten Stammes" flohen 1993 über 300.000 Evé aus dem Süden nach 
Benin und Ghana.62 Die Evé dominieren die Wirtschaft des Landes. Vor allem 
hat die politische Opposition ihre Basis in dieser Ethnie. 

Während in Togo die Strategie der Regierung von vornherein auf eine 
Verhinderung der Demokratisierung abzielt, nahm in Burundi die politische 
Klasse der Tutsi die Niederlage ihrer Partei bei den Wahlen 1993 an. Nach 
30jähriger Vorherrschaft übernahm eine von Hutu dominierte Regierung die 
Amtsgeschäfte. Dieser wahlbedingte Machtwechsel kam nicht überraschend, 
da der Anteil der Hutu an der Gesamtbevölkerung etwa 85 Prozent beträgt. 
Jedoch standen der politisch schwachen Hutu-Regierung die militärischen 
Machtmittel der seit je von Tutsi dominierten Armee gegenüber. Diese labile 
Balance zwischen Hutu und Tutsi, bzw. zwischen Politik und Armee, kam 
durch den gescheiterten Militärputsch vom 21. Oktober 1993 völlig aus dem 
Gleichgewicht, und eskalierte in landesweiten äußerst gewalttätigen Kämpfen 
der beiden Ethnien. Binnen eines Monats entflohen den blutigen Massakern 
680.000 vorwiegend Hutu in die Nachbarländer, und 250.000 zumeist Tutsi 
brachten sich innerhalb Burundis in Sicherheit.63 

Bereits aus diesen beiden Beispielen ist erkennbar, daß die - insbesondere 
im Westen - mit großen Hoffnungen verbundene „Demokratisierung" in 
Afrika die Gefahr der Eskalation ethnischer Konflikte in sich birgt. In den 
Fällen einer Tribalisierung der politischen Parteien können Wahlen die 
demokratisch legitimierte Herrschaft einer ethnischen Gruppe über den Rest 
der Bevölkerung zum Ergebnis haben. Werden Politik, Wirtschaft und Militär 
von verschiedenen Gruppen dominiert, so steigt das Konfliktpotential, wenn 
durch Wahlen eine Neuverteilung der Macht zu erwarten ist. Die ruinösen 
Einparteiensysteme würden nicht von einem demokratischen Parteien­
pluralismus abgelöst werden, sondern von einem „bewaffneten Pluralismus".64 

Aus den Erfahrungen der letzten Jahre kann der Schluß gezogen werden, daß 
zumindest kurz- und mittelfristig auch eine Demokratisierung im westlichen 
Verständnis kein Garant für Frieden, Sicherheit und Stabilität in Afrika sein 
wird. 

2. 3. Anthropogenverursachte Katastrophenprozesse als Ursache von Flucht­
bewegungen in Afrika 

Mit zwei anthropogen verursachten Entwicklungen, die spätestens seit den 
siebziger Jahren den Charakter von Katastrophenprozessen angenommen 
haben, können Fluchtbewegungen in Afrika in Zusammenhang gebracht 
werden, die nicht in den Statistiken des UNHCR erscheinen. 

Der erste dieser Katastrophenprozesse ist das rasante Bevölkerungs­
wachstum in Afrika. In keinem der afrikanischen Staaten kann die Produktion 
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von Nahrungsmitteln mit dem Anwachsen der Zahl der Menschen Schritt 
halten. Das bedeutet, daß die Pro-Kopf-Produktion seit Jahren eine sinkende 
Tendenz aufweist, in einigen Länder ist die Agrarproduktion sogar in absolu­
ten Zahlen rückläufig. Um so erstaunlicher ist die Tatsache, daß Afrika ein 
Nettoexporteur von Nahrungsmitteln ist. Viele afrikanische Regierungen 
versuchten jahrelang die sinkenden Rohstoffpreise durch eine Ausdehnung 
der Exportlandwirtschaft zu kompensieren. Mit der Expansion der Anbau­
flächen für Kaffee, Tee, Bohnen, Erdnüsse und andere Exrx)rtfrüchte, wurde 
aber die ohnehin wachsende ländliche Bevölkerung in unfruchtbarere Regio­
nen abgedrängt, womit ein Verarmungsprozess einsetzte. 

Viele Menschen erhoffen sich eine Lösung ihrer existentiellen Probleme 
in den afrikanischen Großstädten. Diese Abwanderungsbewegung wird als 
Landflucht bezeichnet und deren Ausmaß kann erst am Anschwellen der 
Urbanen Ballungszentren gemessen werden. Die Landflüchtlinge enden dort 
meistindenSlumsiedlungenderStadtrandgebiete,diemitriesigenFlüchtlings-
lagern verglichen werden können. Die Zahl der Menschen, die in Afrika seit 
1960 von der Landflucht erfaßt worden sind, dürfte rund 80 Millionen 
betragen.65 Die Tendenz der Urbanisierung ist steigend. 

Der zweite Katastrophenprozeß, mit dem massive Fluchtbewegungen in 
Verbindung stehen, ist der ökologische Niedergang weiter Regionen in 
Afrika, in Wechselwirkung mit den regionalen Auswirkungen der globalen 
Klimaveränderung. Die Zahl der sogenannten „Dürre-", „Hunger-" oder 
„Umweltflüchtlinge" während der großen Dürren in Afrika Anfang der 
siebziger, Mitte der achtziger und erneut Anfang der neunziger Jahre ging 
jeweils in die Millionen. 

Die Ursachen dieser Fluchtbewegungen sind vielfältig, wobei das 
Bevölkerungswachstum, eine falsche Landwirtschaftspolitik, die Übernutzung 
der Agrarflächen und die Ausbreitung der Wüsten wesentliche Faktoren 
darstellen. Ausgelöst wurden diese Fluchtbewegungen jedoch durch erheb­
lich verminderte Niederschläge, die zunächst die Nomaden, die zuerst und am 
schlimmsten getroffen wurden, in die Regionen der Bodenbauern trieb. 
Nachdem die Dürre auch in diesen Gebieten Not und Hunger ausgelöst hatte, 
verstärkt durch den Zustrom von Nomaden-Flüchtlingen, konzentrierten sich 
die Flüchdingsströme auf die Städte, wo sich die Geflüchteten in rasch 
wachsenden Nodagern sammelten.66 

Die Klimaforschung verfügt über Erkenntnisse, die daraufhindeuten, daß 
die Dürren in Afrika keine isolierten Einzelphänomene waren, sondern Teil 
von großräumlichen Klimaveränderungen sind. Dabei ist dieser Prozess 
weniger durch eine kontinuierliche Verschlechterung gekennzeichnet, als 
durch eine Häufung extremer Ereignisse.67 Beispiele sind die katastrophalen 
Dürren und - quasi umgekehrt - verheerende Überschwemmungen. Es wird 
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angenommen, daß der „Treibhauseffekt" an der räumlichen und zeidichen 
Akzentuierung der Niederschläge im Sahel beteiligt ist.6 8 Die Erwärmung der 
Erdatmosphäre ist ihrerseits bekanntiich eine Folge des steigenden CQ, -
Gehalts69, der wiederum und hauptursächlich auf den wachsenden Verbrauch 
fossiler Energieträger in den Industriestaaten zurückzuführen ist. Es deutet 
also einiges darauf hin, daß die destruktiven Folgeerscheinungen der 
Luftverschmutzung (zumindest bisher) in erster Linie die Länder der Dritten 
Welt treffen. Jedenfalls, ob Vorboten oder nicht, müssen die klimatischen 
Extremereignisse der vergangenen 20 Jahre als ein Hinweis auf die in den 
Tropen dauerhaft zu erwartende Situation gedeutet werden. 

Auf nähere Angaben zu den zahlreichen Flüchüingsbewegungen im 
Zusammenhang mit dem ökologischen Niedergang und der Häufung 
klimatischer Extremereignisse in Afrika soll hier verzichtet werden. Beispiele 
hierzu wurden bereits an anderer Stelle veröffentlicht.7 0 Bei den Zahlen der 
Flüchtlinge aufgrund von Dürren, Überschwemmungen und Wirbelstürmen 
sind - wie bei der Landflucht und den kriegsbedingten Flüchtlingen und 
Vertriebenen - steigende Tendenzen zu verzeichnen. 

Alle diese massiven demographischen Verwerfungen sind Mitverursacher 
der ökonomischen Schwäche Afrikas. Politische Maßnahmen, wie die forcierte 
Implementierung der bestehenden völkerrechtlichen Menschenrechts­
instrumente, die Beschränkung des Prinzips der Nichteinmischung in die 
inneren Angelegenheiten von Staaten, sowie Kreativität bei der politischen 
Machtverteilung in den multikulturellen Vielvölkerstaaten Afrikas, können 
zur Prävention von Flüchtlingsbewegungen beitragen. Allerdings hat die 
Alternative, weiter steigende Zahlen von Flüchüingen aller Kategorien in 
Afrika, angesichts der zu beobachtenden Verschärfung der Fluchtursachen, 
eine größere Wahrscheinlichkeit. 

1 Die beste Lösung für bestehende Flüchtlingsprobleme ist die „freiwillige Repatriierung". Über 
41.000 Namibia-Flüchtlinge aus 43 Exilländern konnten 1989 in ihre Heimat zurückkehren. 
Vgl. UNHCR Press Release REF/1638. 19.9.1989. 

2 Pläne bzw. Programme zur freiwilligen Repatriierung gibt es gegenwärtig für Flüchtlinge aus 
Südafrika. Mocambique, Somalia, Rwanda und Burundi. Vgl. UNHCR Information Bulletin, 
..Repatriation in Africa", 1.10.1993 sowie UNHCR Information Bulletin, „South Africa", 
12.2.1992. 

3 Auswahl von Monographien und Sammelbänden zum Flüchtlingsproblem in Afrika: R. 
Richter, Flüchtlingsfragen in Afrika-Zwangsmigrationen imRahmen größerer Entwicklungs­
prozesse, Baden-Baden 1992; R. Sergio, International migration in Africa: Legal and 
administrative aspects, Geneva 1989; R. F. Gorman, Coping with Africa's Refugee Burden: a 
time for solutions, Dordrecht 1987; P. Nobel (Hrsg.), Refugees and Development in Africa, 
Uppsala 1987. E.-R. Mbaya, La Communauté Internationale et les Movements des Populations 
en Afrique, Abidjan 1985; G. Kibreab, Reflections on the African Refugee problem: A Critical 
Analysis of Some Basic Assumptions, Uppsala 1983; G. Melander/P. Nobel (Hrsg.), African 
Refugees and the Law, Uppsala 1978; S. Hamrell (Hrsg.), Refugee Problems in Africa, Uppsala 
1967. 
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4 Convention relating to the Status of Refugees. Geneva 28.7.1951. Die Konvention trat am 
22.4.1954 in Kraft. 

5 Protocol relating to the Status of Refugees of 31 January 1967. New York. Dieses sogenannte 
Zusatzprotokoll trat am 4.10.1967 in Krall . 

6 International Conference on the Plight of Refugees. Returnees and Displaced Persons in 
Southern Africa - Report of the Secretary General ( A/44/520). 28.9.1989. Dieser Bericht des 
UN-Generalsekretärs bezieht sich auf die ..International Conference on the plight of Refugees, 
Returnees and Displaced Persons in Southern Africa" (SARRED), die vom 22. bis 24. August 
1988 vom U N H C R zusammen mit der O A U in Oslo abgehalten wurde. 

7 A/44/520, Absatz 72, S. 16. 
8 OAU-Convention Governing the Specific Aspects of Refugee Problems in Africa, Addis 

Abeba 10.9.1969. Die Konvention trat am 20.6.1974 in Kraft. 
9 ZumProblemderUmweltflüchtlinge vgl. J. L . Jacobson,Environmental Refugees: A Yardstick 

of Habitability (= Worldwatch Paper, No. 86), Washington, D.C. 1988: R. Richter, Umwelt­
flüchtlinge: Problemaufriss und Überblick, in: ami - antimilitarismus inf ormation (Berlin ), 20 
(Dezember 1990) 12, S. 23-29; M . Wöhlcke. Umweltflüchtlinge - Ursachen und Folgen. 
München 1992. Vgl . auch den Beitrag von Wöhlcke in diesem Heft. 

10 E. El-Hinnawi, Environmental Refugees. Nairobi 1985. 
11 Ebenda, S. 4. . 
12 Ebenda. 
13 Vg l . hierzu die detaillierten Angaben bei R. Richter, Flüchtlingsfragen (Anm. 3). S. 247-252. 
14 Vgl . E. El-Hinnawi. Environmental Refugees (Anm. 10), S. 33-34. Beispiele sind der Aswan-

Staudamm (110.000 Vertriebene) an der ägyptisch-sudanesischen Grenze, der Kariba-Damm 
(50.000-57.000) in Zambia und Zimbabwe, der Kainji-Damm (42.000-50.000) in Nigeria 
sowie der Volta-Staudamm (78.000) in der Côte d'Ivoire. Vgl . hierzu R. Richter, Flüchtlings­
fragen (Anm. 3), S. 204-205. 

15 Vgl . L . Timberlakc, Krisenkontinent Afrika - Der Umwelt-Bankrott - Ursachen und Ab­
wendung, Wuppertal 1986, S. 579. Genauere Angaben zu einzelnen Fluchtbewegungen 
während der Dürrekatastrophen Anfang der siebziger Jahre sowie jener Mitte der achtziger 
Jahre vgl. bei R. Richter, Flüchtlingsfragen (Anm. 3), S. 242-247. 

16 Vgl . hierzu A . Adepoju, Illegals and Expulsion in Africa: The Nigerian Experience, in: 
International Migration Review, 18 (Fall 1984) 3, S. 426-436; A . A . Afolayan, Immigration and 
Expulsion of E C O W A S Aliens in Nigeria, in: International Migration Review, 22 (Spring 
1988) 1, S. 4-27; R. Gravil, The Nigerian Expulsion Order of 1983, in: African Affairs. 84 
(October 1985 ) 337, S. 523-537: Ch. Kelly, Response in Togo to the impact of expulsions from 
Nigeria, in: Disasters, 7 (1983) 3. S. 187-190. 

17 Vgl . R. Richter, Flüchtlingsfragen (Anm. 3). S. 218-219. 
18 Vgl . „Ausweisung thailändischer Arbeitskräfte aus Libyen", in: Neue Zürcher Zeitung -

Femausgabe (NZZ), 10.11.1993, S. 2. 
19 Vgl . R. Richter. Flüchtlingsfragen (Anm. 3). S. 91. 
20 Vg l . P. Baillet, Un exemple d'intégration écomomique: Celui des réfugiés d'Algérie, in: Th. 

Veiter (Hrsg.), 25 Jahre Flüchtlingsforschung - Ein Rückblick auf Flucht, Vertreibung und 
Massenwanderung, Wien 1975, S. 173-179 (S. 173). 

21 Vgl . Th. Veiter, Die Vertriebenen (Repatriierten) in Portugal 1980. in: A W R Bulletin, 
18(27)(1980)4. S.177-191 (S. 177). 

22 Vgl . hierzu T. Prittie, Middle East Refugees, in: M . Curtis/J. Neyer/Ch. I. Waxman/A. Pollack 
(Hrsg.), The Palestines - People, History, Politics, New Brunswick, N.J. 1975, S. 51-73; T. 
Parfitt, The Jews of Africa and Asia: Contemporary Anti-Semitism and other pressures (= 
M R G Report, No. 76), London 1987: sowie R. Richter, Flüchtlingsfragen (Anm. 3), S. 261ff. 

23 Die Analyse von Fluchtbewegungen im Rahmen größerer Zusammenhänge wurde insbeson­
dere von Opitz verfolgt. Vg l . beispielsweise P. J. Opitz, Das Weltflüchtlingsproblem im 20. 
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Jahrhundert, in: ders. (Hrsg.), Das Wcltflüchtlingsproblem - Ursachen und Folgen, München 
1988, S. 11 -63: ders.. Das Weltflüchtlingsproblem zu Beginn der neunziger Jahre - Ursachen 
und Perspektiven (- Arbeitspapiere zu Problemen der internationalen Politik und der 
Entwicklungsländerforschung, Nr. 1/1991, Hrsg.: Forschungsstelle Dritte Welt am Geschwi-
ster-Scholl-Institut für Politische Wissenschaften der Ludwig-Maximilians-Universität Mün­
chen). München. 

24 Zur Typisicrung und Systematisierung afrikanischer Flüchtlingsbcwegungen im Rahmen 
größerer Entwicklungsprozesse vgl. R. Richter, Flüchtlingsfragen (Anm. 3). 

25 Nach Angaben des U N H C R befanden sich 1961 171.000 algerische Flüchtlinge in Tunesien 
(A/4771/Rcv.l. S. 21 ) und 132.000 in Marokko (A/4771/Rev.l/Add.l, S. 7). 

26 Eine Angabe schätzte die Zahl der geflohenen Algerier auf 1,175 Millionen, wobei unklar ist, 
ob die grenzüberschreitenden Flüchtlinge darin eingeschlossen sind. Vgl . K. Sutton, Population 
Resettlement - Traumatic Upheavals and the Algerian Experience, in: The Journal of Modern 
African Studies, 15 (1977) 2, S. 279-300 (S. 286). 

27 Der Befreiungkampf der P AIGC konzentrierte sich auf Portugiesisch Guinea, Cabo Verde war 
davon kaum betroffen. 

28 Ende 1974 zählte der U N H C R in Zaire 450.000-500.000 Angola-Flüchüinge, in Zambia 
25.000. im Kongo 10.000 und in Botswana 2210. Vg l . M10012, S. 24-27 und A/31/12, Absatz 
151.S.31. 

29 Vg l . Angabe bei M . Kidron/R. Segal, Hunger und Waffen - Ein politischer Weltatlas zu den 
Krisen der achtziger Jahre. Hamburg 1981, Karte 32. 

30 Der U N H C R zählte 70.600 Mocambique-Flüchtlinge in Tanzania und 10.000 in Zambia. Vgl . 
A/10012,S. 22 und S. 25. 

31 Ein halbe Mil l ion „Internally Displaced Persons" erhielt aus einem UNHCR-Programm ( 1975-
1977) Unterstützung. Vgl . A/33/12, S. 25-26. 

32 Im Rahmen seiner Repatriierungsmaßnahmen unterstützte der U N H C R auch knapp 70.000 
„Internally Displaced Persons". Vgl . A/31/12, S. 25 und A/32/12, S. 23. 

33 Zahl der Flüchtlinge in Senegal. Gambia und Guinea nach Angabe der O A U . Vgl . A . Andepoju, 
The Dimension of the Refugee Problem in Africa, in: African Affairs, 81 (January 1982) 322, 
S. 1-35 (S. 34). 

34 Der U N H C R registrierte Ende 1979 insgesamt 217.800 Flüchtlinge aus Rhodesien/Zimbabwe 
in den Nachbarstaaten. Davon befanden sich 150.000 in Mocambique, 45.300 in Zambia und 
22.531 in Botswana. Vgl . A/35/12, S.21, S. 23 und S. 28. 

35 Im Rahmen der Repatriierung der Refugees" (ab 1980) unterstützte der U N H C R auch420.000 
„Internally Displaced Persons". Vgl . A/35/12, S. 30. 

36 Vg l . Declaration on the Granting of Independence to Colonial Countries and Peoples, G A res. 
1514(XV), 14.12.1960. 

37 Vg l . Charter of the Organization of African Unity, Addis Abeba, 25.5.1963: Präambel, Artikel 
2 sowie Artikel 3. 

38 Vg l . hierzu R. Davis/D. O'Mera, Total Strategy in Southern Africa: An Analysis of South 
African Regional Policy since 1978, in: Journal of Southern African Studies, 11 (April 1985) 
2, S. 183-211; sowie G . Braun, Pretorias Totale Nationale Strategie im südlichen Afrika, in: 
Africa Spectrum, 23 (1988) 1, S. 5-23. 
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298 700. Vg l . Refugees, Special Issue, December 1988, S. 21. 

40 Angabe des U N H C R für Anfang 1989. Vgl . U N H C R Fact Sheet, April 1989. 
41 Angabe für 1986. Vgl . Th. Veiter, Flüchtlingsfragen in Südwestafrika/Namibia, in: A W R 
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Einwanderung als Erfahrung: 
die Vereinigten Staaten als Vorbild? 

Im Verlauf des 20. Jahrhunderts haben die europäischen Nationen die Ankunft 
von Menschen aus anderen Kulturen erlebt. Bis in die jüngste Vergangenheit 
hinein handelte es sich dabei um im Ausmaß eher geringfügige Wanderungs­
bewegungen. Die Neuankömmlinge boten wenig Anlaß zur Sorge. Die 
europäischen Nationen waren vielmehr Entsender von Hundeittausenden von 
Emigranten, die den alten Kontinent in verschiedene Richtungen, vor allem 
aber nach den Vereinigten Staaten verließen. Die Auswanderung war Europa 
daher viel vertrauter als die Einwanderung. 

Doch innerhalb weniger Jahre wurden die früheren Entsenderländer zu 
Aufnahmeländern und erlebten somit einen deudich sichtbaren demo­
graphischen Wandel. Und die relativ homogenen Nationen empfinden das 
Einströmen von Menschengruppen anderer Rassen, Religionen und Kulturen 
als ein neues, ungewohntes soziales Phänomen. Angesichts reflexartiger 
Ängste, angesichts von Mißtrauen, Vorbehalten, Feindschaft und sogar ethni­
scher Gewalt stellt sich eine vernünftige Frage: Können aus der jahrhunderte­
alten Erfahrung der Vereinigten Staaten mit einer Vielzahl von sehr unter­
schiedlichen Einwanderern Einsichten gewonnen oder Lehren gezogen wer­
den? 

Einige werden diese Frage gewiß rasch zurückweisen, indem sie feststel­
len, daß sich ihre Nation von der der Vereinigten Staaten so stark unterscheidet, 
das vergleichbare Lehren unwahrscheinlich oder irrelevant seien. Andere, die 
vor einer multikulturellen Gesellschaft zurückschrecken, werden vorbringen, 
daß sie einen Weg wie den amerikanischen vermeiden wollen und daher 
keinen Bedarf an dessen Erfahrungen und Lehren haben. Argumente dieser 
Art gründen sich häufig auf nationalistische Mythen, beispielsweise auf die 
unzutreffende Annahme, daß das eigene Land bis vor kurzem sehr homogen 
gewesen sei, während die Vereinigten Staaten schon immereine Einwanderer-
Nation waren. Tatsache ist vielmehr, daß Multikulturalismus - außer in 
wenigen, sehr isolierten Gebieten - in Europa seit Generationen existiert. Ob 
durch Eroberung, Wanderungsbewegungen, internationalen Handel oder 
Vereinigung vormals getrennter Gebiete, die gegenwärtigen europäischen 
Nationalstaaten sind lange vor den jüngsten Einwanderungen aus verschiede­
nen Subkulturen zusammengefügt worden. 
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Selbstverständlich blickt jedes Land auf eine eigene Geschichte zurück, 
die sich von der seiner Nachbarn und auch von der der Vereinigten Staaten 
unterscheidet. Das gilt gleichfalls für die jeweilige Verfassung, Kultur, 
Regierungspolitik und Regierungsweise. Dennoch sind damit drei soziologi­
sche Wahrheiten nicht zu erklären. Erstens vollzieht sich in Mehrheiten-
Minderheiten-Beziehungen menschliches Verhalten in erkennbaren Mustern. 
Zweitens zeigen drei verschiedene Einwanderungsschübe in die Vereinigten 
Staaten die Dauerhaftigkeit dieser Muster trotz des sozialen und technologi­
schen Wandels. Drittens stellen diese Verhaltensmuster eine universale 
menschliche Erscheinung dar und lassen sich in der gegenwärtigen europäi­
schen Szenerie klar erkennen. 

Ein Hinweis macht sich an dieser Stelle erforderlich. Indem er die 
gegenwärtigen Spannungen zwischen den Gruppen in einen interkulturellen 
Kontext stellt, konzentriert sich dieser Beitrag auf die negativen Reaktionen 
auf die Einwanderung. Es sollte jedoch beachtet werden, daß sich die ameri­
kanische Gesellschaft viel häufiger offen und empfänglich gegenüber Ein­
wanderern gezeigt hat. Wäre dies nicht der Fall gewesen, gäbe es ihre 
Geschichte als Einwanderer-Nation nicht. 

Vielfalt im kolonialen Amerika 

Bereits vor den drei Einwanderungsschüben waren die Vereinigten Staaten ein 
Land der Vielfalt. Die Namen der frühen Siedlerkolonien legen ein Zeugnis 
dieses Pluralismus ab: Jamestown (englisch), Neu-Amsterdam, Neu-Belgien, 
Neu-Schweden, Neu-Smyrna (griechisch), New Orleans (französisch), St. 
Augustine (spanisch) und Germantown (Pennsylvania). Die meisten der 
Kolonialsiedlungen des 17. Jhs. waren separate und ethnisch homogene 
Enklaven mit Neu-Amsterdam als einer bemerkenswerten pluralistischen 
Ausnahme. 

„1660 bemerkte der holländische Gouverneur von New Netherland, 
William Kieft, zu dem französischen Jesuiten Issac Jogues, daß im Fort 
Amsterdam und in seiner näheren Umgebung an der Spitze der Insel Manhattan 
18 Sprachen heimisch seien... Das erste Schiff mit Siedlern an Bord, das die 
Holländer auf die Reise schickten, bestand größtenteils aus französischen 
Protestanten. Briten, Deutsche, Finnen, Juden, Schweden, Afrikaner, Italiener 
und Iren folgten rasch und bildeten einen Strom, der seither nicht mehr 
gestoppt wurde. 1 

Diese Kolonie gedieh in ihrer Vielfalt. Der Vorsteher der Quäker, William 
Penn, sah Weisheit in dieser Vielfalt und bemühte sich aktiv um die A n ­
siedlung von Deutschen in der englischen Kolonie Pennsylvania. 1770 war 
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Pennsylvania zu einem Drittel deutsch. Das beunruhigte den Staatsmann und 
Gründervater der U S A , Benjamin Franklin. Er artikulierte seine Furcht über 
deren Zahl und Konzentration, über ihre Bewahrung von Sprache und 
Gebräuchen. Die von ihm empfundene Bedrohung durch eine andere Kultur, 
liest sich wie ein Vorläufer von den sinngemäßen Äußerungen, die in den 
neunziger Jahren unseres Jahrhunderts in allen Empfängerstaaten zu hören 
sind: „Warum sollten wires zulassen, daß die pfälzischen Deutschen in unsere 
Siedlungen strömen und dadurch, daß sie sich zusammentun, ihre Sprache und 
ihre Sitten durchsetzen und unsere verdrängen? Warum sollte Pennsylvania, 
von Engländern gegründet, eine Kolonie von Ausländern werden, die schon 
bald so zahlreich sein werden, daß sie uns germanisieren, statt daß wir sie 
anglisieren?"2 

Franklin ängstigte besonders die Sprache. Angesichts der schwachen 
Englischkenntnisse der Siedler, ihrer deutschsprachigen Zeitungen und ihrer 
Bedürftigkeit nach Dolmetschern, murrte er: „ Ich nehme an, in einigen Jahren 
wird im Kongreß der einen Hälfte von Abgeordneten erklärt werden müssen, 
was die andere Hälfte sagt."3 

Heute sind Sprachbarrieren schon wegen dem starken Einfluß der Massen­
medien spätestens nach einer Generation überwunden. In aller Regel lernen 
die Kinder die Sprache des Landes,, in dem sie aufwachsen. Zu Franklins 
Zeiten, als ethnische Minderheiten viel stärker isoliert waren, liefen diese 
Prozesse deutlich langsamer ab. Ein Beispiel waren die Holländer, deren 
Kolonie unter englische Kontrolle geriet und 1664 in New York umbenannt 
wurde. Sie bewahrten ihre Kultur mehr als weitere hundert Jahre, führten 
Englisch als Unterrichtssprache in ihren Schulen erst 1774 ein, und Hollän­
disch dominierte in abgeschiedenen Gebieten der New York-New Jersey-
Region auch noch im 19. Jh. 4 

Trotz dieser frühen Vielfalt ergab die erste offizielle Volkszählung der 
Vereinigten Staaten im Jahr 1790, daß die weiße, angelsächsische, protestan­
tische Kultur (WASP) zur dominierenden der jungen Nation geworden war. 
Die Engländer, Schotten und schottischen Iren bildeten 74,1% der weißen 
Bevölkerung. Das W ASP-Element war die eindeutig vorherrschende Gruppe 
und Kultur, doch die anderen ethnischen Gruppen der weißen Bevölkerung 
bewahrten ihre Bedeutung. Die größte von ihnen waren die Deutschen (8,6%), 
gefolgt von den Iren (3,6%), den Holländern (3,1%), den Franzosen und 
Schweden (3%) sowie von verschiedenen anderen Gruppen (7,6%).5 

Die ersten Einwanderer 

Die Welt des 18. Jhs. unterscheidet sich grundlegend von der unserer Tage. 
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Dennoch können wir in dieser Periode der amerikanischen Geschichte das 
Urbild für das Verständnis auch der heutigen Erfahrungen mit der Einwande­
rung in praktisch jedem Empfängerland ausmachen. 

Zunächst ließen sich die Einwanderer nicht irgendwo nieder. Sie wußten 
vielmehr ganz genau, wohin sie gingen. Sie folgten einer Wanderungskette, 
indem sie sich Verwandten oder Freunden anschlössen, die die Reise schon 
früher unternommen hatten. Sie zogen zusammen und bildeten somit ethnische 
Gemeinschaften, die ein aktives Netzwerk der Unterstützung für Neuankömm­
linge entwickelten, um deren Anpassung an das neue Land zu befördern. Das 
schloß auch die Bildung paralleler sozialer Institutionen ein -eine subkulturelle 
Reproduktion von Institutionen der größeren Gesellschaft - wie Kirchen, 
Schulen, Geschäfte, Organisationen und Zeitungen - als eine Art „Unter­
druckkammer", um den Fremden in einem fremden Land Vertrautheit, 
Sicherheit und emotionale Unterstützung zu bieten. 

Diese Elemente begründeten eine gewisse ethnische Vitalität innerhalb 
einer bestimmten territorialen Nachbarschaft. Die Ethnizität eines einzelnen 
blieb eine alltägliche Realität, die durch die Muttersprache, Bräuche, Küche, 
Kleidung und Dutzende weiterer Attribute erfahren und bestätigt wurde. 
Dennoch erwies sich das als ein zeitweiliges Phänomen, da nachfolgende 
Generationen sich stärker mit dem Land ihrer Geburt als mit dem ihrer 
Vorväter identifizierten. 

Innerhalb der ethnischen Gemeinschaft setzte ein Prozeß der „Ethnogenese" 
ein, als sich die Kräfte der Assimilation bemerkbar machten.6 Das Erlebnis der 
prägenden Kultur in ihrem neuen Land veranlaßte die erste Generation der 
Einwanderer, einige von deren Elementen aufzunehmen und andere zu 
modifizieren. Gleichzeitig wurden Bestandteile ihres eigenen kulturellen 
Erbes bewahrt, modifiziert oder auch aufgegeben, um sich an das neue Land 
anzupassen. Das Ergebnis war eine bestimmte neue Gruppe, die sich sowohl 
von anderen Gruppen im Gastgeberland als auch von ihren Landsleuten 
unterschied, die noch in ihrem Heimadand lebten. 

Eine solche Entwicklung wird von den Zeitzeugen häufig nicht verstanden 
und verursacht Beunruhigung. Dies galt nicht allein für Benjamin Franklin, 
sondern auch für den ersten Präsidenten der Nation, George Washington, der 
in Sorge wegen der französischen, deutschen und irischen Einwanderer 1798 
an seinen Nachfolger John Adams schrieb: „Meine Meinung hinsichtiich der 
Einwanderung ist, daß sie bis auf Ausnahmen, wie bei nützlichen Handwer­
kern und bei einigen bestimmten Menschen und Berufen, nicht unterstützt 
werden soll, da es sehr fraglich ist, ob daraus wirklich Vorteile gewonnen 
werden können. Bei einer Ansiedlung in einer Gemeinschaft bewahren sie (die 
Einwanderer - der Übers.) ihre Sprache, Verhaltensweisen und Prinzipien 
(seien sie gut oder schlecht), die sie mitgebracht haben."7 
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Die Furcht, die einige der Gründungsväter gegenüber der Einwanderung 
hegten, war grundlos, denn die Neuankömmlinge und ihre Nachfahren 
assimilierten sich schrittweise. Die einmal geäußerten Befürchtungen fanden 
jedoch immer wieder ein Echo während der drei Einwanderungsschübe, die 
die Vereinigten Staaten erleben sollten. 

Die drei Einwanderungsschübe nach Amerika 

Seit 1820, die Einwohnerzahl war inzwischen auf 9,6 Millionen gestiegen, 
führt die amerikanische Regierung offizielle Statistiken über die Einwanderer. 
In den seither vergangenen 174 Jahren sind über 60 Millionen Einwanderer in 
die Vereinigten Staaten gekommen, wobei etwa 63 Prozent davon aus 
europäischen Ländern stammten.8 

Zwischen 1820 und 1860 vollzog sich der erste große Schub der Einwan­
derung. Etwa 5 Millionen Menschen, vor allem aus Irland (2 Millionen) und 
Deutschland (1,5 Millionen) ließen sich in den Vereinigten Staaten nieder. 
Diese Neuankömmlinge bevorzugten Städte, die Iren vornehmlich die entlang 
der Ostküste und die Deutschen die im Mittel westen. Iren arbeiteten auch beim 
Eisenbahnbau im Mittelabschnitt, während viele der nicht in Städten siedelnden 
Deutschen Farmer im Mittelwesten wurden. 

In dieser vierzigjährigen Periode stieg die Bevölkerung der U S A auf mehr 
als das Dreifache, von 9,6 Millionen ( 1820) auf 31,4 Millionen im Jahr 1860. 
In diesem Jahr war etwa jeder sechste Einwohner ein Einwanderer. Da von den 
Einwanderern ebenfalls nur etwa ein Sechstel der in Amerika vorherrschenden 
WASP-Kultur zugerechnet werden konnte, stellten sich häufig negative 
Reaktionen der einheimischen Bevölkerung ein, was weiter unten noch 
genauer behandelt wird. 

Zwischen 1880 und 1920 war erneut eine Masseneinwanderung in die 
Vereinigten Staaten zu verzeichnen. In diesem Zeitraum kamen 23,5 Mil l io­
nen Einwanderer, 88 Prozent von ihnen aus Europa. Zwar stellte Deutschland 
den größten Einzelanteil (2,4 Millionen), doch wurde dieses Mal die Szene von 
den Süd-, Ost- und Mitteleuropäern beherrscht, die mit 12 Millionen 58 Pro­
zent der europäischen Einwanderung ausmachten. 

Diese Einwanderer gelangten in ein Amerika, das sich sehr stark von dem 
unterschied, das die früheren hrrrnigranten vorgefunden hatten. Amerika 
zeigte sich als eine blühende Industrienation, deren Fabriken vor allem in den 
Städten errichtet waren. Die europäischen Einwanderer, die meisten mit 
bäuerlicher Herkunft stammten in der Mehrzahl aus Dörfern und kleinen 
Städten. Sie hausten nun in überfüllten Wohnungen und arbeiteten in Fabri­
ken. Ihnen wurde eine große Anpassungsleistung abverlangt: Sie mußten sich 
an einen Urbanen Lebensstil in einer industrialisierten Nation mit einer 
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fremden Sprache und unbekannten Bräuchen gewöhnen. Dies war um so 
schwerer, da diese Einwanderer mehrheitlich unter ärmlichen Bedingungen 
leben mußten, die von Verbrechen, Ausplünderung, Krankheiten, Seuchen 
und Tod gezeichnet waren. 

In diesen vierzig Jahren verdoppelte sich die Bevölkerung von 50,1 
Millionen ( 1880) auf 105,7 Millionen ( 1920). Damals war etwa ein Fünftel der 
Einwohner Einwanderer, deutlich mehr als 1860, als das Verhältnis 1:6 betrug. 
Das dunkle Erscheinungsbild der aus dem Mittelmeerraum stammenden, vor 
allem der italienischen Katholiken und die kulturellen Besonderheiten der 
osteuropäischen Juden, alarmierten die Einheimischen, die darin eine Gefahr 
für den Charakter und die Zusammensetzung ihrer Nation sahen. 

Gegenwärtig sind wir Zeugen einer dritten Einwanderungswelle. In den 
zurückliegenden fünfzehn Jahren erlebten die Vereinigten Staaten den größ­
ten Ruß von Immigranten in der Erinnerung praktisch jedes lebenden Ame­
rikaners. In dieser Zeit hat das Land mehr als doppelt so viele Einwanderer 
aufgenommen wie alle anderen Länder der Welt zusammengenommen. 
Niemals seit der ersten Dekade dieses Jahrhunderts sind so viel Neuan­
kömmlinge Amerikaner geworden. 

Ungefähr 4,5 Millionen Einwanderer kamen in den siebziger und 7,3 
Millionen in den achtziger Jahren. Ungefähr eine Million jährlich erreichen 
seit Beginn der neunziger Jahre Amerika. Bei einer Gesamtbevölkerung, die 
sich der 250 Millionen-Grenze nähert, beträgt der Anteil der seit 1970 
Eingewanderten etwa ein Siebzehntel. Das ist deutlich weniger als das früher 
erreichte Verhältnis von 1:5 bzw. 1:6. 

Im Unterschied zu früheren Einwanderungen, die meist Europäer ins Land 
brachten, liegen die Herkunftsregionen diesmal in der Dritten Welt. 37 Prozent 
der Einwanderer stammen aus Asien, 48 Prozent aus der Karibik, aus Mittel-
und Südamerika und nur 10 Prozent aus Europa. 

Rechtsextremisten 

Während dieser drei Einwanderungsschübe erlebten die Vereinigten Staaten 
aufrührerische und hetzerische Rhetorik politischer Demagogen, die die 
Besorgnisse der Einheimischen auszunutzen trachteten. Leider wurde auch 
von Seiten radikaler Reaktionäre Gewalt gegen Ausländer ausgeübt. So 
entstanden in den dreißiger Jahren des vergangenen Jahrhunderts in vielen 
Städten Organisationen „angestammter Amerikaner". Sie hetzten häufig den 
Mob auf, um „katholische Klöster, Kirchen und Heime niederzubrennen, 
Nonnen anzugreifen und Iren, Deutsche und Neger zu ermorden."9 

Diese sporadischen Ausbrüche wuchsen schließlich in die mächtige 
Know-Nothing Bewegung der fünfziger Jahre des 19. Jhs. hinüber. Diese 
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bestand aus einer bösartigen Haßkampagne, die häufig mit brutaler Gewalt 
einherging. Dies war besonders in den großen Städten der Fall, wo viele 
deutsche und irische Einwohner lebten. So am 5. August 1855, der noch lange 
als „blutiger Montag" in Erinnerung bleiben sollte. Eine Gruppe der Know-
Nothings in Kentucky, aufgebracht durch hetzerische Artikel im Lousville 
Journal, stürmte das deutsche Viertel der Stadt, ermordete 22 Menschen und 
verletzte Hunderte. Sechzehn Häuser wurden niedergebrannt. 

Überraschend erfolgreich in ihrer Haßkampagne wurden die Know-
Nothings „zu einem Magnet für alle verwirrten Elemente im politischen 
Strudel. Sie nährten sich aus pathologischen Ängsten und fachten die kleinli­
che Feindseligkeit, die sich in den Köpfen der Leute festgesetzt hatte, bis zur 
Weißglut an." 1 0 Zuweilen gelang es ihnen, Menschen unter ihrem politischen 
Banner zu sammeln. 

Ein Präsidentschaftskandidat der Whig-Partei, General Winfield Scott, 
führte 1852 einen antikatholischen, gegen Ausländer gerichteten Wahlkampf, 
der von der Know-Nothing unterstützt wurde. Obwohl der Wahlkampf gegen 
den Demokraten Franklin Pierce klar verloren wurde, war die Know-Nothing-
Party zwei Jahre später stark genug, um 75 Kongreßabgeordnete und viele 
Offizielle in die Städte-, County- und Staatenverwaltungen zu bringen.11 1855 
stellte sie sechs Gouverneure, und viele glaubten, daß diese reaktionäre 
Bewegung bei den Präsidentschaftswahlen im Jahr 1856 das Weiße Haus 
erobern würde. 1 2 Ein starker Kandidat der frühere Präsident Millard Fillmore, 
versuchte mit Hilfe der Know-Nothing in das Amt zurückzukehren. Die 
konservative Whig-Partei unterstützte Fillmore, doch eine schwerwiegende 
Spaltung in den eigenen Reihen, die zu Übertritten zu dem republikanischen 
Kandidaten John C. Fremont führte, ermöglichte dem Demokraten James 
Buchanan, das Dreier-Rennen zu gewinnen. Später ließ die bittere, territorial 
geprägte Rivalität des Bürgerkrieges diese ethnozentristisch-xenophobische 
Bewegung obsolet werden. 

1887 begann der kurzlebige, doch höchst erfolgreiche Aufstieg der 
antikatholischen American Protective Association (APA). Sie entstand in 
Iowa und wurde binnen kurzen zu einer nationalen Kraft von einer halben 
Million Mitglieder. 1 3 Indem sie sich gegen die Beschäftigung von Katholiken 
und für eine ausschließliche Beschäftigung von Protestanten einsetzte, brachte 
die A P A bei vielen amerikanischen Arbeitern eine empfängliche Saite zum 
Klingen. Unter Amerikas Arbeitern war damals der Glaube weit verbreitet die 
katholischen Einwanderer nähmen ihnen die Arbeitsplätze weg, insbesondere 
nach der Panik von 1893 und der darauf einsetzenden Arbeitslosigkeit. 
Während die A P A anders als im Süden einigen Erfolg im Osten erzielen 
konnte, lagen ihre Hochburgen im Mittelwesten. Die von ihr unterstützten 
Kandidaten errangen die Kontrolle der Stadtregierungen von Detroit, Kansas 
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City und Milwaukee, die alle ihre katholischen Beschäftigten endießen. 
1915 wurde der Ku Klux Klan, der ursprünglich nach dem Bürgerkrieg 

gegründet worden war, um Schwarze und politische Aktivisten zu terrorisie­
ren, von William J. Simmons wiederbelebt. In seiner neuen Gestalt mit 
formalisierten Ritualen und straffer Organisation erweiterte sich die rassistische 
Ausrichtung des Klan zu einem allgemeinen Nationalismus und zu ethnischer 
Exklusivität gegen die Ost-, Süd- und Mitteleuropäer, die in dieser Zeit in 
bislang ungekannter Zahl ins Land kamen. Der Klan nutzte vorhandene 
Befürchtungen und Vorbehalte gegen Ausländer, insbesondere gegen Katho­
liken und Juden und vertrat mit evangelischem Eifer eine angelsächsische 
Version des Amerikanismus. Im Jahr 1923 behauptete der Klan, über 3 
Millionen eingeschriebene Mitglieder zu verfügen, mehr im Norden, wo die 
Einwanderer lebten, als im Süden, dem traditionellen Siedlungsraum der 
Afrikanischen Amerikaner. Er operierte faktisch in jedem Staat der Union, 
hielt öffentliche Paraden und Zeremonien ab, einschließlich eines kilometer­
langen Umzugs in Washington, D.C. 

Die enorme Popularität des Klan in den frühen zwanziger Jahren des 20. 
Jhs. reflektierte die allgemein verbreitete Befürchtung, die Einwanderer seien 
eine ökonomische Bedrohung. Als die Prosperität wuchs und die Einwande­
rung zurückging, ebbte die Unterstützung für den Klan ebenfalls ab. Sein 
Erfolg, ebenso wie der der Native American Party und der Know-Nothing 
Party im 19. Jh., offenbart jedoch die Empfänglichkeit vieler Menschen für 
Philosophien und Ziele dieser Art. 

Allgemeine Reaktionsmuster 

Was läßt sich zu der jahrhundertealten Erfahrung der Vereinigten Staaten 
sagen, zu der auch die Erscheinung gehört, daß Einwanderer Furcht und 
Feindschaft unter der einheimischen Bevölkerung hervorrufen? Besteht über­
haupt ein Bezug zur gegenwärtigen europäischen Situation? Ein soziologi­
scher Rahmen kann zum Verständnis nicht allein der amerikanischen, sondern 
auch der europäischen Erfahrung beitragen. 

Der Fremde als ein soziales Phänomen 

Die Reaktion der Einheimischen gegenüber den von außerhalb kommenden 
Gruppen vollzieht sich im Kontext bestimmter grundlegender Verhaltens­
merkmale. Georg Simmel meinte, daß Fremde sowohl Nähe bedeuten, denn 
sie sind physisch nahe, als auch Ferne, denn sie reagieren unterschiedlich auf 
die unmittelbare Situation und haben andere Werte und Handlungsweisen.14 

Alfred Schütz, ein anderer deutscher Sozialwissenschafüer, der in die Verei-
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nigten Staaten emigrierte, sagte, dem Fremden mangele es an „intersubjektivem 
Verständnis". 1 5 Damit meinte er, daß diejenigen, die aus der vorhandenen 
gesellschaftlichen Umgebung stammen, gemeinschaftlich die Sprache (ein­
schließlich des Slangs), die Gewohnheiten, Überzeugungen, Symbole und das 
alltägliche Verhalten „kennen", was der Fremde üblicherweise nicht kann. 

Für den Einheimischen ist daher jede soziale Situation eine Zusammentref­
fen nicht nur von Rollen und Identitäten, sondern auch von gemeinsamen 
Realitäten - die intersubjektive Struktur des Bewußtseins. Was für den 
Einheimischen selbstverständlich ist, muß dem Fremden problematisch er­
scheinen. In einer vertrauten Welt leben die Menschen, ohne die tägliche 
Routine zu hinterfragen oder zu reflektieren. Für Fremde ist jedoch jede 
Situation neu und wird daher als Krise empfunden. Einheimische können auf 
die Schwierigkeiten der Fremden belustigt, gleichgültig oder geringschätzig 
reagieren. Sie können hilfreich oder feindlich sein. 

Hier kommt die Ethnizität ins Spiel. Ethnizität ist für den Menschen wie 
das Wasser für den Fisch. Sie ist so sehr ein Teil von uns, daß wir sie nicht 
wahrnehmen, bis unsere für selbstverständlich gehaltene Welt durch den 
Kontakt mit einer anderen Ethnizität erschüttert und durcheinandergewirbelt 
wird. Wir können darauf mit oder ohne Einsicht reagieren. Die Erkenntnis, daß 
es sich bei der Ethnizität einfach um die Menschlichkeit anderer Völker 
handelt, kann offensichtlich die Beziehungen zwischen den Gruppen entspan­
nen. 

Beziehungen und der Reiz der Ähnlichkeit 

Seit Aristoteles - wenngleich in einem ganz anderen Zusammenhang -
festgestellt hat: „Wir mögen die, die uns ähneln und nach gleichem streben",16 

haben sich Sozialwissenschaftler immer wieder dieser Problematik zuge­
wandt. Zahlreiche Studien untersuchten, wie stark eine Person andere auf­
grund der Ähnlichkeit der Meinungen, Werte, Überzeugungen, des sozialen 
Status oder der physischen Erscheinung schätzt. Bei Untersuchungen, wie sich 
die gegenseitige Attraktivität zwischen Menschen entwickelt, die sich ur­
sprünglich fremd waren, arbeitete eine beeindruckende Zahl von Studien 
einen positiven Zusammenhang zwischen der Ähnlichkeit und der Zuneigung 
zwischen zwei Personen heraus. Dabei erscheinen die Erkenntnisse besonders 
bedeutsam, die belegen, daß die Annahme der Menschen, sie seien einander 
ähnlich, eine stärkere Bestimmungsgröße darstellt als die tatsächliche Ähn­
lichkeit.1 7 Es gibt vielfältige Belege für eine größere menschliche Empfäng­
lichkeit gegenüber Fremden, die als ähnlich angesehen werden, als gegenüber 
denjenigen, die als verschieden empfunden werden. 

Die Folge zu dieser Beziehung zwischen Übereinstimmung und Zunei-
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gung ist die, daß als verschiedenartig empfundene Personen oft Ziele negativer 
Haltungen und Aktionen sind. Doch sind diese Annahmen nicht statisch, 
sondern veränderbar. So betrachteten sich die Anglikaner, Presbyterianer, 
Kongregationalisten, Lutheraner und Methodisten in den 13 englischen 
Kolonien des 18. Jhs., aus denen sich die Vereinigten Staaten entwickeln 
sollten, gegenseitig mit erheblichem Mißtrauen. Doch später vereinigten sie 
sich im Verständnis ihrer Übereinstimmung gegen die als verschieden emp­
fundenen irischen Katholiken. In der Folgezeit sollten sich alle gegen die als 
verschieden angesehenen ost- und südeuropäischen Einwanderer vereinigen. 
Und noch später finden sich alle europäischen Amerikaner gegen die als 
verschieden angesehenen asiatischen Einwanderer zusammen. 

Vergleichbare Erscheinungen finden sich in der Geschichte nahezu aller 
anderen Länder. In Deutschland sahen sich beispielsweise die Hessen oder die 
Sachsen als deutlich voneinander verschieden an, d.h. als Menschen, die 
wenig miteinander gemein hätten. Auch heute gibt es noch Reste eines solchen 
provinziellen Ethnozentrismus, doch die Hessen und Sachsen sehen nun 
engere Beziehungen zwischen sich selbst, im Gegensatz zu den „Unterschie­
den" zu den kürzlich eingewanderten Ausländern. 

Soziale Distanz 

Seit 1920 nutzen die Soziologen ein von Emory Bogardus entwickeltes, 
ausgezeichnetes Meßinstrument. Dieser Index sozialer Distanz erfaßt die 
Interaktionsmuster und die Akzeptanzniveaus, die jede einzelne Gruppe in 
einer Gesellschaft repräsentiert bzw. die ihr entgegengebracht werden.18 In 
fünf vergleichenden Studien, die sich über eine Zeitspanne von mehr als 
fünfzig Jahren erstreckten, stellten Forscher die weiter oben erwähnten 
Beziehungen von Ähnlichkeit und Zuneigung dar und fanden heraus, daß 
Nord- und Westeuropäer an der Spitze einer entsprechenden Skala standen 
und Gruppen von anderen Rassen an deren Ende. 

Ein interessanter Aspekt der sozialen Distanz scheint ihr Zusammenhang 
mit der Einbürgerung der Einwanderer zu sein. In einer 1990 veröffentlichten 
Studie wurde festgestellt, daß Einwanderer, die zu den von den Amerikanern 
weniger akzeptierten ethnischen Gruppen gehören, fünfmal wahrscheinlicher 
amerikanische Bürger werden als Einwanderer, die nur wenig soziale Distanz 
verspüren. 1 9 Vielleicht veranlaßt die mangelnde soziale Akzeptanz diese 
Einwanderer, die Staatsbürgerschaft anzustreben, um zumindest die legale 
Anerkennung ihrer Zugehörigkeit zu erhalten. 
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Ethnische Gewalt 

Konflikte zwischen Gruppen existieren seit Tausenden von Jahren. Vorfälle 
von Belästigung, Einschüchterung, Graffiti, Vandalismus und Übergriffe sind 
auch schmerzvolle Erinnerungen an die fortwährende Existenz von Rassismus, 
Bigotterie und Diskriminierung. Die gewalttätigen Episoden mögen als 
Muster aus ähnlichen Aktionen der Vergangenheit bekannt sein, doch kann 
das weder die Opfer beruhigen noch die heutige Generation, die sich zweifel­
los als fortgeschrittener und toleranter empfindet als die vorangegangenen 
Generationen. 

Die Untersuchung der sporadischen Ausbrüche ethnischer Gewalt über 
Generationen hinweg offenbart bestimmte Gemeinsamkeiten. Ob eine Grup­
pe von ethnischer Gewalt bedroht ist, hängt zunächst davon ab, als wie 
„verschieden" oder „anders" sie angesehen wird. Ein weiterer, möglicherwei­
se entscheidender Faktor sind Frustration und Ressentiments wegen schlech­
ter wirtschaftlicher Verhältnisse. Arbeitslosigkeit, materielle Not oder wirt­
schaftliche Gegensätze schaffen einen fruchtbaren Boden für Gewalt, die von 
Bigotterie flankiert ist. Intoleranz wächst gewöhnlich mit der Gefährdung der 
eigenen finanziellen Situation. Meist werden auffällige, aber schwache Grup­
pen zum Sündenbock gestempelt, auf die die Ängste und Enttäuschungen 
gelenkt werden. 

Umgekehrt kann Gewalt als Akt des Widerstandes von einer Minderheit 
ausgehen. Obwohl dies spontan geschehen kann, handelt es sich gewöhnlich 
um einen in langanhaltenden Mißständen wurzelnden Ausbruch. So brach der 
Aufstand in 1992 von Los Angeles nach dem Freispruch von vier weißen 
Polizisten aus, die angeklagt waren, Rodney King, einen Schwarzen, mißhan­
delt zu haben. Die meisten der 30 Millionen afrikanischer Amerikaner 
beteiligten sich nicht an dem Aufstand, sondern nur eine relativ kleine 
städtische Unterklasse von Schwarzen und Latinos in Los Angeles, die 
Asiaten, Schwarze und Weiße als Opfer erkoren. Wirtschaftliche Hoffnungs­
losigkeit - chronische Arbeitslosigkeit, ärmliche Wohnverhältnisse, geringer 
Bildungs- und Ausbildungsstand - nährten den Aufstand. Aufstände dieser 
Art können ausschließlich durch die Verbesserung der Lebensverhältnisse 
und der Beschäftigungsmöglichkeiten verhindert werden - dann, wenn Ver­
zweiflung durch Hoffnung ersetzt wird. 

Sprache 

Befürchtungen der Einheimischen hinsichtlich der Sprache gibt es auch heute 
in den Vereinigten Staaten, vor allem wegen des Spanischen, das die nach wie 
vor starke lateinamerikanische Immigration mit sich bringt. Jedoch lernen 
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diese neuen Amerikaner - wie Millionen vor ihnen - das Englische ebenso 
rasch wie frühere Einwanderer. Eine Umfrage in Houston im Jahre 1990 
ergab, daß 87 Prozent der in der Region beheimateten Hispanics20 es als „ihre 
Pflicht" ansahen, so schnell wie möglich Englisch zu lernen. Aus einer 1985 
publizierten Studie der Rand Corporation, eines weithin respektierten think 
tank geht hervor, daß 98 Prozent der lateinamerikanischen Eltern in Miami -
ein Drittel der Hispanics - es für äußerst wichtig halten, daß ihre Kinder das 
Englische beherrschen. Alle Einwanderer bleiben ihrer Sprache über einen 
gewissen Zeitraum verhaftet, doch sowohl die wirtschafüichen Zwänge eines 
erwünschten Aufstiegs als auch die Akkulturation drängen sie, die Sprache 
ihres neuen Landes zu erlernen. Und ihre Kinder sprechen selbstverständlich 
fließend die Sprache des Landes, in dem sie aufwachsen. 

Kultur 

Die Kultur einer jeden Nation ändert sich ständig. Entdeckungen, Erfindun­
gen, technologische Fortschritte, Innovationen oder auch Naturkatastrophen 
vermögen die Bräuche, Werte, Haltungen und Überzeugungen einer Gesell­
schaft zu ändern. Kulturelle Diffusion, die Verbreitung von Ideen, Erfindun­
gen und Praktiken von einer Kultur zur anderen ist ein kumulativer und 
kontinuierlicher Prozeß. Vertreter von Mehrheitskulturen, die ihre Gesell­
schaft von den Einflüssen ausländischer Elemente fernhalten wollen, setzen 
sich der Lächerlichkeit aus, da alle Kulturen unvermeidbar von anderen 
Kulturen beeinflußt werden. Der Anthropologe Ralph Linton schätzte, daß 
eine Kultur etwa 90% übernommener Elemente enthält.21 

Aus zahllosen Beispielen sei hier nur das von Rufus King, eines amerika­
nischen Gesandten im England Ende des 18. Jhs., gewählt. King schrieb an 
Außenminister Timothy Pickering über seine Furcht, die irischen Einwande­
rer könnten „unseren wahren nationalen Charakter verunstalten", den er im 
unberührten Neuengland für besonders rein hielt.22 Während seine Befürch­
tungen über die Iren die Amerikaner heute amüsieren werden, kann man leicht 
„irisch" durch eine der anderen Einwanderungsgruppen ersetzen, und wird 
dann nahezu in jedem Empfängerland von besorgten Einheimischen die 
gleichen Argumente über die Gefährdung des Nationalcharakters hören. 

Diese Besorgnisse sind so grundlos wie früher. Woher können wir das 
wissen? Nehmen wir die deutsche Präsenz, die nicht nur Benjamin Franklin 
im 18. Jh. beunruhigte, sondern auch die Know-Nothing Party im 19. und den 
Ku Klux Klan im 20. Jh. Deutschland hat seit 1820 weit mehr Auswanderer 
als jede andere Nation in die Vereinigten Staaten gesandt. In der Volkszählung 
von 1990gaben 5 8 Millionen Amerikaner (23 Prozent der Gesamtbevölkerung ! ) 
an, deutscher Herkunft zu sein. Das sind viel mehr als die Amerikaner, die eine 
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irische ( 16 Prozent) oder englische ( 13 Prozent) Herkunft angaben.23 Doch wer 
hält die Vereinigten Staaten für eine germanisierte Nation? 

Die amerikanische Gesellschaft ist durch die Vielfalt der Menschen, die 
kamen, um hier Wurzeln zu schlagen, stets bereichert, doch niemals unter­
graben worden. Die mutigen Menschen, die ihren Traum von einem besseren 
Leben verwirklichen wollten, waren bereit, das Land ihrer Vorfahren aufzu­
geben und alte Traditionen und alte Träume zugunsten neuer Traditionen und 
neuer Träume aufzugeben. Sie kamen, um sich einzureihen, Teil einer Nation 
zu werden, von der sie annahmen, daß sie ihnen die Chance für die Verwirk­
lichung ihres Traumes von einem besseren Leben bot. 

Die neuen Einwanderer verhalten sich ebenso. Dennoch gibt es eine 
Diskrepanz zwischen Wirklichkeit und Wahrnehmung. Auch die Einwande­
rer unserer Tage rufen Unruhen und Kontroversen hervor. Wie schon früher 
sind auch jetzt Sorgen über die Bedrohung der nationalen Einheit zu verneh­
men. In einer Umfrage der Business Week von 1992 äußerten 68 Prozent der 
Befragten, sie seien über die gegenwärtige Einwanderungswelle beunruhigt 
und hielten die Immigration für eine schlechte Sache für das Land. Die 
Öffentlichkeit befürchtet, die Einwanderer könnten Arbeitsplätze wegneh­
men, die Löhne drücken und zuviel staatliche Unterstützung in Anspruch 
nehmen.24 Auch eine Umfrage der Newsweek ergab 1993, daß 60 Prozent der 
Amerikaner die Einwanderung nunmehr als schlecht für das Land ansahen.25 

Wie real sind diese Befürchtungen? Angaben aus den achtziger Jahren 
beweisen, daß die wirtschafüichen Vorteile für die Nation bei weitem die 
Kosten übersteigen. 2 6 Etwa 11 Millionen beschäftigte Einwanderer verdienten 
240 Milliarden Dollar, zahlten mehr als 90 Milliarden Dollar Steuern, viel 
mehr als die geschätzten 5 Milliarden, die Einwanderer als Sozialhilfe 
erhielten. Einwanderer wirkten an der Revitalisierung von Städten und alten 
Vorstädten mit, tätigten Geschäfte und wurden Unternehmerund Konsumen­
ten. Sie bildeten neue Märkte für Güter und Dienstleistungen, schufen 
Tausende von Arbeitsplätzen in ihren winzigen Läden und trugen in Milliarden­
höhe zum wirtschaftlichen Ergebnis bei. Dieses Muster ist überall anzutreffen. 
1992 errechnete das Institut der deutschen Wirtschaft, daß ausländische 
Arbeiter 10 Prozent des Bruttosozialprodukts des Landes erwirtschafteten. 
Ein anderes führendes deutsches Wirtschaftsinstitut gab an, die Einwanderer 
würden 14 Milliarden D M mehr an Steuern und Sozialabgaben zahlen, als sie 
über die verschiedenen Sozialleistungen erhielten.27 

Einwanderer erweitern die Arbeitsmärkte in industrialisierten Ländern mit 
niedrigen Geburtenraten und einer wachsenden Anzahl von Pensionären. Sie 
bemühen sich zuweilen mit einem Eifer, der dem religiöser Konvertiten 
ähnelt, aktive, engagierte Teilnehmer in ihrem neuen Land zu werden. Das ist 
den Einheimischen seit langem gegeben, die Neuankömmlinge müssen es sich 
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- obgleich frisch und dynamisch - erst erarbeiten. Jeder neue Einwanderer 
belebt demnach die Ideale der Nation von Freiheit, Chancen und harter Arbeit 
von neuem. 

Um die Befürchtungen der Einheimischen und den Einfluß von Extremisten 
zu überwinden, sollten wir anderen helfen, die Erfahrungen der Nation in 
einem weiteren Kontext zu sehen. Wir müssen sie über die Muster der 
Vergangenheit, die Realitäten der Gegenwart und über die Aussichten der 
Zukunft irrformieren. Ein die Kulturen überspannender, sozio-historischer 
Ansatz bietet das geeignete Mittel. Wie die Vereinigten Staaten und ihre 
Geschichte beweisen, vermag eine Nation ihre Einwanderer nicht nur in ihre 
Reihen aufnehmen, sondern daraus auch großen Nutzen ziehen. 
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„Festung Europa" oder weltoffen-republikanische 
Europäische Union? Zum Leitbild europäischer 
Ausländer- und Minderheitenpolitik 

1. Einführung 

Es gehört zu den Verdiensten des Europäischen Parlaments, bereits recht 
frühzeitig angemahnt zu haben, daß die EG der Ausländerpolitik erheblich 
mehr Aufmerksamkeit schenken müsse als dies in den achtziger Jahren 
geschehen ist. Doch erst mit einem deuüichen Anstieg der Asylsuchenden in 
den EG-Staaten Ende der achtziger Jahre, dem Bewußtwerden erheblicher 
weltweiter Migrationsbewegungen, einer signifikanten Zunahme ausländer­
feindlicher Ausschreitungen sowie auf eine Zurückdrängung der Ausländer­
anteile gerichteter Programmatik der politischen Rechten und schließlich dem 
Wiederaufleben ethnischer Konflikte vor allem, aber keinesfalls ausschließ­
lich, in Osteuropa nimmt die Ausländerpolitik einen Spitzenplatz in der 
europäischen Agenda ein. In unterschiedlichen Graden lassen sich denn auch 
auf den verschiedenen Ebenen der europäischen Politik - der Ebene der 
Europäischen Union (EU), der KSZE und der europäischen Staaten-ausländer-
und minderheitenpolitische Bewegungen verzeichnen, die freilich im einzel­
nen keineswegs unumstritten sind. 1993 haben Deutschland, Frankreich und 
die Niederlande das Asylrecht eingeschränkt. Mit den Abkommen von Dublin 
und Schengen und entsprechenden Kompetenznormen des Maastrichter Ver­
trages hat sich die EU zumindest einen Ansatzpunkt für eine gemeinsame 
Ausländerpolitik geschaffen, und im Rahmen der KSZE kam es insbesondere 
in den Jahren 1990 und 1991 zur Verabschiedung differenzierter und im 
Vergleich zum bisherigen internationalen Normenbestand weitgehender Re­
geln des Minderheitenschutzes. 

Sowohl die wissenschaftiiche Literatur als auch die politische Diskussion 
der Ausländer- und Minderheitenpolitik in Europa etwa im Rahmen des 
Europäischen Parlaments machen hierbei jedoch auf erhebliche Defizite 
aufmerksam. Danach konzentriert sich die Ausländerpoütik Europas erstens 
nach wie vor zu stark auf das Instrumentarium des Asylrechts, statt durch die 
Entwicklung eines umfassenden Einwanderungskonzeptes die Folgen globaler 
Migration für Europa politisch gestalten, negative Auswirkungen auf das 
Institut des Asyls abwehren und eine politische Integrationsperspektive für 
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Einwanderer nach Europa entwickeln zu können. 1 Als Ursache für dieses 
konzeptionelle Defizit werden zweitens mangelnde Kompetenzausstattungen 
der E U , vor allem aber tiefgreifende Divergenzen hinsichtlich der normativen 
Grundlagen einer ausländerpolitischen Gesamtkonzeption benannt. Drittens 
schließlich kommt es zu massiven Widersprüchen in der Minderheitenpolitik 
insofern, als die meisten westeuropäischen Staaten die im Rahmen der K S Z E 
entwickelten Regeln des Minderheitenschutzes nur auf eigene Staatsan­
gehörige anwenden wollen. Damit werden nicht nur die für Westeuropa 
anstehenden Minderheitenfragen - vornehmlich solche von Einwanderungs­
minderheiten oder auch die Frage des Schutzes von Sinti und Roma - aus dem 
gesamteuropäischen Minderheitenregime herausgenommen; es ergibt sich 
darüber hinaus auch die paradoxe Situation, daß etwa von den baltischen 
Staaten sehr wohl eine Einbeziehung auch russischer Staatsangehöriger in den 
Minderheitenschutz gefordert wird. 

Diese Defizite deuten darauf hin, daß die Einordung asylrechtlicher, 
ausländerrechtlicher und minderheitenrechtlicher Instrumente in eine den 
faktischen Gegebenheiten Rechnung tragende Gesamtkonzeption europäi­
scher Ausländerpolitik noch vor erheblichen Problemen steht. Diesen Proble­
men und ihrer möglichen Überwindung sind die folgenden Überlegungen 
gewidmet. Ihnen liegt die Prämisse zugrunde, daß gerade die Ausländer- und 
Minderheitenpolitik der Ort ist, an dem sich das künftige Selbstverständnis 
politischer Gemeinschaft in Europa entscheidet. Auszugehen ist von einer 
kurzen Skizze der internationalen und nationalen Rechtsnormen, welche die 
Stellung von Ausländern und Minderheiten in Europa bestimmen (2.). Daran 
anschließend ist die Frage zu stellen, ob und gegebenenfalls in welchen 
Konturen sich daraus ein europäisches Konzept der Ausländer- und 
Minderheitenpolitik ablesen läßt (3.). Um schließlich in den dabei sich 
ergebenden konzeptionellen Fragen künftiger Ausländer- und Minderheiten­
politik eine Beurteilungsgrundlage zu gewinnen, ist abschließend (4.) nach 
dem normativen Leitbild europäischer Ausländer- und Minderheitenpolitik zu 
fragen. Bedeutet das nachhaltige Bekenntnis der E U zu einem „Europa der 
Bürger" in diesem Zusammenhang, daß sich die E U an der politischen 
Ziel vorstellung einer in nationalstaatlichen Kategorien gedachten Staatsange­
hörigkeit orientiert, oder aber kann die Entwicklung der E U als Chance 
begriffen werden, einem republikanischen Verständnis einer zivilen politi­
schen Union zum Durchbruch zu verhelfen? 
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2. Die Rechtsstellung von Ausländern und Minderheiten in Europa 

2.1. Völker- und europarechtliche Regeln über die Rechtsstellung von 
Ausländern 

Die Rechtsstellung von Ausländern ist in Normen des Völkerrechts, des 
Europarechts und des innerstaatlichen Rechts geregelt. Grundsätzlich liegt es 
im Ermessen jedes Staates, sein Staatsangehörigkeits- und Ausländerrecht frei 
zu gestalten und insbesondere die Bedingungen für die Aufnahme von 
Ausländern sowie für Einwanderung und Einbürgerung selbst zu regeln. 
Einen Rechtsanspruch auf Einreise oder gar Einbürgerung auf Seiten des 
einzelnen gibt es grundsätzlich nicht. 

Abgesehen von dieser Grundregel ist zwischen unterschiedlichen Grup­
pen und Situtionen zu unterscheiden. Es sind einerseits Flüchtlinge und andere 
Einreise willige sowie andererseits Einreise hier und der Aufenthalt bzw. seine 
Beendigung dort auseinanderzuhalten.2 

Für Flüchtlinge besteht keine generelle Aufnahmepflicht der Staaten; ein 
universales Asylrecht ist dem Völkerrecht fremd. Allerdings enthält das sog. 
refoulement"-Verbot der Genfer Flüchtlingskonvention (GFK) 3 die für die 
Zeichnerstaaten verbindliche Verpflichtung, solche Flüchüinge nicht zurück­
zuweisen, welche in ihrer Heimat politische Verfolgung oder Folter und 
unmenschliche Behandlung zu gewärtigen haben. In Verbindung mit Art. 3 
der Europäischen Menschenrechtskonvention (EMRK) und dem völkerrecht­
lichen Folterverbot kommt diese Bestimmung einem Asylrecht freilich sehr 
nahe. Für andere zuwanderungswillige Ausländer steht es jedem Staat frei, 
eigene Regelungen - etwa auch in Gestalt von Zuwanderungsquoten - zu 
erlassen. Für Flüchtlinge aus Bürgerkriegs- oder Kriegssituationen - sog. 
Kontingentflüchtlinge - gilt in der Regel ein gesetzlich geregelter Sondersta­
tus. Ihr Rechtsstatus im Falle einer Aufnahme wird von der GFK geregelt. 

Von der Einreise ist der Aufenthalt zu unterscheiden. Für Ausländer, die 
sich auf fremdem Staatsgebiet aufhalten, gilt zunächst kraft Völkerrecht ein 
menschenrechtlicher Mindeststandard. Hierunter fallen die Rechte auf Leben, 
körperliche Unversehrtheit, auf Erwerb von Eigentum, Meinungsfreiheit u.a. 
Der Gaststaat ist verpflichtet, diese Rechte zu schützen. Weitere Rechte für 
Ausländer ergeben sich aus dem völkerrechüichen Verbot der Rassen­
diskriminierung. Hiernach hat ein Staat u.a. rassistische Agitation auch 
gegenüber Ausländem unter Strafe zu stellen. Für die Beendigung des 
Aufenthalts gelten nur insofern Restriktionen, als die Ausweisung im allge­
meinen einer Begründungspflicht unterliegt und Massenausweisungen verbo­
ten sind. 

Das Europarecht4 enthält zunächst für Unionsbürger nach den Freizügig­
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keitsregelungen des EWG-Vertrages und nach dem Maastrichter Vertrag 
weitergehende Bestimmungen. Unionsbürger sind im wirtschaftlichen und 
sozialen Bereich Inländern nahezu gleichgestellt; im Bereich der politischen 
Partizipationsrechte steht ihnen das Kommunalwahlrecht sowie die Aus­
übung des Europawahlrechtes im Gasdand zu. Für Asylbewerber regelt das -
freilich nicht für die ganze E U geltende-Schengener Abkommen 5, daß erstens 
in aller Regel der Erst-Aufnehmerstaat über den Asylantrag entscheidet und 
zweitens diese Entscheidung bei den übrigen Vertragsstaaten Anerkennung 
findet. Für die Migrationsproblematik insgesamt bedeutsam ist daß jedenfalls 
faktisch alle sich im Gebiet der E U aufhaltenden Ausländer in den Genuß der 
in der E U geltenden Freizügigkeit kommen. 

2.2. Innerstaatliche Regelungen des Ausländer- und 
Staatsangehörigkeitsrechtes im Vergleich 

In den europäischen Staaten sind - historisch bedingt - höchst unterschiedli­
che Regelungen des Ausländer- und Staatsangehörigkeitsrechtes getroffen 
worden. Von Relevanz in dem hier zu erörternden Zusammenhang sind vor 
allem Regelungen des Asyls sowie der Einwanderung und der Einbürgerung. 
Zunächst zu den 1993 erfolgten Neuregelungen des Asylrechtes: 

In Deutschland6 wurde im Juli 1993 das bis dahin gesetzlich nicht 
einschränkbare Asylrecht durch eine Regelung ersetzt, nach der solche 
Personen vom Asylrecht ausgenommen sind, welche aus einem EU-Staat oder 
einem Staat fliehen, in welchem die G F K und E M R K Anwendung finden. 
Darüber hinaus wird eine Liste solcher Staaten erstellt, für welche die 
widerlegliche Vermutung gilt daß dort Verfolgung oder unmenschliche oder 
erniedrigende Behandlung nicht stattfindet wie etwa Polen, Österreich, die 
Schweiz oder die tschechische und slowakische Republik. Aufenthalts­
beendende Maßnahmen werden erleichtert. A m Jahresende 1993 hatte sich 
aufgrund dieser Regelung die Anzahl der Asylbewerber im Vergleich zum 
Vorjahr um 26,4 Prozent, in der zweiten Jahreshälfte um 56 Prozent reduziert; 
die Anerkennungsquote war auf etwas über 5 Prozent angestiegen.7 

Im Zentrum der Neufassung des Asylrechtes in den Niederlanden vom 
Dezember 1993 steht eine Straffung des Asylverfahrens. Danach entscheidet 
nur noch eine Gerichtsinstanz über die Zulassung zum Asyl verfahren; Anträge 
werden nicht zugelassen, wenn ein anderes EU-Land zuständig ist oder 
negativ entschieden hat oder die antragstellende Person nicht im Besitz von 
Reisedokumenten ist. Als Begründung wurde ausdrücklich angegeben, man 
müsse der deutschen Regelung nachziehen.8 - Die französische Verfassung 
räumt jedem, der „wegen seines Eintretens für die Freiheit" verfolgt wird, das 
Asylrecht ein. Der Versuch der französischen Regierung, das Asylrecht den 
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Schengener Bestimmungen anzupassen, wurde im August 1993 vom Conseil 
d'etat in Teilen für verfassungswidrig erklärt. Danach muß Frankreich in 
Ausnahmefällen auch von Schengen-Staaten abgelehnte Asylbewerber auf­
nehmen. Ein Asylbewerber darf sich solange auf französischem Boden 
aufhalten, bis über seinen Antrag entschieden ist. 

Deutiiche Unterschiede zwischen den europäischen Staaten treten hin-
sichdich des Einwanderungsrechtes und der Einbürgerung zutage. Auf der 
einen Seite kennt Europa traditionelle Einwanderungsstaaten wie etwa Frank­
reich und Schweden, auf der anderen Seite aber erklärt Deutschland nach wie 
vor, kein Einwanderungsland sein zu wollen. Die französische und die 
deutsche Regelung stellen die Extrempole des europäischen Kontinuums dar. 

Frankreich9 gehört seit der Revolution neben den USA und Kanada zu den 
„klassischen" Einwanderungsländern. Mehr ein Drittel der französischen 
Bevölkerung ist ausländischen Ursprungs. Das stark auf die politische Integra­
tion von Zuwanderern ausgerichtete Staatsangehörigkeitsrecht knüpft an drei 
Kriterien an: französische Abstammung, Geburt in Frankreich sowie ständi­
ger Aufenthalt in Frankreich und den Willen, Franzose zu sein. Seine Rege­
lungenhaben seitMittedersiebzigerJahreca.35.(X^ 
im Jahr ermöglicht. Starke Integrationskraft haben die Sprache und die Schule 
ausgeübt. Allerdings hat sich mit einer starken Vergrößerung des Anteils von 
Nordafrikanern an der Ixrimigration in Frankreich u.a. eine Ghettoisierung von 
Immigranten und zugleich eine wachsende Ablehnung der Einwanderer 
herausgebildet. Als Reaktion hierauf wurden in jüngster Vergangenheit 
Restriktionen der Zuwanderung u.a. durch eine Einschränkung des ius soli-
Prinzips (Geburt auf französischem Boden) eingeführt.10 

Trotz erheblicher Netto-Zuwanderungen seit den fünfziger Jahren und 
entgegen fast einmütigem wissenschafdichem Rat erklärt Deutschland be­
harrlich, kein Einwanderungsland zu sein. Im deutschen Staatsangehörigkeits­
recht gilt nach wie vor das ius sanguinis-Prinzip: Deutscher ist, wer deutsche 
Ahnen hat. Die strikte Ablehnung, eine doppelte Staatsbürgerschaft in Kauf zu 
nehmen, erweist sich auch nach dem 1993 geänderten Ausländerrecht als 
nahezu unüberwindliches Einbürgerungshindernis. So fungieren bis heute 
einerseits das Asylrecht und andererseits die im Grundgesetz verankerte 
Zuwanderungsfreiheit für deutsche Übersiedler sachwidrig als Ersatz­
mechanismen für eine Einwanderungsregelung. Für die Übersiedler wurden 
jedoch 1990 bzw. 1993 Steuerungsinstrumente eingeführt, die jedenfalls 
technisch einer Einwanderungsregelung nahekommen.11 

2.3. Die Rechte von Minderheiten in Europa 

In nahezu allen Staaten Europas hat die Immigration seit dem Zweiten 
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Weltkrieg, die in Deutschland etwa durch die Anwerbung sog. „Gastarbeiter" 
Mitte der fünfziger bis Anfang der siebziger Jahre Staadicherseits gefördert 
wurde, zur Entstehung sprachlicher, religiöser, kultureller und ethnischer 
Minderheiten geführt. In zahlreichen Einzelfragen des Rechts- und 
Verwaltungsalltags stellte dies vor die Frage, ob und in welchem Ausmaße 
solche Minderheiten ihre sprachliche, religiöse und kulturelle Identität auch 
im öffendichen Leben sollen erhalten und pflegen dürfen. Die Zulassung des 
vom Koran gebotenen Schächtens als Schlachtmethode öder - mehr Aufsehen 
erregend - die sog. „Kopftuch-Affäre" 1989 in Frankreich, bei der es um die 
Frage ging, ob ein muslimisches Mädchen in einer französischen laizistischen 
Schule das islamische Kopftuch tragen dürfe, aber auch der Streit um das 
Kommunalwahlrecht für Ausländer seien als Beispiele genannt. 

Diese Beispiele stellen vor die Frage, ob ausländische Zuwanderer in 
Europa über den erwähnten menschenrechtlichen Mindeststandard hinaus in 
den Genuß völkerrechdich oder innerstaadich verbürgter Minderheitenrechte 
gelangen. Bei den seit Beginn der neunziger Jahre sowohl im Rahmen der 
K S Z E als auch in den Vereinten Nationen zu beobachtenden Bemühungen, 
die - bescheidenen - bestehenden Regeln des Minderheitenschutzes auszu­
bauen12, haben sich die europäischen Staaten dieser Frage gegenüber äußerst 
zurückhaltend gezeigt - freilich aus unterschiedlichen Gründen. Auch hier 
seien Frankreich und Deutschland als Beispiele herausgegriffen. 

Frankreich verfolgt Bemühungen, internationale Normen des Minderheiten­
schutzes festzulegen, mit grundsätzlichem Mißtrauen. Minderheitenrechte 
sind mit dem Selbstverständnis der französischen Republik, das auf den 
universalen Werten der Freiheit und Gleichheit aller Bürger ruht nicht in 
Einklang zu bringen. Insofern hält Frankreich unbeirrt an der Position fest, auf 
seinem Gebiet lebten keine Minderheiten. Dem Argument der Irrelevanz kann 
sich Deutschland nicht anschließen, da mit den Dänen in Südschleswig und 
den Sorben in der Lausitz zwei verfassungsrechtlich anerkannte Minderheiten 
leben und überdies die auf der Grundlage des Kopenhagener Abkommens von 
1955 gefundene Regelung für die dänische Minderheit international als 
vorbildlich gilt. Jedoch schließt die Bundesregierung Ausländer aus dem Kreis 
der von internationalen Normen des Minderheitenschutzes Begünstigten aus, 
wie sie zuletzt bei der Verabschiedung der Deklaration der VN-Generalver­
sammlung zum Minderheitenschutz von 1992 deudich gemacht hat.13 

Dieses Vorgehen steht indessen im Widerspruch zu geltenden völkerrecht­
lichen Normen des Minderheitenschutzes. Art. 27 des internationalen Paktes 
über bürgerliche und politische Rechte von 1966/76, der die bis heute 
wichtigste völkerrechdiche Norm des Minderheitenschutzes darstellt, sichert 
Angehörigen ethnischer, religiöser oder sprachlicher Minderheiten das Recht 
zu, „gemeinsam mit anderen Angehörigen ihrer Gruppe ihr eigenes kulturelles 
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Leben zu pflegen, ihre eigene Religion zu bekennen und auszuüben oder sich 
ihrer eigenen Sprache zu bedienen." Ausländer sind hierbei gerade nicht 
ausgeschlossen.14 

Materiell werden die Rechte aus Art. 27 überwiegend als - nur 
unzureichender - Mindeststandard empfunden. So hat es seit 1990 verschie­
dene Bemühungen gegeben, diese Rechte auszuweiten, ohne daß dies bislang 
jedoch zu weitergehenden rechdichen Normierungen geführt hätte. Aller­
dings hat die KSZE mit dem Kopenhagener Dokument über die „menschliche 
Dimension" der KSZE 1 5 eine Reihe von - empfehlenden-Regeln verabschie­
det, die den Schutz von Minderheiten im Vergleich zu Art. 27 um folgende 
Elemente erweitern: erstens werden politische Mitwirkungsrechte empfohlen, 
und zweitens wird den Minderheiten eine positive Förderung zugesichert. 
Damit erreichen die Standards des Minderheitenschutzes erstmals wieder den 
Stand, welche sie unter dem - freilich nur partiell gültigen - Regime des 
Völkerbundes erreicht hatten. Bekräftigt wird diese Ausweitung durch eine -
allerdings ebenfalls nur empfehlende - Deklaration der VN-Generalver­
sammlung vom Dezember 1992. Über eine weitergehende Verrechdichung 
des Minderheitenschutzes wird derzeit im Europarat verhandelt. 

Wenn sich auch aus den KSZE-Regeln nur in solchen Fällen völkerrecht­
lich verbindliche Verpflichtungen ergeben, in denen sie Eingang in Verträge 
gefunden haben16, so stellen sie doch Maßstäbe dar, an denen die jeweilige 
Minderheitenpolitik der europäischen Staaten politisch zu messen ist. Bei 
einer solchen Beurteilung werden in Frankreich und in Deutschland durchaus 
gleichgerichtete Defizite deutlich: In Deutschland etwa verstößt die Beschrän­
kung der Vereinigungsfreiheit nach Art. 9 GG auf Deutsche ebenso gegen die 
in der KSZE vereinbarten Regeln des Minderheitenschutzes wie in Frankreich 
das Vorenthalten des Rechts, dem muslimischen Glauben durch Tragen des 
islamischen Kopftuches auch öffentlich Ausdruck zu geben. Sind diese 
Defizite - so ist nun zu fragen - in einer europäischen Gesamtkonzeption 
überwindbar? 

3. Ein europäisches Gesamtkonzept der Ausländer- und 
Minderheitenpolitik? 

In der wissenschaftlichen Literatur17 haben sich in den vergangenen Jahren im 
Blick auf eine ausländerpolitische Gesamtkonzeption der EU drei Einsichten 
durchgesetzt: erstens verträgt sich die Freizügigkeit in der EU nicht mit 
unterschiedlichen ausländer- und insbesondere asylrechüichen Regelungen in 
den einzelnen Mitgliedstaaten. Insofern ist eine europäische Harmonisierung 
des Ausländerrechts erforderlich. Zweitens kann sich eine solche Harmo­
nisierung nicht auf das Asylrecht beschränken. Vielmehr muß es darum gehen, 
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dessen menschenrechdiche Bedeutung dadurch sicherzustellen, daß es nicht 
als Ersatzregelung oder Schlupfloch für fehlende Einwanderungsregelungen 
entfremdet wird. Insofern muß eine europäische Gesamtregelung sich auf eine 
kontrollierte Einwanderungspolitik konzentrieren. Drittens bedarf eine euro­
päische Gesamtkonzeption integrationsfördernder Elemente, welche eine 
gezielte Gestaltung des sozialen Wandels anstrebt, welcher mit der Immigra­
tion verbunden ist. 

Eine solche Gesamtkonzeption ist in der Praxis jedoch bestenfalls in ersten 
Ansätzen erkennbar. Ihr Zustandekommen wird zunächst dadurch erschwert, 
daß die Mitgliedstaaten der E U bisher nicht bereit waren, ausländerpolitische 
Entscheidungskompetenzen auf die Organe der E U zu übertragen. Dies 
bedeutet, daß entsprechende Entscheidungen nach wie vor auf den mit den 
Abkommen von Dublin und Schengen eingeschlagenen Weg der zwischen-
staadichen Vereinbarung verwiesen sind; der Kommission etwa ist lediglich 
ein Initiativ- und Mitspracherecht eingeräumt. Es bedeutet femer, daß der 
Bereich der Ausländerpolitik der Mitwirkung des Europäischen Parlaments 
ebenso entzogen bleibt wie der juristischen Kontrolle durch die euopäischen 
Rechtsprechungsorgane. 

Einen Ansatzpunkt für ein gemeinsames Konzept hat Mitte Februar 1994 
die Kommission der E U in Anspruchnahme ihres Initiativ- und Mitwirkungs­
rechtes geschaffen.18 Neben den beiden Elementen einer Harmonisierung des 
Asylrechtes und einer europäischen Einwanderungsregelung betont der Vor­
schlag erstens die Notwendigkeit einer Kooperation mit den Herkunftsländern 
von Flüchdingen, um das Migrationsproblem an den Wurzeln angehen zu 
können. Zweitens wird aber auch die Komponente der rechdichen Gleich­
stellung von Ausländern mit EU-Bürgern betont, wobei ein gewisser Schwer­
punkt auf arbeitsrechtliche Bestimmungen gelegt wird. 

Es kann derzeit nicht abgeschätzt werden, ob und in welchem Umfang die 
europäischen Staaten diesen Ansatz aufgreifen und weiterentwickeln. Es läßt 
sich allerdings darlegen, daß mit der Verfolgung eines solchen Konzepts eine 
normative Grundsatzentscheidung für das politische Selbstverständnis der E U 
verbunden ist, die man durch die Alternative „Festung Europa" oder „welt­
offene Republik" bezeichnen kann.1 9 Worin ist diese Grundsatzentscheidung 
zu sehen? 

4. Menschenrechtlicher Republikanismus als Leitbild einer 
europäischen Immigrationspolitik 

Die Kommission der E U rechtfertigt ihren Vorstoß u.a. als Strategie gegen 
Rassismus und Ausländerfeindlichkeit in Europa. 

Sie beansprucht damit, die Frage, wie aufnahmebereit und offen die 
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Regierungen und die Gesellschaft Europas für Immigranten sind, nicht 
empirischer Beantwortung zu überlassen, sondern sie als rechtspolitische 
Gestaltungsaufgabe zu begreifen. Für diese Gestaltungsaufgabe sind unter­
schiedliche Konzepte denkbar, welche seit einigen Jahren Gegenstand inten­
siver Auseinandersetzungen in der politischen Theorie der adantischen De­
mokratien geworden sind. Fragen der Immigration, der Integration von 
Ausländern und des Minderheitenschutzes sind dabei erstens Gegenstand der 
Kontroverse zwischen liberalen und sog. kornmunitaristischen Ansätzen20 

hier und zweitens der Debatte über den Republikanismus und die Zivil­
gesellschaft als Grundlage einer von Pluralismus und Multikulturalität ge­
prägten politischen Gemeinschaft21 dort. 

In der Kontroverse zwischen Liberalismus und Kommunitarismus ist die 
Mitgliedschaft in einer politischen Gemeinschaft zentraler Diskussionspunkt.22 

Der Liberalismus betrachtet als Anknüpfungspunkt für diese Mitgliedschaft 
die freie Entscheidung des einzelnen, während der Kommunitarismus bei dem 
Selbstdefinitionsrecht einer gegebenen, durch objektive Kriterien abgegrenz­
ten Gemeinschaft ansetzt. Dabei wirft der Kommunitarismus dem auf indivi­
duelle Menschenrechte abhebenden Liberalismus vor, um der ethischen 
Neutralität des Rechts willen die Sozialisation des Menschen, in der sich 
Gemeinschaftswerte allererst bilden, als auch ethisch notwendigen Bestand­
teil einer politischen Gemeinschaft zu vernachlässigen. Sein Programm in der 
Immigrationsfrage läuft auf eine starke Restriktion von Zuwanderung aus 
Gründen der Aufrechterhaltung der ethnischen, kulturellen, sprachlichen, 
ökonomischen oder nationalen Identität der aufnehmenden Gesellschaft hin­
aus. 

In seinem Beitrag zu dieser Debatte hat Jürgen Habermas die Argumente 
des Liberalismus im Lichte der republikanischen Tradition politischer Ge­
meinschaft interpretiert. Er weist zunächst daraufhin, daß eine in Menschen­
rechten begründete Republik gegenüber der Sozialisation ihrer Bürger keines­
wegs blind sei, sondern die „Identität des einzelnen auch in seinen identitäts­
bildenden Lebenszusammenhängen schützt".23 Liberale Menschenrechte - so 
korrigiert er ein Mißverständnis auch vieler Vertreter des Liberalismus -
schützen keineswegs allein subjektive Rechte der Privatleute, sondern stellen 
einen konstitutiven Zusammenhang zwischen der Privatautonomie und der 
öffentlichen Autonomie her, welche sich in demokratischen Partizipa­
tionsrechten niederschlägt. Nur auf dieser Grundlage, bei der rechtsstaadich 
gesicherte Menschenrechte niitdemob^tischerMirAvirlrnngzusammengedacht 
werden, kann eine Republik den sozialen und kulturellen Wandel, den nicht 
nur, aber in besonderer Weise die Immigration bewirkt, bewältigen. Denn 
Kennzeichen einer solchen Republik ist es, daß sie zwei Ebenen der Integra­
tion auseinanderhält: die Ebene der ethischen Integration von Gruppen und 
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Subkulturen und die Ebene der politischen Integration, die alle Staatsbürger in 
gleicher Weise erfaßt. Als „Eintrittsbedingung" gefordert werden kann in 
einer solchen Republik allein die polidsche Assimilation, d.h. die „Zustim­
mung zu den Prinzipien der Verfassung innerhalb des Interpretationsspiel-
raumes, der durch das ethisch-politische Selbstverständnis der Bürger und die 
politische Kultur des Landes bestimmt ist", nicht aber eine weitergehende 
Akkulturation.24 Damit ist freilich eine Republik auf Dauer keineswegs gegen 
Veränderungen z.B. auch ihrer Verfassungsinterpretation gefeit, also auch in 
diesem Sinne „offen". 

Dieses hier nur kurz skizzierte theoretische Programm einer offenen 
Republik ist alles andere als ein „bloß" theoretisches Modell, das erwogen, 
aber auch abgelehnt werden kann. Es entspringt vielmehr erstens der grund­
legenden Erfahrung in der politischen Geschichte Europas seit der Französi­
schen Revolution, daß allein eine an den Prinzipien der Menschenrechte, des 
Rechtsstaates, der Demokratie, der Sozialstaadichkeit und der völkerrechdi-
chen Einbindung des Staates orientierte politische Gemeinschaft die Gewähr 
für eine zwar nicht konfliktfreie, aber friedliche und gerechte Gesellschafts­
entwicklung ermöglicht. Es ist zweitens mit dem kulturellen Selbstverständnis 
Europas in Übereinstimmung, nach dem der Bestand der europäischen Kultur 
gebunden ist an Dialog und Austausch einerseits und an schöpferische 
Leistung, die allein auf dem Boden gesellschafdicher Freiheit gedeihen kann, 
andererseits. Und es entspricht drittens insofern dem politischen Selbst­
verständnis der EU, als deren demokratische und menschenrechtliche 
Verfassungsentwicklung seit Anfang der siebziger Jahre unter der Überschrift 
„das Europa der Bürger" steht.25 

Als Schlußfolgerung ist festzuhalten, daß die politische Integration i.S. der 
gerade von den Minderheitenschutzregeln der KSZE geforderten politischen 
Loyalität von Minderheiten und Immigranten im Zentrum einer europäischen 
Einwanderungspolitik stehen muß. Diese Loyalität kann nicht erzwungen, sie 
kann aber sehr wohl politisch und rechdich gefördert werden. Sie wird umso 
stärker sein, je deutlicher sich Ausländer, Angehörige von Minderheiten und 
Immigranten als Bürger verstehen können, je stärker also ihre Freiheit, ihr 
politisches Urteil und ihr demokratisches Mitwirken an der Lösung der 
Zukunftsaufgaben Europas gefragt sind. Der Abschied vom Leitbild eines 
ethnisch oder kulturell homogen definierten Nationalstaates und der Weg zu 
einer selbstbewußten europäischen Union offener Republiken bringen zwei­
fellos zahlreiche Ängste mit sich. Die lange und sehr vielfältige Tradition des 
republikanischen Denkens in Europa belehrt jedoch darüber, daß allein auf 
dem Boden politischer Freiheit Zukunftsvertrauen wachsen kann. 
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Binnenwanderung in Integrationsgemeinschaften -
Erfahrungen aus Europa, Neuansätze in Lateinamerika 
und der Karibik 

1. Europas Erfahrungen mit der Binnenwanderung als Orientierungs­
rahmen für Lateinamerika 

Integrationsgemeinschaften stehen irgendwann vor der Frage, ob sie sich auf 
rein wirtschafdiche Maßnahmen (wie Zollabbau nach innen, Aufbau eines 
gemeinsamen Außenzolls etc.) beschränken, oder ob sie auch verstärkt auf 
politischer und menschlicher Ebene auf ein Zusammenwachsen der 
Integrationsräume hinwirken sollen. Die Erfahrungen der Europäischen Ge­
meinschaft gelten dabei für die lateinamerikanischen Integrations­
gemeinschaften als Orientierungsgröße, auch wenn die konkrete wirtschafdi­
che Situation in beiden Regionen nicht miteinander vergleichbar ist. Die 
Veröffentlichungen über die EG in spanischer Sprache, die Ergebnisse der 
Treffen von lateinamerikanischen Abgeordneten mit Europa-Parlamentariern 
sowie der gemeinsam veranstalteten Kongresse und Expertentreffen füllen 
bändeweise Literatur.2 Die Zielsetzungen der Europäischen Gemeinschaft in 
bezug auf den freien Personenverkehr sind weitreichender als die der meisten 
lateinamerikanischen Staaten. Es geht deshalb im folgenden Artikel nicht um 
einen expliziten Vergleich beider Integrationsräume. Wir werden vielmehr die 
eingeführten Freizügigkeitsregelungen der EG und die Pläne der latein­
amerikanischen Regierungen zur Erleichterung des Grenzverkehrs und zur 
Arbeitsmigration darstellen. Die Wanderungsbewegungen der Bewohner der 
Integrationsgemeinschaften Europas, Lateinamerikas und der Karibik sind 
nur ein kleiner Ausschnitt des komplexen Migrationssystems beider Konti­
nente. Sie sind nur zum geringen Teil Binnenwanderungen. Doch bei den 
jungen Integrationsgemeinschaften in Lateinamerika gibt es einen enormen 
Informationsbedarf darüber, welche konkreten sozial-, arbeits- und bildungs­
politischen Maßnahmen getroffen werden müssen, wenn ein Integrations­
raum seine Grenzen für Arbeitsmigranten öffnet und welche Auswirkungen 
Binnenrnigrationsströme haben können. 

In der Europäischen Gemeinschaft spielten für die massenhafte 
Arbeitnehmerwanderung von Süd- nach Nordeuropa im Rahmen der großen 
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Aufbau- und Expansionsphase 1955-1973 die Gründung der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft (EWG) 1958 und die Verabschiedung der ersten 
EG-Freizügigkeitsregelungen 1968 kaumeine Rolle. Aus welchen Herkunfts­
ländern die ausländische Bevölkerung schwerpunktmäßig stammte, hing 
jeweils von den historischen Verbindungen der sechs Gründerstaaten der EG 3 

ab. Auch heute sind Zusammensetzung und Situation der jeweiligen auslän­
dischen Bevölkerung ebenso wie die Ausländerpolitik in den zwölf EG-
Staaten national sehr unterschiedlich. 

Binnenwanderungen in der EG erfolgten meist von wirtschafdich schwä­
cheren in wirtschaftlich stärkere Mitgliedstaaten, von der Peripherie zum 
Zentrum. Die typischen Aufnahmeländer sind Deutschland und Frankreich. 
Die EG-Länder hatten dementsprechend ein unterschiedlich starkes Interesse 
an der Realisierung der Freizügigkeit der Personen: Vor allem die Ab­
wanderungsländer strebten die vollständige Verwirklichung der Freizügigkeit 
an, um die eigene Arbeitslosigkeit abzubauen. In den sechziger Jahren, als man 
über die ersten EG-Maßnahmen zur Verwirklichung der Freizügigkeit beriet, 
befürchteten Deutschland und Frankreich eine Überflutung mit italienischen 
Arbeitskräften-was sich jedoch als unrealistisch erwies. Nach dem allgemei­
nen hrimigrationsstopp der west- und nordeuropäischen Aufnahmeländer 
(1973/74), verbunden mit Rückkehrprämien, gingen auch die Zuwanderer­
zahlen von EG-Migranten stark zurück. Auch der Beitritt von Großbritannien, 
Irland und Dänemark 1973 löste keine Wanderungswellen aus, ebensowenig 
die Süderweiterung der Gemeinschaft in den achtziger Jahren.4 Selbst die 
Ausdehnung der Personenfreizügigkeit auf Finnland, Island, Liechtenstein, 
Norwegen, Österreich und Schweden im Rahmen des Abkommens über den 
Europäischen Wirtschaftsraum, das Anfang 1994 in Kraft trat, dürfte keine 
wesendichen Auswirkungen auf das Migrationsverhalten haben. 

Relevante Wanderungsbewegungen im Gemeinschaftsgebiet betreffen 
heute in der Regel Ausländer aus Drittstaaten oder Phasen innerstaatlicher 
Migration. Die Binnenwanderung zwischen EG-Staaten hat sich deudich 
verlangsamt; in den fünf Jahren von 1987 bis 1991 zogen nur etwa 1,5 
Millionen Personen von einem Mitgliedstaat in einen anderen um, im Durch­
schnitt etwa 300.000 pro Jahr.5 Zu Beginn der neunziger Jahre wohnten 
weniger als zwei Prozent der EG-Bürger in einem anderen Mitgliedstaat. In 
Grenzregionen hat die Pendelwanderung allerdings zugenommen, zum Bei­
spiel von Franzosen und Niederländern nach Deutschland. 

Die EG-Freizügigkeitsregelungen beeinflussen das Mobilitätsverhalten 
also nicht entscheidend, wenn sie auch im Einzelfall eine wesentliche Erleich­
terung bedeuten. Vor allem die Annäherung der Lebensverhältnisse innerhalb 
der EG dürfte den Anreiz zur Mobilität geschwächt haben. Außerdem bleiben 
sprachliche und kulturelle Barrieren bedeutsam. So wird es auch mit der 
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Vollendung des Binnenmarktes zunächst kaum zu einer deutlichen Zunahme 
der Wanderungsbewegungen innerhalb der EG kommen - generell führt mehr 
Handel erfahrungsgemäß nicht zu mehr Arbeitskräftewanderungen; Kapital 
erweist sich als mobiler als Arbeitskräfte. Offen sind jedoch die mittel- und 
langfristigen Auswirkungen des Binnenmarktes sowie der globalen ökonomi­
schen Entwicklung auf die wirtschaf tiiche Lage einzelner Branchen, Sektoren 
und Regionen. Vergleichsweise ungünstige wirtschaftliche Verhältnisse, vor 
allem hohe Arbeitslosenzahlen, könnten auch innerhalb der Gemeinschaft 
neuen Wanderungsdruck erzeugen. 

Auch in Lateinamerika stimmen die Hauptmigrationsbewegungen nicht 
mit den Integrationsräumen überein. Mitte des 19. Jhs. begannen viele 
lateinamerikanische Staaten, als Teil einer aktiven Kolonisierungspolitik, 
Migranten aus Europa und Asien anzuwerben.6 Doch bereits Ende der 
dreißiger Jahre sahen sie in der Migration eine Bedrohung für die heimische 
Wirtschaft. Argentinien, Bolivien und Kolumbien schützten ihre Arbeitneh­
mer durch Gesetze und befristete Anwerbeverträge. Fortan führten viele 
Staaten feste Immigrationsquoten ein. Als die Regierungen in den sechziger 
Jahren im Zuge ihrer Importsubstitutionspolitiken anfingen, ihre Ökonomien 
protektionistisch abzuschotten, wurde der massiven Einwanderung kaum 
noch positiver Einfluß auf die wirtschafdiche Entwicklung zugestanden. Die 
politische Situation in den sechziger, siebziger und achtziger Jahren zwang 
viele Lateinamerikaner aus Argentinien, Uruguay, Chile, Brasilien, Paraguay, 
Peru, Kolumbien und Zentralamerika in Flucht und Exil. Andere wanderten 
aus ökonomischen Gründen in die Industrieländer ab und verstärkten den 
„brain-drain" zwischen Industrie- und Entwicklungsländern. In den achtziger 
und neunziger Jahren, nach der formalen Redemokratisierung in Südamerika 
und dem Fortschreiten des Friedensprozesses in Zentralamerika setzte aus den 
jeweiligen Nachbarregionen und aus den Industrieländern ein begrenzter 
Rückwanderungsprozeß ein. 

Wanderungen auf dem amerikanischen Kontinent erfolgen wie in Europa 
meist von den wirtschaftlich schwächeren in die ökonomisch stärkeren 
Staaten: Von Kolumbien nach Venezuela7, von Mexiko in die USA und von 
Paraguay nach Argentinien. 70 Prozent der Binnenmigranten im südameri­
kanischen Raum wanderten von Bolivien, Chile, Paraguay, Uruguay und 
Bolivien nach Argentinien. Untersucht man die Wanderungsstatistiken der 
Andenstaaten, kann man feststellen, daß vor allem Kolumbianer und 
Ecuatorianer die anderen Andenstaaten besuchen. Peruaner, Venezolaner und 
Bolivianer dagegen reisen kaum in ein anderes andines Land. Die Binnen­
wanderung in der Karibik verläuft vor allem von ärmeren zu, reicheren" Inseln, von 
Grenada nach Trinidad oder von den ostkaribischen Inseln nach Barbados.8 
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2. Das Recht auf Freizügigkeit 

2. 1. Freizügigkeit und Aufenthaltsrecht in der Europäischen Gemeinschaft 

Die Personenfreizügigkeit gehört neben dem freien Waren-, Kapital- und 
Dienstleistungsverkehr zu den vier im EWG-Vertrag vorgesehenen Grund­
freiheiten und ist damit Bestandteil und Voraussetzung des gemeinsamen 
Binnenmarktes und eines der Ziele der europäischen Integration. Dem freien 
Verkehr der Personen kommt nicht nur eine wirtschaftliche, sondern auch eine 
soziale und allgemeinpolitische Bedeutung zu: Es ist explizites Ziel der 
Gemeinschaft, daß sich die EG-Bürger in diesem Raum frei bewegen können, 
um ihrer Arbeit nachzugehen oder sich zu bilden, auf einem annehmbaren 
Niveau der Sicherheit und des sozialen Schutzes für sich und ihre Kinder. 
Diese Ausweitung der individuellen Rechte und Chancen wird neben ökono­
mischen und sicherheitspolitischen Motiven als eine der Begründungen für die 
europäische Integration angeführt. Allerdings stand das Ziel des freien Waren­
verkehrs immer deutlich im Vordergrund. Erst zehn Jahre nach Gründung der 
E W G erließ der Ministerrat die ersten Rechtstexte, um das Ziel der Freizügigkeit 
zu verwirklichen.9 Auch das Binnenmarlrt-ftogramm der E G von 1985 zielte 
in erster Linie darauf, immer noch bestehende Handelshemmnisse auszuräu­
men. Die Bemühungen, dabei auch die Personenfreizügigkeit weiter voranzu­
bringen, gehören zu den Problembereichen, für die auch nach dem Zieldatum 
„1992" noch keine vollständigen Lösungen gefunden sind. 

Der freie Personenverkehr umfaßt nach den Vertragsgrundlagen der 
Europäischen Gemeinschaft die Freizügigkeit der (unselbständigen) Arbeit­
nehmer (Art. 48-51 E G V 1 0 ) und die Freizügigkeit der selbständig Erwerbstä­
tigen, d.h. die Niederlassungsfreiheit (Art. 52-58): Staatsangehörige der E G -
Staaten haben demnach das Recht, auf dem Territorium eines anderen 
Mitgliedstaats ohne Diskriminierung aus Gründen der Staatsangehörigkeit 
eine wirtschafdiche Tätigkeit auszuüben. Neben der Niederlassungsfreiheit, 
die die dauerhafte wirtschafdiche Betätigung in einem anderen Mitgliedstaat 
erfaßt, gilt in der Gemeinschaft auch die Diensdeistungsfreiheit (Art. 59-66), 
die sich auf die vorübergehende Betätigung bezieht. Im Zusammenhang mit 
jeglicher Erwerbstätigkeit ist also eine Schlechterstellung von EG-Ausländern 
aufgrundder Staatsangehörigkeit verboten" -und zwar unabhängig davon, ob 
sie unmittelbar oder mittelbar wirkt, beabsichtigt oder unbeabsichtigt ist, auf 
Normen oder bloßer Verwaltungspraxis beruht. In exemplarischen Rechtsfäl-
len vor dem EuGH hat das Verbot der Diskriminierung von Erwerbstätigen aus 
anderen EG-Ländern seine konkrete Ausprägung erfahren. 

Das Aufenthaltsrecht wird im Sinne des Gemeinschaftsrechts vor allem als 
Folge des Rechts auf Ausübung einer Erwerbstätigkeit angesehen. Das 
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Aufenthaltsrecht wurde daher für Erwerbstätige anerkannt und auf Familien­
angehörige ausgedehnt. Dies beinhaltet auch das Recht, nach Beendigung der 
Erwerbstätigkeit durch Eintritt in den Ruhestand oder Berufsunfähigkeit 
weiter im Aufenthaltsland zu verbleiben (Verbleiberecht12). Da viele Wand­
erarbeitnehmer von diesem Recht Gebrauch machen, stellt sich dann die Frage 
nach ihrer langfristigen sozialen und politischen Eingliederung. Erst im 
Rahmen des Projekts zur Vollendung des Birmerimarkts wurde das Aufenthalts­
recht 1990 auch auf jene Bürger der Mitgliedstaaten ausgedehnt, die keiner 
wirtschafdichen Tätigkeit nachgehen, etwa Studenten oder Rentner; sie 
müssen allerdings über eine Krankenversicherung und ausreichende Mittel zu 
ihrem Unterhalt verfügen.13 Der Maastrichter Vertrag schreibt im Rahmen der 
„Unionsbürgerschaft" für alle Unionsbürger in allgemeiner Form das Recht 
fest, sich in der Gemeinschaft frei zu bewegen und aufzuhalten (Art. 8a EGV), 
wobei allerdings die bisherigen Bedingungen und Beschränkungen bestehen 
bleiben. Eine völlige Gleichstellung mit einheimischen Staatsangehörigen in 
faktisch allen Bereichen ist nach wie vor nur für Wanderarbeitnehmer und ihre 
Familienangehörigen garantiert. Arbeitssuchende und Studenten (Kinder von 
Wanderarbeitnehmern ausgenommen) genießen den Schutz des Gemein­
schaftsrechts nur im Hinblick auf ihre spezielle Situation. Sie können z.B. im 
Bereich der Sozialhilfe keine völlige Gleichbehandlung beanspruchen. 

In der Europäischen Gemeinschaft soll das Recht auf Freizügigkeit in die 
europäische „Unionsbürgerschaft" integriert werden. Die Gemeinschaft un­
terstützt die Binnenwanderung der EG-Bürger ganz gezielt - mit der Begrün­
dung, daß der Erfolg des Binnenmarktes und der weiteren Integration von dem 
Entstehen einer „europäischen Gesellschaft", von Engagement und Zustim­
mung des einzelnen abhänge. Die EG verfolgt daher das Ziel, daß bereits 
Jugendliche so früh wie möglich Mobilitätserfahrungen sammeln können. In 
nahezu allen Bildungsbereichen hat die EG Förderprogramme eingerichtet: 
z.B. für den Hochschulbereich die Programme ERASMUS (Förderung der 
Moblilität von Hochschulstudenten) und COMETT (Förderung der Zusam­
menarbeit zwischen Hochschulen und Unternehmen auf dem Gebiet der 
Technologie), für die Berufsbildung das Programm PETRA zur Verbesserung 
der beruflichen Erstausbildung, für den Austausch von Bildungsfachleuten 
das Programm ARION, für die Förderung der beruflichen Weiterbildung das 
Programm FORCE. Diese Programme, für die 1992 etwas mehr als 500 Mio. 
ECU zur Verfügung standen, sollen dazu beitragen, verbindliche Koopera­
tionsstrukturen zu schaffen. Die meisten dieser Programme sind in der zweiten 
Hälfte der achtziger Jahre angelaufen und wurden von der EG, die für den 
Bildungsbereich nur sehr begrenzte Kompetenzen hat, mit ökonomischer 
Begründung verteidigt: Es gehe um die Wettbewerbsfähigkeit der Gemein­
schaft und um die Vorbereitung auf den gemeinsamen Markt. Seitdem hat der 
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transnationale Informations- und Erfahrungsaustausch im Bildungsbereich 
wesendich zugenommmen. Bildungspolidsche Planungen sind zwar im Kern 
nach wie vor Sache der Mitgliedstaaten, kommen aber nicht mehr ohne den 
Blick über den nationalen Tellerrand aus. Die Bildungssysteme der Mitglied­
staaten geraten allmählich auch in Konkurrenz zueinander, was sich z.B. an der 
deutschen Diskussion über die Notwendigkeit einer Verkürzung der ver­
gleichsweise langen Schul- und Studienzeiten zeigt. 

EG-interne Mobilität, ob im Bildungs- oder im Arbeitsbereich, wird heute 
in der Regel unter dem positiven Vorzeichen einer zusätzlichen Chance 
diskutiert - und nicht als gezwungene Migration aufgrund mangelnder 
Perspektiven. Während diese traditionelle Migration innerhalb der E G stark 
zurückgegangen ist, nehmen zeitlich befristete Auslandsaufenthalte von Fach-
und Führungskräften zu. 

2.2. Lateinamerika und die Karibik 

In Amerika wurden in den neunziger Jahren neue Integrationsgemeinschaften 
gegründet oder frühere Integrationsansätze wiederbelebt. Im August 1992 
unterzeichneten die Handelsminister Mexikos, der U S A und Kanadas das 
Abkommen zur Gründung der Nordamerikanischen Freihandelszone, 
N A F T A . 1 4 Auf sie soll hier aus zwei Gründen nicht detailliert eingegangen 
werden. Erstens: Im Unterschied zum EWG-Vertrag ist freier Personenver­
kehr in der N A F T A auf absehbare Zeit nicht vorgesehen. Zweitens: Die 
N A F T A wird nicht als ein Instrument zur Förderung, sondern vielmehr zur 
Eindämmung der Migration vor allem von Mexiko in die U S A angesehen. 
Beide Staaten erhoffen sich durch die Integration die Hebung des Lebensstan­
dards in Mexiko, und damit die Reduzierung der Migration. 

Bolivien, Chile, Ecuador, Kolumbien und Peru hatten 1969 in Cartagena 
den Andenpakt gegründet. Chile zog sich 1976, Peru 1992 aus dem Abkom­
men zurück. Der zwischen den Mitgliedstaaten bei der Gründung geschlosse­
ne „Vertrag von Cartagena"15 sah den freien Personenverkehr nicht vor. Seit 
der Wiederbelebung der Integrationsbemühungen im andinen Raum in den 
neunziger Jahren haben die Mitgliedsländer der Andengruppe eine Reihe 
neuer Vorschläge zum freien Personenverkehr gemacht. Nur Venezuela 
zeigte sich vor allem bei der Frage der Abschaffung des Einreisevisums 
zurückhaltend. 1 6 

Die Andenstaaten wollen ein gemeinsames Ein- und Ausreiseformular 
einführen. Bei einem Aufenthalt bis zu 90 Tagen im andinen Integrationsraum 
benötigen Personen aus Mitgliedsländern kein Visum mehr. Die beim Grenz­
übertritt zu zahlenden Steuern sollen aufgehoben werden. Der Personalaus­
weis ist für die Reise in ein Mitgliedsland ausreichend. Langfristig soll ein 
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Andenpaß eingeführt werden, für Dritdänder ein andines Visum. 
Die Andenstaaten wollen außerdem Maßnahmen ergreifen, um den Unter­

nehmer- und Fachkräfteaustausch zu fördern und den Aufenthalt von Arbeits­
kräften aus der Region zu erleichtern. In den Mitgliedsländern der Integrations-
gemeinschaft werden künftig die nationalen Führerscheine anerkannt. Perso­
nen, die sich in der Integrationsgemeinschaft niederlassen wollen, können ihre 
persönlichen Güter zollfrei einführen. Ein Teil dieser Bestimmungen ist im 
Rahmen bilateraler Abkommen schon umgesetzt.17 

Im Süden Lateinamerikas haben Argentinien, Brasilien, Uruguay und 
Paraguay 1991 in der paraguayischen Hauptstadt Asunciön das Integrations­
abkommen Mercosur™ abgeschlossen. Der „Vertrag von Asuncion" 1 9 er­
wähnt den freien Personenverkehr, insofern er die „freie Zirkulation von 
Gütern, Diensdeistungen und Produktionsfaktoren", also Arbeit und Kapital, 
in Brasilien und Argentinien bis Ende 1994 und in Paraguay und Uruguay bis 
Ende 1995 verwirklicht sehen wil l . 

Der Rat des Mercosur legte Mitte 1992 in Argentinien einen Zeitplan vor 2 0, 
demzufolge die Mitgliedsländer bis 1994 Integrationszentren an der Grenze 
einrichten sollen. Dadurch könne die Integration der Grenzregionen gefördert 
und die einheitliche Abfertigung von Migranten vor Ort erleichtert werden. 
Die Mercosur-Regierungschefs wollen die Migrationsgesetzgebung harmoni­
sieren. Dazu müssen ihrer Meinung nach die migrationsrelevanten Daten 
computergespeichert und systematisiert werden. Vorgesehen ist außerdem, 
ein einheidiches Ein- und Ausreiseformular sowie ein Reisedokument einzu­
führen. Eine Visumspflicht gibt es nicht. 1992 wurde die getrennte und 
bevorzugte Abfertigung von Passagieren aus Mitgliedstaaten auf wichtigen 
Flughäfen in Argentinien und Brasilien eingerichtet. 

Das Zentralamerikanische Integrationssystem SICA21 wurde am 1. Febru­
ar 1993 in San Salvador gegründet. Mitglieder sind Costa Rica, E l Salvador, 
Guatemala, Honduras, Nicaragua und Panama. Das System ist de facto die 
Nachfolgeorganisation des 1960 gegründeten Zentralamerikanischen Ge-
meinsamenMarktes.22 Im Protokoll zur Gründung der Integrationsgemeinschaft 
heißt es: „Die Mitgliedstaaten werden sich bemühen, die freie Zirkulation von 
Arbeitskräften und Kapital in der Region durch den Erlaß der dafür notwen­
digen Politiken voranzutreiben."23 Bei mehreren Treffen der Präsidenten und 
der für Migrationsfragen zuständigen Minister 2 4 wurden bisher folgende 
Neuerungen in bezug auf den Personenverkehr ins Auge gefaßt: Die Reise­
möglichkeiten sollen durch die Annahme eines gemeinsamen Ein- und 
Ausreiseformulars erleichtert werden. E l Salvador, Guatemala, Honduras und 
Nicaragua haben ein solches Dokument als Vorläufer eines gemeinsamen 
zentralamerikanischen Passes bereits eingeführt. E l Salvador, Guatemala, 
Panama und Costa Rica werden die Visumpflicht abschaffen, Ausnahme 
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bleibt zunächst Nicaragua. Die Regierungen wollen die Bevölkerungen ihrer 
Länder über die neuen Reisebestimmungen durch eine Aufklärungskampagne 
informieren. Die an der Grenze bisher erhobenen Steuern für Personen, 
Personenkraftwagen und Fahrzeuge, die Personen transportieren, werden 
aufgehoben. Transporteure aus Zentralamerika müssen - mit Ausnahme von 
Panama - nicht mehr bei jeder Einreise ein neues Visum beantragen. Costa 
Rica und Nicaragua haben bereits einen Vertrag über Arbeitsmigration in 
beiden Ländern unterzeichnet. In Costa Rica, E l Salvdor und Nicaragua 
wurden gemeinsame Abfertigungsschalter für Reisende aus den Mitglieds­
ländern eingeführt. 2 5 

Die Karibische Gemeinschaft CARICOhPb wurde 1973 gegründet. Im 
„Gründungsvertrag von Chaguaramas"27 erteilten die Staatschef dem freien 
Personenverkehr eine Abfuhr. Im Vertragstext heißt es dazu: „Nichts in 
diesem Vertrag sollte von einem Mitgliedsstaat fordern oder ihn dazu zwin­
gen, daß er freien Personenverkehr auf seinem Gebiet zuläßt, unabhängig 
davon, ob diese Personen Angehörige eines Mitgliedstaates des Gemeinsa­
men Marktes sind oder nicht."28 Erst 1989 wurde auf der Konferenz der 
Regierungschefs in Grand Anse ein Zeitplan für die Umsetzung wesentlicher 
Integrationsziele beschlossen: Der Gemeinsame Karibische Markt sieht jetzt 
auch den freien Personenverkehr vor. Danach wurde auf zahlreichen Treffen 
der Staatschefs und auf der Grundlage der Empfehlungen der Westindischen 
Kommission 2 9 eine Reihe von Vorschlägen gemacht: 

Innerhalb der C A R I C O M soll ein Personalausweis oder Führerschein zum 
Reisen ausreichen. Künstler, Universitätsabsolventen, Sportler und 
Medienangehörige, die zu besonderen Ereignissen in einen Mitgliedsstaat 
reisen, erhalten freien Zugang. Mittierweile hat die Mehrheit der C A R I C O M -
Staaten diese begrenzten Freizügigkeitsbestimmungen akzeptiert.30 In einem 
Teil der Mitgliedstaaten wurden die Neuregelungen allerdings kontrovers 
diskutiert.31 

3. Keine Freizügigkeit ohne soziale Sicherheit 

Wenn das Recht auf Freizügigkeit einen Sinn haben soll, dürfen Wander­
arbeitnehmer in bezug auf ihre soziale Absicherung nicht benachteiligt 
werden. Eine gewisse Koordinierung der sehr unterschiedlichen nationalen 
Sozialversicherungssysteme erwies sich daher als unabdingbar für die Gewähr­
leistung der Arbeitnehmerfreizügigkeit. Außerdem können höhere Sozial­
versicherungsleistungen in einem Mitgliedsland Wanderungsbewegungen 
aus anderen Ländern in Gang setzen. Niedrige Sozialleistungen sind ein 
Investitionsfaktor für Unternehmer. Sie können zu Ungerechtigkeiten und 
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Wettbewerbsverzerrungen führen. Es ist deshalb sowohl für die europäischen 
als auch für die lateinamerikanischen Regierungen und Arbeitnehmer wichtig, 
daß bei offenen Grenzen gemeinsame soziale Mindeststandards festgelegt 
werden. 

3.1. Soziale Sicherheit in der Europäischen Gemeinschaft 

Die ersten Verordnungen der Europäischen Gemeinschaft im sozialen Be­
reich dienten dem Ziel, Wanderarbeitnehmer in bezug auf die soziale Ab­
sicherung den inländischen Arbeitnehmern gleichzustellen.32 Im einzelnen ist 
die Koordinierung der sehr unterschiedlich strukturierten nationalen Sozial­
versicherungssysteme allerdings äußerst mühsam. Vor allem die Vielfalt der 
zusätzlichen Leistungen der sozialen Sicherheit - etwa betriebliche 
Altersversorung, zusätzliche Krankenversicherung oder Vorruhestands-
regelungen - werden oft im Rahmen von Tarifvereinbarungen oder auf 
Initiative des Arbeitgebers bzw. Arbeitnehmers erbracht und sind im Gegen­
satz zu den gesetzlichen Leistungen von einer gemeinschafdichen Koordi­
nierung ausgeschlossen. Die EG arbeitet schon seit Ende der sechziger Jahre 
an einem System zur EG-weiten gegenseitigen Anrechnung der Sozial­
versicherungsansprüche, das sich mittlerweile auf diverse Verordnungen und 
Urteile des Europäischen Gerichtshofs stützen kann. Es geht dabei immer nur 
um die Koordinierung der nationalen Versicherungssysteme, nicht um ihre 
Harmonisierung. 

Über die Sicherung des sozialen Schutzes hinaus erwiesen sich weitere 
Maßnahmen als notwendig, um die Gleichberechtigung im alltäglichen Leben 
zu gewährleisten, etwa in bezug auf den Zugang zum Bildungssystem im 
Aufnahmeland: Entsprechende EG-Richtlinien sichern sowohl die schulische 
Betreuung der Kinder eines Wanderarbeitnehmers wie auch dessen eigenes 
Recht auf gleichberechtigten Zugang zu Berufsschulen und Umschulungs­
zentren. Geprüft wird beispielweise auch, ob die bestehenden Regelungen für 
den Zugang zu medizinischer Betreuung flexibler gestaltet werden können. 

Insgesamt verfügt die EG nur über sehr eingeschränkte sozialpolitische 
Kompetenzen. Die Angleichung der sozialen Standards ist jedoch auch aus 
einem weiteren Grund - neben der Absicherung der Wanderarbeitnehmer -
Ziel der EG-Kommission: Es geht darum, „soziales Dumping" im Europäi­
schen Binnenmarkt33 zu vermeiden: In der zweiten Hälfte der achtziger Jahre 
wurden Befürchtungen laut, der Integrationsprozeß könne auf eine Ab­
senkung der sozialen Standards hinauslaufen, da die Mitgliedstaaten versucht 
sein könnten, sich durch niedrige soziale Standards Wettbewerbsvorteile zu 
verschaffen. Die EG-Mitgliedstaaten hatten sich bereits im Laufe der siebziger 
und achtziger Jahre auf gemeinsame Rahmenregelungen über Rechte der 
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Arbeitnehmer, Chancengleichheit, Sicherheits- und Gesundheitsschutz am 
Arbeitsplatz geeinigt. Diese Bemühungen wurden 1989 mit der „Gemein-
schaftscharta der sozialen Rechte der Arbeitnehmer" bekräftigt, die als 
Erklärung des Europäischen Rates allerdings rechtlich nicht bindend ist; 
Großbritannien hat sie nicht unterzeichnet. Die Charta beinhaltet einen 
Katalog sozialer Rechte, für die gemeinsame Standards festgelegt werden 
sollen. Ein 1991 angelaufenes Aktionsprogramm der Kommission sollte die 
Charta in konkrete Regelungen und Förderprogramme umsetzen. Es geht 
darum, Mindeststandards festzulegen, wobei es den Mitgliedstaaten freisteht, 
höhere Standards beizubehalten oder einzuführen. Aufgrund des britischen 
Widerstands sind bei der Umsetzung der Charta jedoch bislang wenig Fort­
schritte erzielt worden. Auch das Abkommen über die Sozialpolitik, das dem 
Vertrag von Maastricht angefügt ist und die weitere Umsetzung der Sozialcharta 
zum Ziel hat, ist nur von elf Mitgliedstaaten akzeptiert und damit in der 
rechtlichen Verbindlichkeit für die E G problematisch. 

3.2. Soziale Sicherheit in Lateinamerika 

Auch in Lateinamerika wird seit einiger Zeit über die soziale Absicherung von 
Wanderarbeitnehmern nachgedacht. Aus der Sicht lateinamerikanischer Ex­
perten haben die Erfahrungen der E G gezeigt, daß die Anhebung sozialer 
Standards in den Mitgliedsländern vorwiegend als Mittel angesehen wurde, 
um ökonomische Zielsetzungen zu erreichen. So seien beispielsweise die in 
den Römischen Verträgen 1957 vorgesehenen sozialpolitischen Reglemen­
tierungen erst sehr viel später praktisch relevant geworden. Die neuen 
Integrationsbewegungen könnten deshalb nicht in wenigen Jahren verwirkli­
chen, was die E G in Jahrzehnten Schritt für Schritt eingeführt habe.34 

Im „Gründungsvertrag von Cartagena" war von der Harmonisierung des 
Systems der sozialen Sicherung noch keine Rede. Doch schon 1973 schlössen 
die Andenstaaten das Abkommen ,JSimön Rodriguez". Es sieht u.a. die 
Harmonisierung der Arbeitsgesetzgebung, die Bekämpfung der Arbeitslosig­
keit, den Schutz von Wanderarbeitern und die Kanalisierung von 
Migrationsströmen vor. 1977 wurde das ,Anden-Instrument der Sozialen 
Sicherheit"35 eingeführt. Das umfangreiche Vertragswerk besteht aus sieben 
Kapiteln und 28 Artikeln. Die Essenz faßt allerdings Art. 4 zusammen:, Jeder 
Mitgliedstaat wird die Personen aus anderen Mitgliedstaaten in allen Zweigen 
der Sozialversicherung wie Angehörige des eigenen Staates behandeln."36 Der 
Vertrag „Simön Rodriguez" scheiterte in der Praxis jedoch an den nationalen 
und regionalen Bürokratien sowie an dem Willen der Regierungschefs. Bei 
einem Treffen der Arbeitsminister der Andenstaaten im Jahr 1991 in La Paz, 
Bolivien, wurde erstmals über seine Wiederbelebung und Anpassung an die 
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aktuelle politische und wirtschaftliche Situation der Andenstaaten gespro­
chen. Die Minister wollen nach dem Vorbild der EG auf die Ausarbeitung 
einer „Andinen Sozialcharta'07 hinarbeiten. Zwischenzeidich ist vorgesehen, 
eine 1980 angefertigte vergleichende Studie zur Arbeitsgesetzgebung zu 
aktualisieren und ein Minimum an sozialen und arbeitsrechtlichen Normen für 
die Andenregion einzuführen. 

Bei der Harmonisierung der Arbeitsgesetzgebung sind in den letzten 
Jahren zwar Fortschritte erziehlt worden. Sie lassen sich aber nicht klar als 
Ergebnis fortgeschrittener Integrationsbemühungen erkennen. Vielfach sind 
die Änderungen der Arbeitsgesetze durch die neuen Wirtschaftspolitiken 
bestimmt. Kolumbien, Ecuador und Peru haben ihre Arbeitsgesetzgebung 
reformiert, da die Gesetze im Unterschied zur aktuellen Wirtschaftspolitik 
noch staatliche Regulation und Protektion ausdrückten.38 

In den Mercosur-Ländem gibt es schon seit den siebziger Jahren bilaterale 
Verträge über soziale Sicherheit. So hat beispielsweise Uruguay 1974 mit 
Argentinien, 1975 mit Paraguay und 1979 mit Brasilien einen Vertrag 
unterzeichnet.39 Der „Vertrag von Asunciön" spricht zwar an mehreren Stellen 
soziale Gerechtigkeit und die Verbesserung des Lebensstandards der Bewoh­
ner der Mitgliedsländer an. Aber konkrete Maßnahmen zur Angleichung der 
Sozialversicherungssysteme sind dort nicht aufgeführt. Eine der Arbeits­
gruppen des Mercosur, die sich mit arbeits- und sozialrechtlichen Fragen 
befaßt, wurde erst im Mai 1991 als „Subgruppe Arbeit" gegründet. Später 
wurde sie erweitert und in „Arbeitsbeziehungen, Anstellungsverhältnisse und 
Soziale Sicherheit"40 umbenannt. Diese Arbeitsgruppe soll bis Ende 1994 die 
Richdinien für die freie Wanderung von Arbeitnehmern zusammenstellen. 
Außerdem studieren die Mitglieder der Arbeitsgruppe die Gesetze der Mercosur-
Länder zur sozialen Sicherheit. Die erarbeiteten Vorschläge zu deren Reform 
und Vereinheidichung werden sie bis Mai 1994 an das Exekutivorgan des 
Mercosur41 weiterleiten. 

Im Mercosur erwarten vor allem die Gewerkschaftszentralen der vier 
beteiligten Länder ein „soziales Dumping". Argentinien, zum Teil auch 
Uruguay, rechnen mit der Zuwanderung brasilianischer Arbeitnehmer, die 
bereit wären, zu niedrigen Löhnen und ohne soziale Absicherung zu arbeiten. 

Die Regierungen befürchten, daß zu hohe Sozialleistungen Investoren 
abstoßen könnten. Der Arbeitnebmeranteil an den Sozialabgaben beträgt in 
Uruguay 37,2 Prozent, in Argentinien 45,6 Prozent, und in Brasilien 53,5 
Prozent. Allerdings ist dies nicht der einzige Grund für die Standortwahl von 
Betrieben. 

Bereits jetzt gibt es Anzeichen dafür, daß Unternehmer aus Argentinen und 
Uruguay brasilianische Arbeiter zu niedrigen Löhnen und ohne soziale 
Absicherung beschäftigen, und dies mit ihrer Wettbewerbsfähigikeit im 
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Mercosur begründen. Doch Arbeiter ohne offizielle Arbeitspapiere gab es im 
südamerikanischen Raum schon immer und würde es auch ohne den Mercosur 
aufgrund der Wechselkursunterschiede geben. Argentinien hat schon seit 
Jahrzehnten Arbeitsmigranten aus Chile, Peru, Bolivien, Paraguay und Uruguay 
aufgenommen. Die Öffnung der Grenzen und die Harmonisierung der Sozial­
versicherungssysteme würde in erster Linie paraguayischen und uruguayischen 
Arbeitnehmern Vorteile bringen. 

Zur Harmonisierung ihrer Sozialversicherungssysteme wollen die 
Mercosur-Länder entweder eine Sozialcharta erarbeiten oder sich an den 
arbeitsrechdichen Richtlinien der Internationalen Organisation der Arbeit 
(ILO) 4 2 orientieren und ein Minimum an arbeits- und sozialrechtlicher Sicher­
heit fesdegen. Uruguay hat 96 der Arbeitsrichtlinien der ILO unterzeichnet 
und in geltendes nationales Recht umgewandelt. Brasilien unterzeichntete 75, 
Argentinien 66 und Paraguay lediglich 34 Richtlinien, die aber dort nur wenig 
praktische Relevanz haben. 

Für die meisten lateinamerikanischen Länder ist es schwierig, die soziale 
Versorgung von Wanderarbeitern ins Auge zu fassen, zumal im eigenen Land 
die soziale und arbeitsrechdiche Absicherung der Arbeitnehmer auf niedri­
gem Niveau angesiedelt ist. Aufgrund der Kürzung der Staatshaushalte und 
der ökonomischen Krise schrumpft sie immer weiter zusammen. In Paraguay 
sind nur 25 Prozent der Arbeiter sozialversichert, von der gesamten ökono­
misch aktiven Bevölkerung nur 9,8 Prozent. 60 Prozent der Arbeiter arbeiten 
ohne Sicherheiten im informellen Sektor, in Peru sind es immerhin noch 40, 
in Argentinien 20 Prozent. 

Um Verbesserungen bei der sozialen Absicherung zu erreichen, müssen 
vor allem die Arbeiter selbst Lobbyarbeit bei ihren Regierungen leisten. Den 
Gewerkschaften fehlt es aber bisher in vielen Ländern an einer klaren Haltung 
gegenüber den Integrationsprozessen, klaren sozialpolitischen Forderungen 
in bezug auf die Migrationspolitiken, Abgrenzung von der Politik ihrer 
Regierung, Geschlossenheit und Unterstützung durch die Arbeiterschaft. 
Andereseits konsultierten die Regierungen die Gewerkschaften bei der 
Formulierung ihrer migrations- und sozialpolitischen Vorstellungen kaum. 4 3 

4. Anerkennung der Berufsabschlüsse in der 
Europäischen Gemeinschaft und in Lateinamerika 

Das Recht auf Freizügigkeit, insbesondere die Niederlassungsfreiheit, stellt 
Ausländer aus der Europäischen Gemeinschaft nicht von der Einhaltung der 
im Aufnahmestaat geltenden Berufszugangsregelungen frei. Auch EG-Aus­
länder müssen die jeweiligen nationalen Qualifikationsvoraussetzungen für 

71 



Linda Helfrich-Bemal/Anita Wolf-Niedermaier 

bestimmte Erwerbstätigkeiten erfüllen. Um Niederlassungshindernisse dieser 
Art zu beseitigen, ist eine Rechtsangleichung zur Anerkennung von 
Berufszugangsqualifikationen notwendig. So nahm das Recht auf Ausübung 
einer wirtschaf dichen Tätigkeit ohne Diskriminierung aus Gründen der Staats­
angehörigkeit erst mit der Annahme gemeinschafdicher Rechtsvorschriften 
über die gegenseitige Anerkennung von Diplomen und beruflichen 
Befähigungsnachweisen konkretere Form an. Zunächst arbeitete die Gemein­
schaft hierfür an Einzelrichtlinien für spezifische Berufe - was sich allerdings 
als äußerst langwierig erwies. Allein der Richtlinie über die gegenseitige 
Anerkennung der Apothekerdiplome gingen über 15 Jahre Verhandlungen 
voraus. Die EG hat daher schließlich zwei „horizontale" Richdinien erlassen, 
die pauschal für alle reglementierten Berufe die gegenseitige Anerkennung 
vorsehen.44 

Erheblich vielschichtiger ist die Frage, wie die gegenseitige Anerkennung 
von Befähigungsnachweisen für nicht reglementierte Berufe und fachliche 
Qualifikationen erreicht werden kann. Das Europäische Zentrum für die 
Förderung der Berufsbildung (CEDEFOP) erarbeitet hierfür im Auftrag der 
Kommission Tätigkeitsprofile für die einzelnen Facharbeiterberufe, denen 
dann die nationalen Befähigungsnachweise zugeordnet werden. Die Ergeb­
nisse für die ersten Bereiche - Hotel/Restaurant, Kraftfahrzeugreparatur, Bau 
-lagen 1989 vor. 

Die nationalen Qualifikationsvoraussetzungen variieren in den latein­
amerikanischen Ländern in den verschiedenen Berufssparten sehr stark. 
Während für einige Ausbildungszweige lediglich die praktischen Kenntnisse 
des Migranten eine Rolle spielen, gelten vor allem bei einem Teil der 
hochqualifizierten Berufe enge Berufszugangsregelungen. Beispielsweise 
müssen Mediziner oder Juristen, die im Ausland studiert haben, meist einen 
Teil ihres Studiums nachholen, um im eigenen Land praktizieren zu können. 

Die Bildungsminister des Mercosur haben bereits in ihrem Protokoll vom 
13. Dezember 1991 vereinbart45, die Bildungssysteme zu harmonisieren und 
die Kurrikula anzugleichen. Die notwendige Rechtsangleichung, um die 
Mobilität und den Austausch von Personen aus den Bereichen Wissenschaft, 
Technik und Kultur zu ermöglichen, soll so schnell wie möglich umgesetzt 
werden, um Forschung und Entwicklung in der Region voranzutreiben. Die 
Länder des Mercosur müßten Statistiken austauschen, um ihre Bildungs­
systeme und die Arbeitsmärkte kennenzulernen. Die Regierungschefs planen, 
ein institutionelles Netz zur technischen Kooperation in wesendichen Bildungs­
bereichen zu errichten und Tätigkeitsprofile für Fachkräfte und Techniker zu 
erstellen. Auf dieser Basis können dann Studiengänge und Titel anerkannt 
werden, um den Berufszugang in allen Mitgliedsländern zu erleichtem. Die 
Anfordemngen für die Ausbildung von Arbeitskräften im Dienstleistungssek-
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tor und im Universitätsbereich sollen angeglichen werden. 
In einem Bildungsplan4 6 haben die Minister 1992 weiterhin vereinbart, daß 

in den spanischsprachigen Ländern Portugiesisch und in den portugiesisch­
sprachigen Spanisch verpflichtend gelehrt werden muß. Sie wollen außerdem 
die notwendigen Mechanismen schaffen, um die gegenseitige Anerkennung 
und Angleichung der Abschlüsse aus Grund- und Mittelschulen in allen 
Mitgliedsländern zu erreichen.47 

In der Andenregion wird das Abkommen „Andres Bello" den multilatera­
len Rahmen für die Harmonisierung der Bildungssysteme abgeben. Die 
Bildungsminister wollen keine pauschale Anerkennung der schulischen Ab­
schlüsse. Sie haben eine Tabelle erarbeitet, die fesdegen soll, welche Studien­
leistungen im Primär- und Sekundarschulbereich eines Landes den Leistun­
gen in einem anderen Mitgliedsland entsprechen. 

In Mercado Comun Centroamericano gab es bereits in den sechziger 
Jahren Vorschläge für eine bildungspolitische und kulturelle Integration. Der 
„Kultur- und Bildungsrat",48 der „Organisation der Zentralamerikanischen 
Staaten", O D E C A . 4 9 sollte den kulturellen, wissenschaftlichen und bildungs-
bezogenen Austausch fördern. Auch heute suchen die zentralamerikanischen 
Staaten nach Mechanismen für die gegenseitige Anerkennung von Titeln und 
die Harmonisierung des Bildungswesens und der Forschung.50 

5. Schwierigkeiten bei der Umsetzung der Integrationsbemühungen -
oder die Integration der kleinen Schritte 

U m die Integration in Europa auf den heutigen Stand zu bringen, benötigte die 
Europäische Gemeinschaft mehr als 35 Jahre. Mit dem Binnenmarkt-Pro­
gramm wurde der Wegfall der Personenkontrollen an den Binnengrenzen bis 
1992 beschlossen. Dieses Ziel ist allerdings noch immer nicht erreicht, da die 
Mitgliedstaaten Probleme mit der inneren Sicherheit, mit wachsender Gewalt­
kriminalität, Geldwäsche, illegalem Glücksspiel, Terrorismus, Wirtschafts­
und Umweltkriminalität anführen. Auch die lateinamerikanischen Staaten 
befürchten die Ausweitung des Drogenhandels und der Kriminalität durch die 
Erleichterung des Grenzverkehrs.51 Die zum Teil negativen Erfahrungen der 
lateinamerikanischen Länder mit früheren Integrationsversuchen haben sie 
heute vorsichtiger werden lassen. Bei den meisten lateinamerikanischen 
Staaten herrscht Pragmatismus vor. Wo supranationale Maßnahmen nicht 
erreichbar sind, werden bilaterale Abkommen geschlossen. So sind beispiels­
weise in Zentralamerika nicht alle Staaten gleich stark an der Arbeitsmigration 
interessiert. Costa Rica verhält sich zögerlich, für Nicaragua gibtes Ausnahme­
regelungen. Im Mercosur ist die Integration zwischen Brasilien und Argenti-
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nien weiter vorangeschritten als mit den anderen Mercosur-Staaten. In der 
Andenregion hat Kolumbien bereits das Recht auf doppelte Staatsbürger­
schaft in seine neue Verfassung aufgenommen. 

Die Politik der Integration der Grenzregionen ist ein Ansatz zur schritt­
weisen Integration. Diese Regionen sind natürliche Integrationsgebiete. Dort 
findet ein kultureller und arbeitsbezogener Austausch statt, ohne daß die 
Regierungen dies verhindern könnten. Die Mobilität in den Grenzgebieten 
hängt in der Regel von der Höhe der dort gezahlten Löhne, von den Preisen für 
Waren und Dienstleistungen und von der medizinischen Versorgung ab. 

Die Regierungschefs unterstützen die defacto-Integration der Regionen an 
den Grenzen durch Verbesserung der dort zur Verfügung stehenden Infra­
struktur. Die meisten Länder haben mittlerweile sogenannte „Grenzkomitees" 
eingerichtet.52 Argentinien führte an seinen Grenzen zu Uruguay, Paraguay 
und Brasilien bereits gemeinsame Grenzkontrollen ein. An der Brücke „Roque 
Gonzalez de Santa Cruz" überprüft künftig die paraguayische Seite den 
Warenverkehr und Transportfahrzeuge, die argentinische den Tourismus und 
den kleinen Grenzverkehr.53 Diese „Integration der kleinen Schritte" wird von 
der Bevölkerung, von Behörden und Politikern meist leichter akzeptiert als 
supranationale Integrationsabkommen. 

Die von den Präsidenten und Ministern angekündigten Integrations­
maßnahmen zur Arbeitsmigration und zur Erleichterung des Grenzverkehrs 
wurden bisher nur zu einem Bruchteil verwirklicht. Das liegt zum einen an 
dem umfangreichen Programm, das sich die lateinamerikanischen und 
karibischen Staaten vorgenommen haben. Es hängt aber auch am politischen 
Willen zur nationalen Durchsetzung der Vorschläge der Integrationsinstanzen. 
Vor allem die nationalen Parlamente haben sich als langsam bei der Um­
setzung der Vorgaben erwiesen. 

Der Zeitplan für die Realisierung der vorgesehenen Integrationsmaßnahmen 
ist knapp bemessen. Gesellschafdiche Gruppen werden bisher noch zu wenig 
in die Entscheidungsfindung miteinbezogen. Bei der praktischen Umsetzung 
der migrationsbezogenen Integrationspolitiken bereitet die Tatsache Schwie­
rigkeiten, daß die Computerhard- und software in den meisten Ländern 
unterschiedlich ist. Dies erschwert den Datenaustausch. Schwierigkeiten 
resultieren nicht zuletzt daraus, daß auf nationaler Ebene unterschiedliche 
staatliche Stellen für Migrationsfragen zuständig sind. Die in den einzelnen 
Staaten angewandten Normen und Praktiken zur Regulierung der Migration 
stammen noch aus den dreißiger Jahren.54 

In der Europäischen Gemeinschaft hat die Angleichung der Entwicklungs­
niveaus der einzelnen Länder von den Regierungen nicht erwünschte 
Migrationsbewegungen von den ärmeren in die reicheren Staaten weitgehend 
reduziert. Der Fachkräfteaustausch wird zunehmend als Entwicklungschance 
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begriffen. Auch die lateinamerikanischen Regierungen erhoffen sich die 
Ankurbelung ihrer Wirtschaften durch die neuen Integrationsbewegungen. 
Vor allem qualifizierte Migranten werden dabei als wichtiger Entwicklungs­
faktor angesehen. Es bleibt zu hoffen, daß die Binnenwanderung in den 
lateinamerikanischen Migrationsräumen den Wanderarbeitnehmern neue 
Arbeitsmöglichkeiten eröffnet und daß sie die Abwanderung von Fachkräften 
in die Industriestaaten auffangen kann. Sollte die Europäische Union den 
Prozeß der Integration unterstützen, würde sie ein wichtiges Stück „Entwick­
lungshilfe" leisten. 
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Bevölkerungswachstum, ökologische Degradierung, 
Unterentwicklung, Migration1 

Unter einer ökologischen Katastrophe verstehen wir die großräumige und 
einschneidende Verschlechterung der Milieubedingungen für die Existenz der 
B iosphäre und damit auch für das menschliche Leben. Ein Teil der ökologischen 
Katastrophen ist sozusagen natürlichen Ursprungs, zum Beispiel Erdbeben 
und Vulkanausbrüche. Solche Katastrophen können von den Menschen nicht 
verhindert werden, und es gibt gegen sie keinen sicheren Schutz außer dem 
Entschluß, in derart gefährdeten Gebieten nicht zu siedeln. Aufgrund eines 
unkontrollierten Bevölkerungswachstums oder schlicht aufgrund mangelnder 
kollektiver Intelligenz sind solche Gebiete bekanndich trotzdem besiedelt, 
was immer wieder zu großen Tragödien führt, bei denen nicht nur Menschen 
getötet und Städte oder Landschaften verwüstet werden, sondern auch Um­
weltflüchdinge entstehen. 

Ökologische Degradierung in der Dritten Welt 

Der weitaus größte Teil der Umweltflüchdinge entsteht jedoch imZusammen-
hang mit ökologischen Schäden, die von Menschen verursacht wurden. Auf 
diese sogenannten anthropogenen Umweltschäden will ich mich im folgenden 
konzentrieren. Es gibt sie, seit es menschliche Gesellschaften gibt. Die 
ökologische Problematik unserer Gegenwart ist insofern nichts grundsätzlich 
Neues, neu sind aber ihre Großräumigkeit, ihre Komplexität und ihre Intensität. 
Nur selten hat die Entwicklung in den letzten Jahrzehnten eine Richtung 
genommen, die ökologisch als erfreulich zu bezeichnen ist. 

Nach einer verbreiteten Ansicht betrifft die ökologische Problematik in 
erster Linie die Industrienationen. Bezüglich der Entwicklungsländer sind 
zwar einzelne spektakuläre Umweltschädigungen durchaus bekannt - zum 
Beispiel die chemische Katastrophe in Bhopal oder die Abholzungen im 
Amazonasgebiet - , aber trotzdem herrscht die Meinung vor, insgesamt 
gesehen sei die ökologische Situation in diesen Ländern nicht so dramatisch; 
aufgrund der Unterentwicklung sei das technologische Zerstörungspotential 
relativ gering, und gleichzeitig handele es sich ja schließlich um riesige 
geographische Räume, die man so einfach gar nicht zerstören könne. Diese 
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Meinung ist allerdings nicht zutreffend. Die ökologische Situation in den 
Entwicklungsländern ist im Gegenteil besorgniserregend und zumeist viel 
schlimmer als in den Industrienationen. Ihr Zerstörungspotential ist nämlich 
in Wahrheit größer, und die Milieuschädigung verteilt sich nicht gleichmäßig 
über die großen geographischen Räume, sondern konzentriert sich auf die 
Ballungsgebiete und verteilt sich von dort über das Umland. 

Da die meisten Umweltflüchtiinge in den Entwicklungsländern entstehen, 
sei im folgenden ein kurzer Überblick über deren ökologische Problematik 
gegeben.Sie betriftt den gesamten Bereich des Umwelt- und Ressourcenschutzes 
und hat viele Ursachen sowie Erscheinungsformen, von denen einige global 
sind, andere aber je nach Region in sehr spezifischen Mischungen auftreten. 

Erstens sind die bekannten globalen Umweltprobleme zu erwähnen, für 
die allerdings maßgeblich die Industrieländer verantwortlich sind. Hierzu 
gehören die Aufheizung der Atmosphäre, die Zerstörung der Ozonschicht, die 
grenzüberschreitende Wasser- und Luftverschmutzung und die Verringerung 
des weltweiten Ressourcenpotentials. Diese Probleme sind ernst, haben mit 
der Frage der Umweltflüchdinge aber noch nicht unmittelbar zu tun; dies kann 
sich in Zukunft aber ändern, zum Beispiel mit der Häufung von Orkanen oder 
mit der erwarteten Erhöhung des Meeresspiegels als Folge der Aufheizung der 
Atmosphäre. 

Zweitens geht es um die Vernichtung großräumiger Biotope und die 
Überausbeutung der lebenden Ressourcen durch die Verbreitung giftiger 
Substanzen, durch die Trockenlegung von Feuchtgebieten, durch Abhol-
zungen, Überjagung, Überfischung, Überweidung sowie durch Erschließung 
und Verbauung mit Siedlungen, Industriegebieten, militärischen Anlagen, 
Staudämmen, Flugplätzen, Hafenanlagen sowie Verkehrs- und Leitungs­
systemen. Die Konsequenzen dieser Entwicklung sind vielfältig: Fauna und 
Flora werden massiv geschädigt und vielfach vernichtet. Es wird zum Beispiel 
angenommen, daß in den verbliebenen Regenwäldern laufend Tier- und 
Pflanzenarten ausgerottet werden, bevor sie überhaupt wissenschaftlich kata­
logisiert worden sind. Es kommt weiterhin zu schwerwiegenden Erosions­
schäden, zu großräumiger Versteppung und Verwüstung, zur Senkung des 
Grundwasserspiegels sowie zu regionalen Klimaveränderungen. 

Besonders verheerende Probleme in diesem Zusammenhang sind die 
Abholzungen der tropischen und subtropischen Wälder. Je nach Region 
überwiegt die eine oder die andere Ursache. Insgesamt gesehen dürften die 
industrielle Nutzung (Bau- und Nutzholz) sowie die Erschließung von neuen 
landwirtschafdichen Flächen die größten Schäden anrichten. Aber auch der 
private Holzverbrauch hat in vielen Gegenden schwerwiegende ökologische 
Konsequenzen, zum Beispiel im Andengebiet, in Afrika und in Indien. 
Angesichts der zunehmenden Holzverknappung hat der Raubbau die 
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Regenerationsfähigkeit der Wälder häufig zerstört, was die Holzverknappung 
weiter verschärft hat. Die Preise für Holz und Holzkohle sind vielerorts für 
arme Familien kaum noch erschwinglich; häufig kostet der Brennstoff für eine 
Mahlzeit mehr als die Mahlzeit selbst. 

Es wird befürchtet, daß die Abholzung der tropischen und subtropischen 
Wälder regional sehr bald zu einem ökologischen Kollaps führen wird, wo 
dieser Punkt nicht bereits erreicht ist, wobei die kurzfristigen Erträge dieses 
Raubbaus in keinem Verhältnis zu den langfristigen Schäden stehen. Hinzu 
kommt, daß die landwirtschafdichen Nutzungsmöglichkeiten der gerodeten 
Flächen aufgrund der geringen natürlichen Bodenfruchtbarkeit der tropischen 
Wälder sehr begrenzt sind, so daß es eine Frage der Zeit ist, wann die 
sogenannten Pioniere zu Umweltflüchtlingen werden. 

Drittens geht es bei der ökologischen Problematik um die forcierte 
Ausbeutung der mineralischen und fossilen Ressourcen. Die rapide Verringe­
rung des weltweiten Ressourcenpotentials ist in zahlreichen globalen Berich­
ten dargestellt worden. Zwar werden aufgrund neuer Prospektibnsmethoden 
laufend neue Lagerstätten entdeckt, trotzdem ist der Gesamtbestand natürlich 
endlich. Die Substitutions- und Recyclingmöglichkeiten werden im allgemei­
nen überschätzt. Im speziellen Fall der Entwicklungsländer muß man wohl 
davon ausgehen, daß sie früher und einschneidender von der drohenden 
Rohstoffverknappung betroffen sein werden, weil sie zwar insgesamt über 
viele Rohstoffvorkommen verfügen, aber im Einzelfall zumeist eine einseitige 
Ausstattung haben und diese - aus naheliegenden wirtschaftlichen Gründen -
größtenteils in den Prozeß der Rohstoffverwertung der Industrienationen 
einbringen. Dort, wo Rohstofflager erschöpft werden, verlieren die betreffen­
den Menschen ihre Lebensgrundlage und werden zu Umweltflüchdingen. 

Ein häufig unterbewerteter Rohstoff ist Wasser. Von Experten wird darauf 
hingewiesen, daß in vielen Regionen der Dritten Welt eine Verknappung des 
Wassers droht, und zwar aufgrund steigenden Bedarfs, fehlerhafter Nutzung, 
Senkung des Grundwasserspiegels und Klimaveränderungen als Folge von 
Abholzungen. Die Wasserversorgung ist jedoch nicht nur mengenmäßig 
gefährdet, sondern auch im Hinblick auf die Wasserqualität. Verseuchtes 
Wasser ist die Hauptursache dafür, daß weltweit eine Milliarde Menschen an 
schweren Erkrankungen leiden. Hinzu kommt als drittes Problem, daß die 
Wasserversorgung und -entsorgung in den Entwicklungsländern ziemlich 
prekär ist und daß das Wasser häufig nicht dort verfügbar ist, wo es gebraucht 
wird. In Brasilien fließt zum Beispiel der wasserreichste Fluß der Erde - der 
Amazonas; in Brasilien liegen aber auch ausgedehnte Trockensteppen mit 
einer ständigen Abwanderung von Umweltflüchdingen. 

Der vierte Bereich der ökologischen Problematik betrifft die Ver­
schmutzung, Vergiftung und Verbauung. Die Verschmutzung und Vergiftung 
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der Luft, des Regens, der Binnen- und Küstengewässer, des Grundwassers und 
des Bodens hat in vielen Regionen der Dritten Welt bereits die Dimension 
einer chronischen Katastrophe angenommen. Ursache dafür ist die unzurei­
chende Entsorgung der städtischen und industriellen Zentren sowie der 
unangemessene Einsatz von gifdgen Chemikalien. Alle einschlägigen Unter­
suchungen stimmen darin überein, daß die zunehmende Umweltverschmut­
zung und - Vergiftung in der Dritten Welt dramatisch ist und daß regional wahre 
toxische Zeitbomben angehäuft werden. 

Eine schleichende Katastrophe eigener Art ist die ständige Verschlechte­
rung des städtischen Milieus. Die Metropolen der Dritten Welt wachsen 
weitgehend chaotisch, sie zerstören die regionale und häufig auch über­
regionale ökologische Balance und produzieren für die Menschen ein Milieu 
von zunehmend schlechter Lebensqualität mit Luft- und Wasserverschmutzung, 
Lärm, Verkehrsproblemen, Reizüberflutung, Verbauung, Vermassung, 
architektonischem Gigantismus, Slumbildung sowie einem Verlust an räum­
licher Freizügigkeit und Ästhetik. Sie sind nicht nur größer, dichter, lauter, 
häßlicher, giftiger und schmutziger als jene der Industrienationen, sondern sie 
sind zumeist an ihrer Peripherie auch noch großräumiger zersiedelt und 
verbaut, so daß das Umland als Erholungsgebiet weitgehend ausfällt. Die 
Verschmutzung und Vergiftung sind natürlich nicht auf die Städte beschränkt, 
sondern erstrecken sich auch auf das Land und die Gewässer einschließlich des 
Grundwassers und der Küstengewässer. 

Der fünfte und letzte Bereich der ökologischen Problematik betrifft die 
Vernichtung landwirtschaftlicher Nutzfläche und die Zerstörung der natürli­
chen Bodenfruchtbarkeit. Zum Teil erfolgt diese Ressourcenzerstörung aus 
nackter Not, zum anderen Teil aber auch als Folge der Modernisierung der 
Landwirtschaft, zum Beispiel im Falle der sogenannten grünen Revolution. 
Ihre Folgen waren ja keineswegs nur positiv: Viele Länder manövrierten sich 
in eine Importabhängigkeit in bezug auf Düngemittel, Pestizide und Saatgut; 
traditionelle Anbaumethoden wurden verdrängt und gerieten in Vergessen­
heit; die ländliche Selbstversorgungswirtschaft mit ihrer Vielfalt von Produk­
ten wurde zerstört, statt dessen wurde mit Monokulturen vorzugsweise für 
überregionale Märkte produziert; große Flächen wurden zu einseitig und zu 
intensiv genutzt (Überdüngung, übermäßiger Einsatz von agrotoxischen 
Substanzen, Bodenverdichtung durch schwere Landmaschinen, fehlende 
Bodenruhe, keine bzw. fehlerhafte Fruchtfolge, unzureichender Erosionsschutz 
u.ä.); dadurch traten vielfältige ökologische Schäden auf (Erosion, Zerstörung 
der natürlichen Bodenfruchtbarkeit, Störungen des Wasserhaushalts, 
Resistenzbildung von Schädlingen u.ä.). In vielen Regionen der Dritten Welt 
ist das ökologische Gleichgewicht bereits so gestört, daß die landwirtschaftliche 
Produktion ohne einen hohen Einsatz an landwirtschaftlichen Chemikalien 
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und Maschinen gar nicht mehr möglich ist, abgesehen davon, daß es die 
Bauern und Landarbeiter zum großen Teil bereits verlernt haben, das Land 
umweltverträglicher zu bewirtschaften. 

Jede Region der Dritten Welt hat ihre eigene Mischung der angesproche­
nen Fehlentwicklungen. Ihre synoptische Betrachtung offenbart eine Ent­
wicklung, die beunruhigend ist. Wirerleben im Zuge dieser Entwicklung auch 
einen neuen Typ von Flüchtlingen, nämlich die hier interessierenden Umwelt­
flüchdinge. 

Die meisten Umweltflüchtlinge entstehen im Zusammenhang mit 
großflächiger Erosion, Versalzung und Verwüstung der Böden aufgrund einer 
übermäßigen bzw. fehlerhaften Landnutzung sowie einer schlechten Wasser­
wirtschaft. Das Umweltprogramm der Vereinten Nationen hat festgestellt, daß 
in den achtziger Jahren rund 1,5 Mrd. Hektar Weide- und Ackerland zerstört 
worden sind, wovon 250 Millionen Menschen betroffen waren. Die Gesamt­
zahl der gegenwärtigen Umweltflüchtlinge wird vom Internationalen Komi­
tee des Roten Kreuzes auf das Doppelte, nämlich auf eine halbe Milliarde, 
geschätzt; am Ende dieses Jahrzehnts könnte sich diese Zahl noch einmal 
verdoppeln. Es geht jedoch nicht nur um die direkt betroffenen Menschen, die 
aus den ökologisch zerstörten Gebieten fliehen, sondern auch um die indirekt 
betroffenen Menschen, die aus diesen Gebieten einen Teil ihrer Nahrungsmit­
tel beziehen. Obwohl in den meisten Entwicklungsländern laufend neue 
landwirtschafdiche Flächen erschlossen werden, sinkt der Anteil der Nutz­
fläche pro Kopf in fast allen Ländern deudich, und zwar aufgrund der 
wachsenden Bevölkerung sowie der erwähnten Zerstörung von Weide- und 
Ackerland. Da die Flächenerträge auch im Falle einer intensiven Bewirt­
schaftung nicht beliebig gesteigert werden können und ein großer Teil der 
landwirtschaftlichen Erträge ohnehin exportiert wird, sind Hungerkatastrophen 
und Migrationen geradezu programmiert. 

Bevölkerungswachstum 

Eine zentrale Ursache der Umweltzerstörung in der Dritten Welt ist sicherlich 
die explosionsartige Vermehrung der Bevölkerung. Bekanntlich hängt dieses 
starke Bevölkerungswachstum - neben anderen Faktoren - ganz wesendich 
mit absoluter Armut zusammen, da eine hohe Kinderzahl im marginalen 
Milieu als einzige Sozial- und Altersversicherung mikrosozial sinnvoll er­
scheint, auch wenn sie makrosozial verheerende Auswirkungen hat. Steigen­
der Lebensstandard führt im allgemeinen dazu, daß sich die Bevölkerungs­
zunahme verringert. In vielen Ländern der Dritten Welt ist das Bevölkerungs­
wachstum in der Tat leicht rückläufig, wenn auch immer noch hoch (meistens 
über zwei Prozent im Jahr). 
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Es geht hierbei nicht um die geographische Überbevölkerung, das heißt um 
eine zu hohe räumliche Bevölkerungsdichte, sondern um die sozioökonomi-
sche Überbevölkerung, das heißt die Unfähigkeit des sozioökonomischen 
Systems, für die betreffende Bevölkerung einen angemessenen Lebensstan­
dard zu ermöglichen. Die Hoffnung auf ein rechtzeitiges" Abflachen der 
Bevölkerungskurve aufgrund eines durchschnittlich steigenden Lebensstan­
dards muß aus entwicklungstheoretischer Perspektive mit Skepsis beurteilt 
werden, da dieser Prozeß sehr langsam verläuft und nur dort stattfindet, wo die 
marginale Bevölkerung tatsächlich in ausreichender Zahl und mit ausreichen­
der Endohnung wirtschaftlich integriert werden kann. Häufig wird gesagt, 
Entwicklung sei die beste Pille. In der Theorie mag dies stimmen, in der Praxis 
ist diese Pille aber schwer zu bekommen, weil gerade das hohe Bevölkerungs­
wachstum eine schnellere Überwindung der Unterentwicklung verhindert. 
Wenn man bedenkt, daß das durchschnittliche Pro-Kopf-Einkommen in der 
Dritten Welt im Jahr 2000 schätzungsweise weniger als 700 US-Dollar (in 
konstanten Preisen von 1975) betragen wird, dann ist diesbezüglich kein allzu 
großer Optimismus angebracht. 

Abgesehen von einer wesendichen Verbesserung der nationalen wie der 
internationalen Umweltpolitik erscheint also eine Kontrolle des globalen 
Bevölkerungswachstums als dringlich, um die Zahl der Umweltflüchtlinge zu 
verringern, und zwar aus drei Gründen: Erstens aufgrund der simplen Tatsa­
che, daß große Populationen (bei gleichen Lebensbedingungen) mehr Flücht­
linge erzeugen als kleine Populationen; zweitens, weil große Populationen 
(bei gleichen ökologischen Standards) einen größeren Druck auf die Natur, die 
Landschaft und die Rohstoffe ausüben als kleine Populationen; und drittens, 
weil ein erhöhter Bevölkerungsdruck zur Besiedlung ökologisch besonders 
gefährdeter (z.B. Erdbebengebiete) bzw. labiler (z.B. Halbwüsten) Regionen 
beiträgt. 

Die häufig gestellte Frage, wie viele Menschen theoretisch auf der Erde 
leben können, ist in wissenschaftlich seriöser Weise kaum zu beantworten, sie 
lenkt auch vom eigendichen Problem ab, denn es geht ja in Wahrheit um die 
Frage, wieviele Menschen auf der Erde tatsächlich leben können, und zwar 
unter realistischen Annahmen und unter einigermaßen menschenwürdigen 
Bedingungen. Unter diesem Aspekt ist unser Planet bereits heute - und zwar 
bei weitem - überbevölkert, und die absehbare Bevölkerungsentwicklung 
wird vermudich wesendich schneller verlaufen als die Einführung aller 
etwaigen sozialen oder technologischen Neuerungen, die das menschenwür­
dige Überleben solcher Massen sichern könnten. Wir sind Zeuge davon, wie 
die Probleme den realistischen Lösungsmöglichkeiten weit vorauseilen. 

Darüber hinaus wird bei derartigen Projektionen übersehen, daß sich die 
Weltbevölkerung nicht gleichmäßig über die Erde verteilt, sondern daß man 
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sich wahrhaft apokalyptische Agglomerationen vorstellen muß, falls sich die 
Bevölkerungsentwicklung in der angenommenen Art und Weise fortsetzt. 

Falls sich also erweisen sollte, daß 10, 20 oder vielleicht sogar 30 Mrd. 
Menschen auf der Erde leben könnten, so wäre das natürlich kein erstrebens­
werter Zustand, sondern nicht weniger als ein Alptraum, wobei nahezu alles 
gefährdet wäre, was unter vielen Mühen, Entbehrungen und Konflikten über 
die Jahrhunderte an Kultur, Zivilisadon und Lebensqualität aufgebaut worden 
ist. Vor diesem Hintergrund ist es schwer verständlich, daß weltweit nicht 
bereits seit langem eine effektive Politik der Geburtenkontrolle betrieben wird, 
und zwar ganz besonders in den Entwicklungsländern, die für die absehbare 
demographische Katastrophe in erster Linie verantwortlich sind und unter ihr 
auch am meisten leiden. Als Faustregel ist damit zu rechnen, daß von den rund 
sechs Mrd. Menschen, die im Jahr 2000 auf der Erde leben werden, drei Mrd. 
extrem arm (prekäre Sicherung der Gmndernährung), eine Mrd. arm (prekäre 
Sicherung der generellen Grundbedürfnisse), eine Mrd. gut versorgt und eine 
Mrd. wohlhabend sein werden. Es bedarf nicht besonderer Phantasie, um sich 
vorzustellen, was vier Mrd. arme und extrem arme Menschen in sozialer, 
politischer, hygienischer und nicht zuletzt ökologischer Hinsicht bedeuten, 
insbesondere dann, wenn sie sich in den großen Ballungszentren konzentrie­
ren. 

Zusammenfassend ist zur demographischen Problematik festzustellen, 
daß die absehbare Zunahme der Weltbevölkerung unter realistischen politi­
schen und wirtschafdichen Annahmen eine globale Gefährdung hoher Priori­
tät darstellt, daß sich dieses Problem nicht im Zuge einer utopischen Entwick­
lung in den armen Ländern von selbst lösen wird und daß infolge dessen 
verstärkte Anstrengungen im Sinne einer effizienten Geburtenkontrolle unter­
nommen werden müssten, wenn auf Dauer großräumige Katastrophen ver­
mieden werden sollen. Dies alles erübrigt selbstverständlich nicht verstärkte 
entwicklungspolitische Anstrengungen, die alleine aber nicht ausreichen 
werden, um den Aufwuchs großräumiger Katastrophen zu verhindern. 

Eine Reihe von Entwicklungsländern betreibt zwar eine antinatalistische 
Politik, in der Regel wird sie aber nicht mit allen erforderlichen Elementen und 
mit dem nötigen Nachdruck betrieben, weil sie moralisch problematisch und 
in ihrer kulturellen Akzeptanz schwierig ist und weil die betreffenden Institu­
tionen unter unzureichenden Mitteln und Kompetenzen leiden. Ein mühsames 
Experiment dieser Art hat Indien unter Indira Gandhi erlebt; erfolgreicher 
verlief es bislang in China, wenn auch mit vielen persönlichen Tragödien 
(darunter Mädchenmord), politischen Widerständen und Schwierigkeiten. 
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Umweltpolitische Defizite 

Neben den bevölkerungspolitischen Defiziten gibt es in den meisten Entwick­
lungsländern erhebliche umweltpolitische Defizite, wodurch das Gesamt­
problem entsprechend verschärft wird. So hört man häufig das Argument, die 
Kosten für Umweltschutz könne sich ein armes Land nicht leisten. Dieses 
Argument wird meistens von den Profiteuren der Umweltzerstörung und 
Ressourcenplünderung vorgebracht und ist in mehrfacher Hinsicht irrefüh­
rend: Erstens gibt es viele Umweltschutzmaßnahmen, die gar nichts oder nur 
wenig kosten bzw. die keine oder nur geringe Einkommensausfälle produzie­
ren, zum Beispiel die Durchsetzung eines umweltverträglichen Jagdrechts, 
der Schutz gefährdeter Tierarten, die Ausweisung von Naturschutzgebieten 
oder die Einführung eines Tempolimits im Straßenverkehr; zweitens wird 
übersehen, daß in diesen vermeintlich „armen" Ländern vielfach eine gerade­
zu erstaunliche Verschwendung von Ressourcen erfolgt, die einer sinnvollen 
entwicklungspolitischen Nutzung entzogen werden (Luxuskonsum und Flucht­
kapital der oberen Schichten, Rüstung, Selbstprivilegierung zahlreicher staat­
licher und parastaatlicher Institutionen, Mißwirtschaft, Fehlplanung, Korrup­
tion); drittens wird die Armut durch die Umweltzerstörung und Ressour­
cenplünderung langfristig ja keineswegs überwunden, sondern im Gegenteil 
verschärft. Wohlstandsmehrung durch Umweltzerstörung und Ressourcen­
plünderung ist langfristig gesehen eine ziemliche Milchmädchenrechnung, 
denn wer heute die Nutzflächen überweidet, der hat morgen nur noch Flächen, 
die ihm nichts mehr nützen. Die Ursachen der Armut liegen vor allem in der 
Überbevölkerung und in einer schlechten Struktur- und Sozialpolitik, und 
genau dort muß man sie bekämpfen, und nicht an der falschen Front. Viertens 
stellt sich die Frage, wie sich jene Entwicklungsländer eigentlich arrangieren, 
die über bestimmte Ressourcen - zum Beispiel Regenwälder - gar nicht 
verfügen. Ist Zaire zum Beispiel besser entwickelt, weil es seinen Regenwald 
abholzen kann, als Südkorea, das keinen Regenwald hat? Im übrigen werden 
die Kosten der Milieuschädigung im Laufe der Zeit immer höher, und die 
Mittel für den Umweltschutz werden nie „frei", sondern sie müssen immer 
dem gesamten Volkseinkommen in Konkurrenz zu anderen Verwendungs­
zwecken entnommen werden. Dies gilt ja auch für die Industrienationen: 
Diesen wachsen nicht sozusagen „freie" Mittel für den Umweltschutz zu, 
sondern sie stellen dafür einfach mehr zur Verfügung. Auch die Entwicklungs­
länder könnten für den Umweltschutz sicherlich erheblich mehr Mittel bereit­
stellen, wenn der politische Wille dafür vorhanden wäre und wenn das 
Volkseinkommen sinnvoller verteilt und verwendet würde. 

In den meisten Entwicklungsländern kann von einer Umweltpolitik im 
eigentlichen Sinne bislang noch kaum die Rede sein, obwohl es an differen-
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zierten Umweltschutzgesetzgebungen nicht mangelt. Hauptakteur einer ef­
fektiven Umweltpolitik muß der Staat sein, aber diesem obliegt in vielen 
Entwicklungsländern nicht in erster Linie die Durchsetzung des langfristigen 
Gemeinwohls im Spannungsfeld konkurrierender Interessen, sondern er ist 
eher ein Transmissionsriemen der dominanten Wirtschafts- und Machdobbies. 
Diesbezüglich darf auch in diesem Zusammenhang die große Bedeutung der 
Korruption nicht übersehen werden. Da hinter dem Umweltschutz keine 
dominanten Wirtschafts- und Machtlobbies stehen, verhält sich der Staat 
meistens „pragmatisch", das heißt er bescheidet sich im wesentlichen mit 
ökologischer Rhetorik, symbolischen Gesten und Laisser-faire. Darüber 
hinaus ist das umweltpolitische Verhalten des Staates und jener Gruppen, die 
ihn für ihre Ziele instrumentalisieren, häufig nicht nur nonchalant, sondern 
regelrecht interessengebunden, sofern sich mit der Umweltzerstörung (z.B. 
Abholzung) große Gewinne erzielen lassen. 

Ein weiterer Bereich der Eigenverantwortung der Entwicklungsländer 
bezieht sich auf die verbreiteten Defizite in bezug auf Raum-, Struktur-, 
Sozial- und Ordnungspolitik. Dies betrifft die Umwelt in vielerlei Weise. Die 
Verschleppung der Agrarreform trägt zum Beispiel zur Übernutzung klein­
bäuerlicher Betriebe, zum Migrationsdruck in Richtung auf ökologisch labile 
Regionen (z.B. Regenwälder) und zur Belastung der städtischen Umwelt (als 
Folge der Landflucht) bei. Die sozial- und ordnungspolitischen Defizite 
verhindern eine Überwindung der Massenarmut und fördern damit die armuts-
bedingte Umweltzerstörung. Die Verkehrspolitik, die Abfallwirtschaft, die 
Umweltrechtsprechung, die Umweltstandards, die Flächennutzungspläne 
und viele andere Ressorts tragen ebenfalls zur, Jhausgemachten" Umweltmisere 
bei. 

Die berechtigte und notwendige Kritik an der unzureichenden Entwicklungs­
und Umweltpolitik der meisten Entwicklungsländer darf natürlich nicht zum 
Umkehrschluß verleiten, daß die nationale wie die internationale Umwelt­
politik der Industrienationen zufriedenstellend wäre. Das Gegenteil ist der 
Fall. Zunächst muß daran erinnert werden, daß die Industrienationen für das 
Gros der globalen Umweltprobleme verantwortlich sind (z.B. drei Viertel der 
weltweiten CO^-Emissionen), auch wenn einige von ihnen (westiiche Industrie­
nationen) in bestimmten Bereichen eine vergleichsweise gute - aber ange­
sichts der bestehenden Probleme dennoch unzureichende - Umweltpolitik 
betreiben. Bezüglich der ökologischen Problematik der Dritten Welt trifft die 
Industrienationen eine Mitverantwortung in folgenden Bereichen: 

- Als direkte Mitverursacher im Zuge der Verfolgung von Eigeninteressen 
(über Außenhandel, Auslandsinvestitionen und Kredite sowie zahlreiche 
andere Arten der Einwirkung auf den Entwicklungsprozeß in den Entwick­
lungsländern, zum Beispiel den Export von Entwicklungsideologien); 
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- aufgrund ihrer prominenten Position innerhalb der Staatengemeinschaft 
und der Weltwirtschaft, das heißt aufgrund ihrer sogenannten Innovations­
führerschaft; 

- aufgrund ihrer sich selbst zugewiesenen Rolle als „Kulturnationen", was 
eine besondere Sensibilität für die ethischen und ästhetischen Dimensionen 
der Umweltzerstörung und Ressourcenplünderung beinhaltet, und 

- als schlechtes Vorbild, denn die gegenüber den Entwicklungsländern 
kritisierte Umweltzerstörung und Ressourcenplünderung haben die Industrie­
nationen selbst lange praktiziert und tun es zum Teil noch immer. 

Umweltflüchtlinge sind letztlich das Ergebnis von (natürlichen bzw. 
anthropogenen) Umweltschäden und/oder einem ökologisch unangemesse­
nen Bevölkerungswachstum. Beide Prozesse dürften sich weltweit in abseh­
barer Zukunft verstärken. Aus diesem Grund kann mit einem weiteren Anstieg 
der Umweltflüchtlinge gerechnet werden, wobei in vielen Regionen 
großräumige Katastrophen zu befürchten sind. Diese pessimistische Perspek­
tive unterstreicht die Dringlichkeit einer Intensivierung der internationalen 
Umweltpolitik sowie der Geburtenkontrollpolitik (vor allem in den bevölke­
rungsreichen Entwicklungsländern). 

Unterentwicklung 

In diesem Zusammenhang sollte die Eigenverantwortung der Entwicklungs­
länder für die anhaltende Unterentwicklung nicht unerwähnt bleiben. Im 
Rahmen der Nord-Süd-Diskussion spielt die Gewichtung der externen und der 
internen Entwicklungshemmnisse eine entscheidende Rolle. In den Entwick­
lungsländern (und bei zahlreichen NGOs der Industrieländer) ist die These 
verbreitet, daß die externen Entwicklungshemmnisse entscheidend für die 
anhaltende Unterentwicklung seien und aus dieser die Umweltzerstörung 
folge, so daß letzdich die Industrieländer für die Unterentwicklung und die 
Umweltzerstörung in den Entwicklungsländern verantwortlich gemacht wer­
den können. Diese These bedarf eines kritischen Kommentars. 

Die externen Entwicklungshemmnisse ergeben sich aus politischer 
Bevormundung und ungünstigen außenwirtschaftlichen Bedingungen. A m 
extremsten läßt sich beides anhand der sogenannten Bananenrepubliken 
zeigen: Diese formal souveränen Länder sind de facto halbkoloniale Gebilde 
und leben im wesentiichen davon, daß sie Bananen (oder andere land-
wirtschafdiche Produkte bzw. Rohstoffe) ausführen und die meisten Bedarfs­
güter einführen. Sie sind nicht nur extrem abhängig von ausländischen 
Regierungen und manchmal sogar von einzelnen ausländischen Unterneh­
men, sondern sie reagieren auch geradezu reflexartig auf die Entwicklung der 
betreffenden Weltmarktpreise, die sie selber nicht kontrollieren können; die 
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gesellschaftliche Struktur und der Entwicklungsprozeß werden von der all­
gegenwärtigen Exportwirtschaft geprägt, die ihrerseits von ausländischen 
Interessen gefördert und geschützt wird. Externe Abhängigkeit kann also zu 
einer deformierten Entwicklung beitragen, weil die im jeweiligen Land 
vorhandenen menschlichen, materiellen und finanziellen Ressourcen nicht im 
Sinne einer optimalen, innengeleiteten Entfaltung zugunsten entwicklungs­
politischer Prioritäten eingesetzt werden können. Dabei dürfen drei Punkte 
jedoch nicht übersehen werden: 

- Über das internationale System (einschließlich Weltmarkt) werden nicht 
nur Behinderungen im Sinne von Bevormundung und Benachteiligung wirk­
sam, sondern von dort kommen auch wichtige Innovationsimpulse und 
wirtschafdiche Chancen. Eine Abschottung der Entwicklungsländer würde 
ihre Entwicklung nicht beschleunigen, sondern im Gegenteil erheblich brem­
sen. Letztlich muß es für sie darum gehen, die eigenen Anstrengungen zu 
optimieren und solche Formen der internationalen Kooperation (darunter auch 
Nischen in der Weltwirtschaft) zu suchen, deren gesamtgesellschaftlicher 
Effekt entwicklungsfördernd ist. Zwischen Autarkie und Kolonialstatus gibt 
es diesbezüglich ein breites Spektrum. 

- Das internationale System (einschließlich Weltmarkt) kann nicht für alle 
gesellschaftlichen und ökologischen Deformationen der Entwicklungsländer 
verantwortlich werden, weil es auch eine Reihe „hausgemachter" Entwicklungs­
hemmnisse gibt (s. unten). 

- Ein ebenfalls wichtiger Aspekt betrifft die Tatsache, daß die meisten 
Entwicklungsländer keine Bananenrepubliken sind, das heißt ein erhebliches 
Maß an staatlicher Souveränität und Autonomie für die Durchsetzung einer 
eigenständigen Politik haben. Die externe Entwicklungsdynamik setzt sich in 
diesen Ländern ja nicht erzwungenermaßen durch, sondern wesendich nach 
Maßgabe dessen, was die betreffenden ökonomischen und politischen Eliten 
wollen, zulassen, unterlassen bzw. fördern. 

Da in vielen Entwicklungsländern zahlreiche imperialistische Mythen im 
Umlauf sind, die von der eigenen Verantwortung für die anhaltende Unter­
entwicklung ablenken, wird im folgenden versucht, den Blick für jene 
Dimensionen der Entwicklungsproblematik zu schärfen, die bislang etwas 
unterbelichtet waren. Damit wird zugleich nahegelegt, von einer einseitigen 
Verteilung der politischen und moralischen Verantwortung für das Elend in 
den Entwicklungsländern abzukommen; Unterentwicklung ist nämlich nicht 
nur das Ergebnis von externer Behinderung und Bevormundung, sondern zu 
einem ganz erheblichen Teil auch das Produkt der Interessen, Organisations-
formen, Verteilungsstrukturen und Kompetenzen in den Entwicklungslän­
dern selber, womit deren Eliten eine entscheidende Rolle zufällt. Letztere 
mögen zwar historische Produkte internationaler Strukturen und Prozesse 
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sein, aber sie sind nichtsdestoweniger politische Akteure mit erheblichen 
Handlungsspielräumen und entsprechenden Verantwortlichkeiten. Im fol­
genden werden einige Bereiche angesprochen, die in die Zuständigkeit der 
Entwicklungsländer selber fallen. 

Der erste Bereich betrifft die Defizite in bezug auf eine effiziente 
Geburtenkontrollpolitik - angesichts der Tatsache, daß das Bevölkerungs­
wachstum ein entscheidendes Entwicklungshemmnis per se ist. Der zweite 
Bereich der Eigenverantwortung der Entwicklungsländer betrifft die außeror-
dendich unausgewogene und ungerechte Verteilung von Macht, Besitz, 
Einkommen und Chancen; dadurch werden große Teile der Bevölkerung nicht 
nur extrem benachteiligt, sondern ihre Arbeitsfähigkeit und ihre Intelligenz 
werden auch nicht sinnvoll entfaltet und eingesetzt. Entsprechend gibt es 
ständige Spannungen und Konflikte, die nicht nur viele Kräfte binden, sondern 
darüber hinaus destruktive Effekte haben. Auch die vorhandenen menschli­
chen, materiellen und finanziellen Ressourcen werden nicht vorrangig im 
Sinne einer Überwindung der Unterentwicklung entfaltet und eingesetzt. 

Der dritte Bereich der Eigenverantwortung, der mit dem letztgenannten 
zusammenhängt, liegt in der gesellschaftlichen Funktion der Eliten und der 
Rolle des Staates. Die Eliten leben zu einem beträchtlichen Teil parasitär, das 
heißt sie leisten wenig Sinnvolles und verbrauchen viel Unnötiges. Hinzu 
kommt, daß die gehobenen Berufe wenig auf die Probleme des Landes 
abgestimmt sind. Die Eliten identifizieren sich häufig auch wenig mit den 
zentralen Problemen der Nation. Das sind letztlich „Probleme der Regierung". 
Die Regierung beruft sich auf die Erblast, die sie von der vorigen Regierung 
übernommen hat, und so wird dieses Sankt-Florians-Prinzip in vielen Varianten 
durchgespielt, ohne daß wirkliche Verantwortung übernommen wird und die 
notwendigen Entscheidungen fallen. 

Weitere, damit verwandte Entwicklungshemmnisse ergeben sich aus der 
verbreiteten Mißwirtschaft, Fehlplanung und Korruption sowie aus der poli­
tischen Kultur, die häufig durch Personenkult, Vetternwirtschaft und Oppor­
tunismus geprägt ist. In vielen Fällen fehlt es auch in erheblichem Maße an 
öffentlicher Moral, an einem Verantwortungsgefühl für das Gemeinwohl und 
an einem Arbeitsethos der Verwaltung. Eine zusätzliche politische Belastung 
stellt das Militär dar, das nicht nur zahlreiche Ressourcen bindet, die viel besser 
verwendet werden könnten, sondern sich häufig auch wie ein Staat im Staate 
verhält und sich immer wieder zur „Rettung des Vaterlandes" berufen fühlt. 
Nicht minder problematisch ist in vielen Entwicklungsländern die ineffiziente, 
komplizierte, schwerfällige und ebenfalls korrupte Bürokratie. 

Es entsteht ein beträchdicher Mangel an Glaubwürdigkeit, wenn die 
betreffenden Eliten die Industrieländer für die Unterentwicklung und Um­
weltzerstörung in ihren jeweiligen Ländern verantwortlich machen, während 
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sie selber ein erhebliches Maß an Schuld trifft, da sie nicht nur von diesem 
System massiv profitieren, sondern an seiner Reproduktion mit allen politi­
schen, juristischen, polizeilichen und notfalls militärischen Mitteln aktiv 
beteiligt sind. Im übrigen praktizieren die Eliten der Entwicklungsländer 
selber jenen verschwenderischen Lebensstil, den sie der Bevölkerung der 
Industrieländer vorwerfen. 

Asylrecht für Umweltflüchtlinge? 

Wenn die Entwicklungsländer nicht selbst die Weichen in Richtung auf eine 
qualitativ andere Entwicklung stellen, d.h. die Makro-Dynamik des gesell­
schaftlichen Prozesses nicht konstruktiv verändern, dann befürchte ich, daß 
alle noch so sinnvoll erscheinenden Ansätze der nationalen wie der internatio­
nalen Entwicklungs- und Umweltpolitik letztiich nicht den erhofften Erfolg 
haben werden und daß wir entsprechend mit einer dramatischen Zunahme der 
Umweltflüchdinge rechnen müssen. Auch wenn die meisten Umweltflüchtlinge 
in den Entwicklungsländern bleiben - und zwar vor allem in den großen 
Städten - , wird ihr Druck sicherlich auch in Richtung auf die Industrienationen 
zunehmen. 

Bekanntlich bezieht sich das Asylrecht der Industrienationen nur auf die 
politischen Rüchdinge, obwohl diese nicht unbedingt mehr gefährdet sind als 
die Wirtschafts- und Umweltflüchtlinge. Auch wenn man sensibel ist für die 
menschlichen Tragödien, die mit den Flüchtlingsströmen aus den Entwick­
lungsländern in aller Regel verknüpft sind, müssen die Konsequenzen dieser 
Migrationen für eine angemessene Politik realistisch wahrgenommen werden. 
So ist auf folgende Punkte aufmerksam zu machen: 

- Die Probleme und Konflikte, die in den Entwicklungsländern nennens­
werte Migrationsströme auslösen, werden durch diese Wanderungsbewegungen 
selten gelöst; meistens bleiben sie bestehen und werden allenfalls regional 
verlagert. 

- Die Migrationsströme innerhalb einzelner Entwicklungsländer poten­
zieren zum Teil bereits bestehende Probleme (z.B. chaotische Verstädterung) 
und schaffen zum Teil neue (z.B. Umweltzerstörung im Regenwaldgebiet.) 

- Die Migrationsströme zwischen den Entwicklungsländern lösen selten 
die Probleme der Herkunftsländer und schaffen neue in den Zielländern. 

- Die Migrationsströme aus den Entwicklungsländern in die Industrie­
nationen sind für die Endastung der Herkunftsländer von der „Masse" her 
wenig relevant, aber ausreichend genug, um in den Zielländern Integrations­
konflikte zu produzieren. 

Manche Personen und Gruppen, die sich für Flüchtünge engagieren, 
vertreten den Standpunkt, daß die Einschränkung des Flüchdingsstatus auf die 
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politischen Flüchtlinge viel zu eng und wirklichkeitsfremd sei: Erstens gäbe 
es häufig eine schwer zu entwirrende Mischung von Fluchtursachen, und 
zweitens könnten die sogenannten Wirtschafts- oder Umweltflüchtlinge min­
destens ebenso gefährdet sein wie die politischen Flüchtlinge. Der besondere 
Schutz, den bisher nur politische Flüchtlinge genießen, sollte daher auf alle 
Flüchdinge ausgeweitet werden. Im Falle der Umweltflüchtlinge ist die Rede 
von „ökologischem Asyl" . 

Abschließend sei dieses Problem in aller Kürze aus der Perspektive der 
Industrienationen angesprochen. Das Gros aller Flüchtlinge stammt aus den 
Entwicklungsländern, und von dort sind auch die meisten Umweltflüchtlinge 
zu erwarten. Generell sollte allerdings daran erinnert werden, daß die meisten 
Flüchdinge (einschließlich der Umweltflüchtlinge) nicht nur aus den Ent­
wicklungsländern stammen, sondern dort auch bleiben. Lediglich ein kleiner 
Teil von ihnen versucht, in den Industrienationen als Asylsuchende aufge­
nommen zu werden. 

Angesichts der Tatsache, daß die Bevölkerung der Entwicklungsländer 
weiter wachsen wird und die Probleme sowie Konflikte in dieser Region 
vermutlich eher zu- als abnehmen, ist mit einem weiter steigenden 
Migrationsdruck zu rechnen, der auch in den Industrienationen immer spür­
barer werden dürfte. 

Historische und moralische Gesichtspunkte mögen einen liberalen Stand­
punkt gegenüber dem Asylrecht begründen, aber es fragt sich dennoch, wie 
dieses Problem politisch langfristig gehandhabt werden soll, falls - einmal 
angenommen - lediglich alle „echten" politisch Verfolgten der Entwicklungs­
länder in den Industrienationen Aufnahme finden sollten. Was im individuel­
len Fall gerechtfertigt erscheinen mag, würde in der Summe aller individuellen 
Fälle zu brisanten Konflikten in den Zielländern führen, ohne daß damit auch 
nur ein einziges der betreffenden Probleme in den Herkunftsländern gelöst 
würde. 

Aus diesem ganz einsichtigen Grund - und nicht aus versteckten fremden­
feindlichen Ressentiments - erscheint eine asylrelevante Erweiterung des 
Flüchdingsbegriffs über den politischen Flüchtling hinaus als nicht ange­
bracht. Das Problem muß also auch ganz pragmatisch - nämlich quantitativ 
- betrachtet werden. Die Industrienationen werden weder in der Lage noch 
gewillt sein, neben allen politischen Rüchdingen auch alle Wirtschafts- und 
Umweltflüchtlinge aufzunehmen, wobei es keine Rolle spielt, daß die Wirt­
schafts- und Umweltflüchtlinge ähnlich gefährdet sein mögen wie die politi­
schen Rüchtlinge. Die Industrienationen müssen also praktikable Aufnahme­
kriterien finden, die einen unkontrollierten Zuzug aus den Entwicklungslän­
dern verhindern, und das wird sich letztiich gegen die Wirtschafts- und 
Umweltflüchtlinge richten. Sicherlich wird es immer schwierig und kontrovers 
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bleiben, in der Asylpolitik die angemessene Balance zwischen politischen 
Realismus und humanitären Gesichtspunkten zu finden. 

Eine sinnvolle - und das heißt in erster Linie präventive - Strategie zur 
Bewältigung der internationalen Migrationsströme müßte zuallererst „an der 
Quelle" ansetzen, nämlich an den akuten demographischen, politischen, 
sozialen, wirtschafdichen und eben auch ökologischen Problemen der Ent­
wicklungsländer. Allerdings ist diese wohlfeile Forderung im nennenswerten 
Umfang offensichdich unpraktikabel, wenn man die Ergebnisse der vergan­
genen Entwicklungsdekaden kritisch bewertet. Daher erscheint es realisti­
scher, sich mit der Frage zu befassen, wie mit den Migrationsströmen 
umgegangen werden soll, wenn sie schon nicht zu verhindern sind. Auch in 
diesem Falle sollte das Migrationsproblem möglichst vor Ort angegangen 
werden; dies ist bereits seit langem die praktizierte Politik der internationalen 
Institutionen, die in diesem Bereich tätig sind. Die bisherigen Bemühungen 
reichen allerdings bei weitem nicht aus, um die in den Entwicklungsländern 
- und nicht nur dort - aufwachsenden Probleme konstruktiv zu bewältigen. 

1 Der vorliegende Beitrag ist angelehnt an zwei frühere Publikationen des Verfassers: Umwelt­
flüchtlinge. Ursachen und Folgen, München 1992; Umweltflüchüinge, in: Außenpolitik 43 
(1992) 3, S. 287-296. 
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Helgard Fröhlich 

Radikale Strömungen und nationale Frage während der 
Englischen Revolution 

Nicht nur von den Historikern des 19. Jhs. wurde die Revolution des 17. Jhs. 
als vorwiegend englisches Problem gesehen. Der europäische Kontext wurde 
genauso weitgehend ausgeblendet wie die Verknüpfung mit Ereignissen in 
Schottland und Irland. Jahrzehntelang bewegte die Diskussion um einen 
englischen „Sonderweg" die Gemüter. Auch wenn marxistische Historiker 
mit ihrer Klassifikation der bürgerlichen Revolution' Anstrengungen unter­
nahmen, die Englische Revolution in den europäischen und weltweiten 
bürgerlichen Revolutionszyklus einzuordnen, blieb die britische Dimension 
der Ereignisse auch in ihrem Interpretationsmodell ausgespart. 

Es ist das Verdienst der sog. revisionistischen Historiker (weil um die 
Revision des bisherigen Englandbildes bemüht), mit der Einbeziehung der 
schottischen und irischen Ereignisse den Blick auf die Vorgeschichte und den 
Verlauf der Englischen Revolution erweitert zu haben. Eine der Haupthesen 
ist, daß der Ausbruch der Englischen Revolution vor allem durch Versuche 
Karls I. zur konfessionellen Vereinheitlichung Schottland und Irlands unter 
englischer Dominanz ausgelöst wurde.1 

Karls I. Versuch, der schottischen Presbyterialkirche Ende der dreißiger 
Jahre das englische Episkopalsystem überzustülpen, löste die sog. Bischofs­
kriege 1637/38 aus. Deren Verlauf zeigte, daß die Krone ohne die finanzielle 
Unterstützung des englischen Parlamentes nicht in der Lage war, die Schotten 
militärisch zu unterwerfen. Karl I. mußte nach elfjähriger parlamentsloser 
Regierungszeit ein Parlament in England einberufen. Die Verlegenheit der 
Krone in England und Schottland wurde zur Gelegenheit, die die katholischen 
Iren ergriffen, um in einem Aufstand ab 1641 ihren Glauben gegen den für sie 
fremdländischen reformierten Glauben zu verteidigen. 

Einerseits greift der Ansatz m.E. zu kurz. Weder ging es in der Englischen 
Revolution nur um Glaubensfragen, noch ist die Revolution so flachwurzelig, 
daß ihre Vorgeschichte erst in den späten dreißiger Jahren beginnt. Anderer­
seits ist erst die wechselseitige Bedingtheit der Ereignisse in England, Irland 
und Schotdand der Schlüssel zur Klärung des vielschichtigen Problems von 
Nation und Patriotismus in der Englischen Revolution des 17. Jhs. 
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Schottland 

Schottland, das seit 1371 von der Dy nasde der Stuarts regiert wurde, galt lange 
Zeit als „Adelsrepublik mit monarchischer Spitze"2, inderdieimwesendichen 
noch feudal geprägten Stände Schottlands ihr Mitspracherecht durch das 
Einkammerparlament, den Privy Council (Kronrat) und die Lords of the 
Sessions (oberster Zivilgerichtshof) geltend machten. 1560 setzte sich in 
Schottland in Form des Presbyterianismus der reformierte Glauben durch. Die 
schottische Kirk galt als „stärkstes Bollwerk nationaler Unabhängigkeit und 
Identität".3 Seit der Personalunion 1603 mit England mehrten sich die Klagen 
über die nun oft abwesenden Stuartkönige. Sowohl Jacob I. als auch Karl I. 
versuchten von London aus, Schottland stärker in ihre absolutistischen Bestre­
bungen einzupassen. Wie in England strebte die Krone danach, die leeren 
Staatskassen mittels Steuerforderungen zu füllen. Durch die Widerrufung der 
Verleihungen von Krön- und Kirchenland (Revocation Act 1625) verunsicher­
te die Krone adelige Landeigentümer. Der Einfluß des Kronrates und der 
Lords of the Sessions wurde zugunsten der analog zu England gebildeten 
Prärogativorgane zurückgedrängt. Der Court of High Commission (Hohe 
Kommission) mischte sich zunehmend in Regelungen kirchlicher Angelegen­
heiten ein. Dies war auch insofern wichtig, als zu jener Zeit - allerdings 
keineswegs auf die britische Insel beschränkt - galt, daß ein Land weniger mit 
dem Schwert als vielmehr von der Kanzel herab regiert wurde. 

Als Karl 1.1637 schließlich versuchte, ein neues Gebetsbuch in Schottland 
einzuführen und noch größere Uniformität mit der englischen Episkopalkirche 
durchzusetzen, begann die schottische Revolution, die Stevenson von 1637-
1644 datiert.4 Der Covenant-ein 1581 erstmals abgeschlossenes Bündnis der 
schottischen Presbyterianer untereinander und mit Gott - wurde nun zur 
Abwehr „papistischer Neuerungen" bekräftigt.5 

Im Laufe der Bischofskriege gegen Karl I. wurden viele Schritte des 
späteren Langen Parlamentes von den Schotten vorweggenommen. Alle 
kirchlichen Neuerungen wurden wieder beseitigtund die Presbyterial Verfassung 
der schottischen Kirche wiederhergestellt. Privilegien des schottischen 
Parlamentes wie uneingeschränkte Redefreiheit dämmte die bisherige 
Bevormundung des Parlamentes ein. Exekutive Vollmachten erhielt ein vom 
Parlament bestimmtes Committee of Estates. Karl I. wurde 1640/41 zur 
Annahme einer Reihe revolutionärer Gesetze gezwungen: Kronbeamte und 
Richter durften von nun an nur mit Zustimmung des Parlamentes besetzt 
werden, die Einberufung und Vertagung des Parlamentes wurde unabhängig 
vom königlichen Willen geregelt. 

Auch wenn sich das englische Parlament später auf englische Rechts­
traditionen, alte englische Freiheiten berief, ist die Vorbildwirkung der 
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schottischen Revolution unabweisbar. Als eine schottische Armee im Som­
mer 1640 den Norden Englands besetzte, tat sie dies unter dem Hinweis, daß 
man die schottische Reformation verteidigen und die englische ermutigen 
wolle. Wenn auch der Einmarsch der Schotten einen starken Druck auf Karl 
I. ausübte, so hieße es jedoch die englische Konfliktsituation zu unterschätzen, 
wenn man meint, daß allein die Schotten die Einberufung des Langen 
Parlamentes erzwangen.6 

Nachgewiesen ist, daß die Schotten mit einflußreichen Peers und der 
Londoner City in Verbindung standen. Parallele Interessenlagen schmiedeten 
ein Zweckbündnis, machten englisches und schottisches Parlament letztlich 
zu Bündnispartnern im Ersten Bürgerkrieg 1642-46. Interessendivergenzen, 
die sich u.a. aus dem unterschiedlichen Niveau der sozial-ökonomischen 
Entwicklung ergaben (so war der Zerfall der Feudalverfassung in Schottland 
bei weitem noch nicht so fortgeschritten wie in England) wurden zunächst 
überdeckt. 

Ziel der englischen und schottischen Patrioten war die Abwehr der 
absoludstischen Bestrebungen der Stuarts und die verfassungsmäßig gesi­
cherte Mitsprache ihrer Vertretungskörperschaften. Eine Ende 1640 veröf­
fentlichte Schrift der Schotten stellte fest, daß die Forderungen der Engländer 
„so gleichartig und ähnlich mit unseren" seien.7 Gemeinsam mit den „schot­
tischen Brüdern" einen Wechsel der „Religion of this island" zu verhindern, 
war die erklärte Absicht der englischen Opposition.8 Ein Zusammenschluß 
aller Briten gegen die „Iesuiticall Slavery" sei notwendig.9 

Auch wenn die Gefahr eines „popish plot" propagandistisch übertrieben 
wurde und - wie B.Manning nachgewiesen hat - in den unteren Volks­
schichten dieser Stimmung mehr Glauben geschenkt wurde als von den sozial 
höheren Kreisen, 1 0 das Eintreten für den Erhalt der „Reformation und Vertei­
digung der Religion" war das Ziel des im September 1643 abgeschlossenen 
Bündnisses zwischen englischem und schottischen Parlament: The Solemn 
League and Covenant.11 

Die beiden Bündnispartner, die für alle drei Königreiche sprachen, versi­
cherten sich des gegenseitigen Beistandes. Ziel sei es, in den Königreichen, die 
„of one reformed religion" seien, die „nearest conjunction and uniformity in 
religion, confession of faith, form of Church government" herzustellen.12 In 
den Verhandlungsvorschlägen während des Bürgerkrieges an Karl I. wurde 
die Annahme des Covenant zu einer der Bedingungen gemacht.13 

Zur Koordinierung des gemeinsamen Vorgehens wurde 1644das Committee 
. of both Kingdoms als exekutives Führungsorgan gegründet. Es war die „first 
real institutional tie between the two nations". In diesem Kommitee jedoch 
dominierten nicht nur rein zahlenmäßig die Engländer (21 englische - 4 
schottische Abgeordnete). Levack bemerkte treffend, daß das Kommitee 
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mehr eines des englischen Parlamentes gewesen sei.14 

Doch das Bündnis mit den Schotten bekam bald Risse, Interessen­
divergenzen traten stärker hervor. Mit der Radikalisierung der Revolution, vor 
allem mit den militärischen Erfolgen der englischen Parlamentsarmee änderte 
sich das Verhältnis der zeitweiligen Verbündeten. Naseby - die vielleicht 
wichtigste Schlacht des Ersten Bürgerkrieges - gewannen die Engländer ohne 
schottisches Zutun. Das englische Parlament verhandelte de facto nun allein 
mit Karl I. über Friedensbedingungen. Die zahlreichen Proteste der Schotten 
gegen diesen Umstand wurden letztiich recht harsch zurückgewiesen, nun 
unter Betonung der nationalen Souveränität Englands: Die Commons erklär­
ten im November 1646, daß „the Right of Exercise of Interest is distinct to each 
Nation", und daß es „the Right of the Parliament of England, in disposing the 
Person of the King in the Kingdom of England" sei.15 

Hintergrund dieses Auseinanderdriftens nationaler Interessen der einsti­
gen Verbündeten waren nicht zuletzt religiöse Fragen. Über ihren Einfluß in 
der Londoner City und der Westminster Assembly of Divines versuchten die 
Schotten, auf die Einführung der schottischen Presbyterialverfassung in 
England Einfluß zu nehmen. Nicht nur die englischen Presbyterianer lösten 
sich vomModell derrelativ selbständigen schottischenPresbyterialkirche. Sie 
erstrebten eine strengere Unterordnung kirchlicher Belange unter die staadi­
che Gewalt. Darüber hinaus war die Radikalisierung des Kräfteverhältnisses 
in England so weit fortgeschritten, daß nun auch Forderungen nach Toleranz 
und Gewissensfreiheit vom Prinzip her, jegliche parlamentarische Festlegung 
von Glaubensbekenntnissen ablehnte. 

Der zeitweilige Konsens mit den Engländern war zerbröckelt. Der Truppen­
abzug der Schotten, ihre materielle Entschädigung und die Auslieferung des 
zu den Schotten geflohenen Karl I. an die Engländer waren die letzten 
einvernehmlich, oder wohl mehr von den Engländern zähneknirschend ge­
währten Regelungen.16 Ende 1647 arrangierte sich der erneut geflohene Karl 
I. mit den Schotten und die ehemaligen Verbündeten wurden im Zweiten 
Bürgerkrieg 1648 zu Gegnern.17 

Henry Marten gab in seiner Schrift „The Independency of England" der 
veränderten Situation und Stimmung Ausdruck: Ziel des Bündnisses mit den 
Schotten sei immer lediglich „Advice and Councel" nicht aber „sharing in our 
Rights" gewesen.18 Er erinnerte an das Anliegen der Übereinkunft beider 
Nationen, „the native rights of both peoples" zu sichern. Dieser Eid schließe 
ein Selbstbestimmungsrecht jedes einzelnen Volkes ein: „this master-right, to 
each severall people, namely, to be the sole judges within themselves, what 
Religion they will set up, what kind of Lawes they will have, what size, what 
number of Magistrates they hold fit to execute those Lawes, and what 
offenders to be tryed by them."19 Eine Absage bzw. Kampfansage an die 

96 



Radikale Strömungen und nationale Frage während der Englischen Revolution 

Schotten! Galt aber dieses proklamierte Selbstbestimmungsrecht der Natio­
nen auch für Irland? 

Irland 

Irland erlebte eine wechselvolle Geschichte. Die relativ autochtone Entwick­
lung Irlands brach mit der Eroberung der Insel durch Heinrich IL im 12. Jh. ab. 
Dem folgten Verbots- und Unterdrückungsstatuten wie das Statut von Kilkenny 
1366, um die proklamierte Oberherrschaft der englischen Krone durchzuset­
zen und gleichzeitig Barrieren zwischen Engländern und einheimischen Iren 
(z.B. Heiratsverbot) zu schaffen. Irland wurde in der Regel von Statthaltern 
regiert, die einheimische Adlige anglonormannischer Herkunft waren, die 
sog. Old English. Trotz der Verbote begannen sich gälische Iren und die 
eingewanderten Engländer zu vermischen. Insgesamt jedoch galten die Iren 
nicht als Untertanen des Königs, sondern als „irish enemies".20 

Der Erfolg dieser englischen Eroberungspolitik blieb bis ins 15. Jh. hinein 
- auch territorial auf den Südosten, das Gebiet um Dublin - begrenzt. Ein 
Tiefpunkt des Einflusses war erreicht, als 1454 gar ein Pfahl-und Grenzgraben 
(The Pale) um die Reste der von Engländern kontrollierten Gebiete gebaut 
werden mußte und die Engländer z.T. Tribute an die irischen Nachbarn für die 
Respektierung der Grenze zahlten.21 

Erst im Zuge des Aufstiegs der Tudordynastie nach den Rosenkriegen 
gelang eine stärkere Anglisierung Irlands. 1541 wurde dieser neue Anspruch 
durch Ausrufung eines Königreiches (bisher war der englische Teil nur eine 
sog. Lordship) unterstrichen. Der nationale Aufstieg Englands ging einher mit 
einer stärkeren Kolonialisierung Irlands, vor allem mit einer Vertreibung der 
irischen Bevölkerung von Land und Boden. Im Laufe der Jahrhunderte 
flackerte immer wieder Widerstand gegen die englische Kolonialisierungs-
politik auf, der mit blutigen Strafexpeditionen und Eigentumseinziehungen 
beantwortet wurde. Schwerwiegend für die weitere Geschichte war, daß sich 
diese Unterwerfung mit einem z.T. rigiden Protestantismus der nun ein­
strömenden Engländer, der sog. New English verband. Da man den Old 
English ihre englische Herkunft bestritt und ihre traditionellen Rechte ein­
schränkte (z.B.gab es nun nur noch Statthalter englischer Herkunft), wurden 
sie an die Seite der Iren gedrängt. Das einigende Band der ansonsten unglei­
chen, ja rivalisierenden Iren und Old English war der Katholizismus. 

Was in England den Stuarts nur z.T. gelang, bzw. stets bestritten wurde, die 
englische Krone regierte Irland zunehmend absolutistisch. R. G. Asch hat die 
sich daraus ergebenden konstitutionellen und konfessionellen Konflikte und 
Strukturunterschiede unlängst beschrieben: 

Erstens war besonders gravierend, daß die englischen Statthalter, ab 1633 
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der Earl of Strafford, ein stehendes Heer unterhielten, das nicht nur gegen die 
irische oder die alteingesessene Old-English-Bevölkerung gerichtet werden 
konnte. Von einem irischen stehenden Heer ging die Gefahr aus, gegen die 
englische Opposition instrumentalisiert zu werden. 

Zweitens wurde die Stellung des irischen Parlamentes in Dublin, in dem 
neben den New English auch die Old English Sitz und Stimme hatten, unter 
den Stuarts weiter geschwächt. Bereits seit 1494 legte der Poynings Act fest, 
daß bereits alle Gesetzesvorlagen der Zustimmung des englischen Königs und 
seines Geheimen Rates bedurften. 

Drittens ging die Einführung der englischen Agrarverfassung 1605 ging 
einher mit Konfiszierungen von irischem Land (von „verräterischen Iren") 
und willkürlichen Ungültigkeitserklärungen von Besitztiteln.22 

Viertens wurden bei der Verteilung des irischen Bodens die New English, 
größtenteils Vertreter der englischen gentry, deren Wohnsitz England blieb, 
bevorzugt. Mit protestantischen New English wurden auch die neu geschaf­
fenen regionalen Räte besetzt, die die Gerichtsbarkeit der altenglischen und 
irischen Adligen einschränkten und Machtbefugnisse im Sinne der Krone zu 
zentralisieren suchten. 

Fünftens setzten, obwohl das gefügige irische Parlament bereits Heinrich 
VIII. zum Oberhaupt der Kirche ernannt hatte, religiöse Verfolgungen, 
strengere Unterdrückung katholischer Messen in Privathäusern usw. erst im 
17. Jh. in größerem Umfang ein. 

Wen wundert es, wenn Spaniens Politik der Gegenreformation gerade in 
Irland Fuß fassen konnte? Wen wundert es, daß im Oktober 1641 ein 
gewaltiger Aufstand in Irland losbrach? Die Rebellen formierten sich 1642/43 
in der Konföderation von Kilkenny, die Gegenseite hielt Dublin und das 
Parlament und stand unter Führung zumeist protestantischer New English. 

Nun wurde es offenbar das Janusgesicht der irischen Frage für England: der 
Earl of Strafford hatte Karl I. bereits 1640 eine irische Armee für den Krieg 
gegen Schottland in Aussicht gestellt. Diese Armee in der Hand des Königs 
hätte auch gegen die englische Opposition eingesetzt werden können. Diese 
mißtraute Karl I., obwohl dies zunächst nur in Klagen über seine schlechten 
Ratgeber Ausdruck fand23, später in der sicherlich übertriebenen Behauptung, 
Karl I. begünstige die aufständischen Iren.24 

Zu einem wichtigen Punkt des weiteren Verlaufs der Englischen Revolu­
tion wurde 1642die Frage, wem der Oberbefehl einer Armee zur Unterdrückung 
des irischen Aufstandes zustände. Das englische Parlament mußte die 
Souveränitätsfrage in dieser Schärfe stellen, um alle bis dahin von Karl I. 
gemachten Zugeständnisse an das Lange Parlament zu sichern. Die Parlamen­
tarier machten einen kühnen Schritt über bisherige Rechtstraditionen hinweg, 
erwiesen sich als Patrioten ihres Landes und bestritten Karl I. den Oberbefehl. 
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Die Unerbittlichkeit beider Seiten in dieser Frage führte schließlich zum 
Bürgerkrieg. Um individuelle Freiheitsrechte, politische Partizipation und 
letztiich die nationalen Interessen Englands zu sichern, durfte das Lange 
Parlament Karl I. die irische Karte nicht überlassen. 

Doch diese Entscheidung hatte auch eine Kehrseite. Nicht nur taktische 
Gründe bewegten die Parlamentarier. Das englische Parlament entschied sich 
auch aus prinzipiellen materiellen Erwägungen hinaus für die Niederwerfung 
des irischen Aufstandes. Hinter der lautstark vorgebrachten Forderung, den 
Protestantismus zu retten, die „irischen Rebellen" zu unterwerfen, verbarg 
sich auch die Gier der englischen gentry nach irischem Land, das Interesse der 
englischen Handelsgesellschaften und der Londoner City, von der Unterwerfung 
Irlands zu profitieren. Für Anleihen zur Finanzierung des englischen Bürger­
krieges gegen Karl I. stellte das Lange Parlament von Anfang an irisches Land 
in Aussicht. 

Auch Briefe englischer Siedler aus der Provinz Ulster an das ,Committee 
of Adventures for Land in Ireland' sprechen eine deudiche Sprache. Als 
Gegenleistung für die Unterstützung des englischen Parlamentes verlangte 
man neues Land in Irland. Zur Sicherung dieser Ansprüche schlug ein 
gewisser Thomas Church die militärische Zwangsverwaltung auf der Basis 
des Kriegsrechtes („Marshall Law") vor. 2 5 In allen Verhandlungsvorschlägen 
des englischen Parlamentes an Karl I. ist die Forderung enthalten, daß 
Waffenstillstandsverhandlungen mit den „irischen Rebellen" alleiniges Recht 
des englischen Parlamentes seien, bzw. daß Eigentumseinziehungen zur 
Bestrafung der Rebellen zur Deckung der öffentlichen Schulden in England 
dienen sollten. 

Dieses Janusgesicht der irischen Frage schlug sich auch in der öffentlichen 
Meinung in England nieder. In die patriotische Stimmung, für die „fundamen­
tal laws and rights" der Engländer einzustehen, mischten sich abwertende 
Äußerungen über die irische Nation. So schrieb der Mercurius Britannicus, die 
Engländer würden mit vollem Recht „looke downe upon those, for they stand 
on the higher ground,... on more Christian." 2 6 

Das berechtigte Streben nach Demokratie und Wahrung der nationalen 
Unabhängigkeit Englands und die Kolonialisierung Irlands - das bildete das 
Janusgesicht des Patriotismus in der Englischen Revolution. Beide Momente 
sind während der Revolution stets vorhanden, oft sogar miteinander verwoben. 
Wertungen, klare Linien fallen oft schwer, weil die irische Karte im 
gegenseitigen Propagandafeldzug eine beträchtliche Rolle spielte und Motive 
beider Seiten maskierte. Dafür zwei Beispiele: 

Karl I., der 1643 und 1645 mit den Konföderierten über Waffenstillstände 
seperat verhandelte, hatte das englische Parlament noch in seiner Antwort auf 
die Große Remonstranz aufgerufen, angesichts der „Greueltaten an unseren 
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protestantischen Iren" Streitigkeiten beizulegen und gemeinsam zu handeln. 
Obwohl viele Quellen die ausgesprochen antiirische Stimmung belegen, 

formulierte das Lange Parlament in seiner Anklageschrift gegen den Ersten 
Minister der Krone und Statthalter von Irland, den Earl of Strafford, den 
Vorwurf, die alten und fundamentalen Gesetze der Herrschaftsausübung in 
England und Irland untergraben und in beiden Königreichen eine tyrannische 
Herrschaft ausgeübt zu haben.27 Strafford habe erklärt, Irland sei „a conquered 
nation, and that the King might do with them what he pleased."28 

Auf Grund der Ereignisse in England selbst gelang es zunächst nicht, Irland 
militärisch zu „befrieden". Dennoch ließ das Lange Parlament keinen Zweifel, 
daß die Mehrheit seiner Mitglieder zu keinen Zugeständnissen gegenüber den 
Iren bereit waren. Jegliche Forderungen der Konföderierten nach größerer 
nationaler Selbständigkeit und politischer Mitbestimmung wurden strikt 
zurückgewiesen. Dabei war der 1644 aufgestellte Forderungskatalog der 
Konföderierten, gemessen an den Forderungen des Langen Parlamentes an 
Karl I., durchaus als gemäßigt einzuschätzen: Er sah ein freies irisches 
Parlament vor, das nicht dem englischen unterstellt sein sollte, wohl aber Karl 
I. als Landesherrn anerkannte und dessen Zusammentreten gesetzlich geregelt 
werden sollte. Die Amtszeit der Statthalter sollte begrenzt, die Strafgesetze 
gegen die Katholiken aufgehoben und der Landraub rückgängig gemacht 
werden. 

Die Beurteilung des Forderungskataloges ist nicht unproblematisch: er 
war an Karl I. gerichtet und die Iren stellten Karl I. im Falle der Bewilligung 
eine 10.000 Mann starke Armee gegen die „unnatural Rebellion" in England 
in Aussicht.29 Auch sind die Forderungen z.T.in sich nicht schlüssig, da sie die 
Kompetenzen eines freien irischen Parlamentes zur Krone ungenügend gere­
gelt hätte. 

Obwohl Karls I. Verhandlungen mit den Konföderierten das Mißtrauen 
der englischen Parlamentspartei weiter schürte,30 ging auch Karl I. nicht 
ernsthaft auf die Vorschläge der irischen Konföderierten ein. Von seinen 
protestantischen irischen Untertanen wurde er genauso zur Unnachgiebigkeit 
aufgefordert31 wie die Haltung des englischen Parlamentes in der irischen 
Frage unnachgiebig war.32 

Fast könnte man nun meinen, daß der Antikatholizismus und der Glaube 
an die Vorherrschaft der „elect nation" England beide Bürgerkriegsparteien in 
der irischen Frage einte. Doch der Schein trügt. Nach dem Ersten Bürgerkrieg 
trat ein bis dahin verdecktes Problem nun mit aller Schärfe an die Oberfläche: 
Wer konnte eigentlich behaupten, im Namen der englischen Nation zu 
sprechen? 

Eine Mehrheit des Langen Parlamentes - gestützt von der Londoner City 
- verlangte Ende 1646/Frühjahr 1647 die Auflösung der Armee, bzw. den 
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Einsatz eines Teils von ihr zur Niederwerfung des irischen Aufstandes.33 Die 
Armee dagegen warf dem Parlament vor, die Interessen Englands nicht 
genügend gesichert zu haben, da bis jetzt keine befriedigende Übereinkunft 
mit Karl I. zustandegekommen wäre. So legten im Juni 1647 Vertreter der 
Armee, darunter gewählte Soldatenvertreter, den feierlichen Schwur ab, nicht 
eher auseinanderzugehen bis die Forderungen der Armee nach Sicherung „for 
our and the kingdom's satisfaction and future security... to the defence of our 
own and the people's just rights and liberties" erfüllt würden. 3 4 Nur 167 von 
2320 Offizieren der New Model Army folgten dem Druck des Parlamentes 
und meldeten sich für den Irlandfeldzug.35 

Im Laufe des Jahres 1647 zeigte sich, daß auch die independentistische 
Armeeführung um Cromwell und Ireton andere Vorstellungen von einem 
künftigen England hatten als die kleinbürgerlich-demokratischen Levellers.3 6 

Die Levellers machten letztlich auch der Armeeführung das Recht streitig, im 
Namen des englischen Volkes zu sprechen. 

Einer der Konfliktpunkte zwischen Independenten und Levellers war auch 
die Irlandfrage. Cromwells Programm einer konstitutionellen Monarchie 
sprach sich im Gegensatz zur presbyterianischen Parlamentsmehrheit wohl 
für die Gewährung religiöser Toleranz,3 7 auch für die Befriedigung der 
materiellen Interessen der Armee aus, trat aber prinzipiell für eine energische 
Eroberung Irlands ein. 3 8 

Das im wesentlichen republikanische Programm der Levellers3 9 postulierte 
die Gewissensfreiheit und Freiheit vor jeder Zwangsreligion zum unveräußer­
lichen Recht jedes Menschen. Wie sich in ihren späteren Pamphleten zeigte, 
standen sie diese Recht auch dem irischen Volk zu. 

Für die korrekte Wertung dieses Faktes ist der Hinweis auf Ursprung, 
Dimension und Grenzen der Levellerbewegung wichtig : Die Levellerbewegung 
entstand als spontane Protestbewegung. Ihr Einfluß blieb im Wesentlichen auf 
London und Umgebung sowie Teile der Armee beschränkt. Viele Soldaten 
verfügten nur über einfache Bildung, konnten kaum lesen und schreiben, 
hatten in ihrem Leben niemals über Grafschaftsgrenzen hinaus Erfahrungen 
machen können. Nur wenige erreichten die gedankliche Klarheit ihrer Führer 
Walwyn, Overton, Lilburne. Auch für die Levellers waren die Engländer „the 
most absolute free people in the world", auch ihre Äußerungen sind gelegent­
lich nicht frei von nationaler Überheblichkeit. 4 0 Auf den von ihnen verbreiteten 
Mythos, daß alle unrechtmäßige Unterdrückung der freebom englishmen von 
der normannischen Eroberung herrühre, also nicht englischen Ursprungs sei, 
ist wiederholt hingewiesen worden.41 

Der Menschenrechtskonzeption der Levellers ist daher nicht ganz unbe­
rechtigt eine gewisse nationale Einengung vorgeworfen worden.42 Vielleicht 
sollte man bei allen berechtigten Einschränkungen bedenken, daß die Levellers 
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einen Lernprozeß durchmachten, der mit ihrer Niederlage 1649 de facto 
gewaltsam abgeschnitten wurde. Umso erstaunlicher ist es, zu welchen 
Erkenntnissen in der Irlandfrage sie sich durchrangen. Natürlich standen 1647 
die materiellen Forderungen nach rückständigem Sold, Straffreiheit für be­
gangene Taten während des Bürgerkrieges im Vordergrund. Viele verweiger­
ten sich nicht prinzipiell einer Irlandunterwerfung (über die sie bis dahin 
vielleicht gar nicht intensiv nachgedacht hatten), als vielmehr dem Umstand, 
daß sie ihre Forderungen nach rückständigem und zukünftigem Sold vom 
weiten Irland her schlechter geltend machen konnten. Außerdem war die New 
Model Army eine Freiwilligenarmee - dies wiederholten die Armeedekla­
rationen unzählige Male.43 ,Wir sind keine Söldnerarmee und das Parlament 
hat kein Recht, uns freigeborene Engländer zum Kriegsdienst zu zwingen.'44 

Beseelt vom Gedanken an Glaubens- und Gewissensfreiheit mögen auch 
manche Levellers „Forraign Invasions from Ireland" tatsächlich befürchtet 
haben.45 Andere jedoch hatten Zweifel. Dabei waren die Zweifel an der 
Irlandpolitik der Armeeführung, später des Commonwealths, Teil eines 
allgemeinen Machtmißtrauens der Levellers.46 

Die Armeeführung hatte im Herbst 1647 das Aufbegehren der Leveller­
regimenter für die Realisierung ihres Fordemngsprogramms (Agreement of 
the People) gewaltsam unterdrückt. Die Soldaten beschwerten sich beim 
Oberkommandierenden Lord Fairfax über dieses Vorgehen: es sei Kennzei­
chen einer tyrannischen Macht und erinnere an die schlimmsten Verbrechen 
des Earl of Strafford, welcher versucht habe, Irland in Friedenszeiten mit 
Kriegsrecht zu regieren.47 

Zweifel sprechen auch aus einem Manifest von „well-aff ected people", die 
augenscheinlich unter Levellereinfluß standen, bzw. das von Levellers ge­
schrieben wurde.48 Dort heißt es, die Angelegenheiten in Irland bedürften einer 
gründlicheren Erörterung als bisher und ein „peaceable way of reducing that 
nation" müßte Vorrang vor militärischen Aktionen haben.49 Der den Levellers 
nahestehende John Jubbes meinte ebenfalls, man müsse den Konflikt mit den 
Iren in Güte beilegen und wenn man den Iren Strafgelder auflege, so müsse 
man Rücksicht auf ihre Bedingungen nehmen. Strafgelder dürften nicht ruinös 
für den Einzelnen sein.50 

Gerade die enttäuschten Hoffnungen der Levellers im Cromwellschen 
Commonwealth, die Unterdrückung ihres Agreement of the People51 öffneten 
ihnen die Augen auch in der Irlandfrage. Gerade weil sie die Realisierung des 
Agreements und die darin enthaltenen Menschenrechte so sehnlichst und so 
kompromißlos erstrebten, gelangten diese patriotischen Engländer zu der 
Erkenntnis: 

„To do all men as we would they should do to us." „And as we would 
tyrannize over none, so we shall not suffer our selves to be slaves to any 
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whosoever."52 Jahrhunderte später wurde formuliert: Ein Volk, das andere 
unterdrückt, kann selbst nicht frei sein! 

Im April 1649 warnten die inhaftierten Levellerführer davor, sich von der 
Lösung der inneren Angelegenheiten, der Realisierung des Agreements durch 
äußere Aktivitäten ablenken zu lassen.53 Nicht blindem Gehorsam folgend,54 

sondern nur aus guten Gründen und mit gutem Gewissen, dürfte man sich 
später dann auch um auswärtige Angelegenheiten kümmern. 5 5 Aus diesen 
Überlegungen heraus ist in den späteren Entwürfen des Agreement of the 
People von 1648/49 eine naiv anmutende, aber einleuchtende Begründung 
dafür gegeben, warum keine Repräsentativ Versammlung Menschen zu Kriegs­
diensten zwingen dürfe: für eine gerechte Sache würden sich immer genug 
Helfer finden.56 

Und daß es bei der Niederwerfung der Iren um eine gerechte Sache ging, 
bezweifelten die weitblickendsten der Levellerführer: Walwyn entblößte das 
Motiv der Armeeführung „to enlarge their terretories of power and Tyranny 
... to destroy the Irish Natives for their Conscience, (though they have kil l 'd 
many thousand Protestants for their Conscience,) and to drive them from their 
proper natural and native Rights."5 7 

Nationale Trennlinien versperrten zumindest einer kleinen radikalen 
Minderheit nicht die Einsicht, daß sich Interessenkonflikte an den sozialen 
Trennlinien ergaben und daß die Verlierer der Englischen Revolution Interes­
sen mit den unterdrückten Iren verbanden. „Warum sollte man mit den 
Offizieren in Irland kämpfen?", hieß es in einem Pamphlet. „Um sie zu den 
selben absoluten Lords und Meistern über die Iren wie über England zu 
machen? Oder den Iren das Glück von Zehnt, Akzise, Zöllen, Handels­
monopolen zu bringen? Um ihre Gefängnisse mit unschuldigen Gefangenen 
zu füllen, zur Bereicherung der Parlamentarier und Verarmung des Volkes, 
um eine monarchische Tyrannei niederzureißen und eine aristokratische zu 
errichten?"58 

Die konsequente Schlußfolgerung aus dieser Erkenntnis erfolgte in einem 
Pamphlet ,Eighteen Queries'.5 9 Es enthielt den Plan, auf der Basis des 
Agreements of the People einen unabhängigen irischen Staat zu schaffen, der 
in Freundschaft mit dem Nachbarn England leben würde - eine Vision, eine 
für die herrschende Meinung unpopuläre und unpatriotische Forderung. Auch 
die soziale Oberschicht der katholischen Iren hätte sich der von den Levellers 
erhofften Beispielwirkung des Agreements verschlossen. 

Gerrard Winstanley, der Führer der agrarkommunistischen Vorstellungen 
anhängenden Digger, ging noch einen Schritt weiter. Er schrieb in seinem 
Werk „The Law of Freedom", die Ursache allen nationalen und internationa­
len Blutvergießens sei das Privateigentum an Grund und Boden. 6 0 Dieses 
abzuschaffen, wollten die Digger beginnen (durch Inbesitznahme brach-
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liegenden früheren Gemeindelandes), später müsse sich die Freiheit von 
England ausgehend über die ganze Welt verbreiten. 

Wir kennen den Ausgang der Geschichte: die Levellers wurden genauso 
unterdrückt wie die Digger, Cromwell eroberte Schottland und Irland am 
Beginn der fünfziger Jahre des 17. Jhs. Die Schotten verloren ihr eigen­
ständiges Parlament, wurden in eine von England dominierte Union gezwun­
gen.61 Irland wurde grausam unterworfen. Etwa ein Drittel der irischen 
Bevölkerung kam um. Irisches Land erhielten die ursprünglichen Zeichner der 
Kriegsanleihen, Gläubiger der Regierung und auch an der Eroberung beteilig­
te Soldaten. Die Auswirkungen der damaligen historischen Weichenstellung 
bestimmen bis in die heutige Zeit Grundprobleme britischer Politik. 
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Nachholende Nationsbildung in Osteuropa 
und Deutschland 

Guy Lemarchand schreibt,1 daß das aus Westeuropa stammende Modell des 
Nationalstaats in der übrigen Welt „weitgehend, wenn nicht vollständig" 
übernommen worden sei, auch wenn es für die Forschung darauf ankomme, 
die verschiedenen Entwicklungsstufen und Formen der Nationen verglei­
chend zu untersuchen. Mir scheint es wichtig, stärker herauszustellen, daß 
,,Nation" schon bei der Übernahme des Modells in Deutschland etwas anderes 
meinte als in Frankreich, und daß der Begriff bei den folgenden Übernahmen 
in Ost- bzw. Ostmitteleuropa weitere neue Bedeutungen angenommen hat. 
Gegenüber dem Bedeutungsfeld des ursprünglichen Begriffs sind die neuen 
Bedeutungen reduziert; vor allem durch die häufige Ineinssetzung von Ethnos 
und Nadon. Ob „Nation" in Deutschland oder Rußland jemals dasselbe 
bedeuten wird wie in Frankreich, ist zumindest heute nicht absehbar. 

Die Nation ist in der Tat eine westeuropäische Erfindung. Ihre Geschichte 
reicht zurück bis zum Kampf der verschiedenen Königreiche gegen Papst und 
Kaiser im Mittelalter; ihre entscheidende Prägung erhielt sie in der früh-
neuzeidichen Entwicklung zum Staat. In Frankreich, dem wichtigsten Bei­
spiel, entwickelte die Monarchie eine das ganze Land umfassende Verwal­
tung: einen durchgehenden Rechtszug, der es ermöglichte, gegen die kleinen 
Feudalherren im Lande Obergerichte anzurufen, und einen umfassenden 
Wirtschaftsraum, der durch vielfältige Kanäle und später Chausseen erschlos­
sen wurde. Die Krone schuf aus den vielen Gefolgschaften der Herzöge und 
Grafen des Königreichs eine Armee - über Jahrhunderte hinweg die größte auf 
dem Kontinent und zugleich das Vorbild für viele andere, woran das franzö­
sische Lehnwort, Jvlilitär" noch erinnert. „Der König" organisierte die Expan­
sion Frankreichs, die Eroberung von Kolonien in Indien, in der Karibik und 
Afrika. Und „der König" schuf Symbole wie den Louvre oder Versailles und 
kulturelle Identifikationsmuster wie das „höfische" Benehmen sowie das der 
französischen Literatur.2 

Alles dieses bildete den Inhalt des Begriffs Nation.3 Sie war auch durch 
verläßliche Grenzen bestimmt. Sie konnten verändert werden - Frankreich 
verlor in der Frühen Neuzeit Flandern, das im Mittelalter dazu gehört hatte (bis 
1477 reichte es bis zur Scheide), und es gewann Lothringen und das Elsaß bis 
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an den Rhein. Aber der Kern besaß eine hohe Kontinuität: von der Ile de France 
bis zu den Pyrenäen. 

Die politische Herrschaft in diesem Staat lag beim König, der königlichen 
Verwaltung und dem Adel sowie bei der hohen Geistlichkeit. Der „dritte" 
Stand der Grundbesitzer in Stadt und Land war zwar für die Regierung des 
Landes unentbehrlich, aber bei der Repräsentation und den Patronagesy stemen 
benachteiligt. Sie drehten deshalb (in einem ziemlich komplizierten Prozeß, 
den ich hier grob vereinfache) die politischen Verhältnisse um, „revolutionier­
ten" sie und machten „Nation" zum Kampfruf für das Ziel, alles das in Besitz 
zu nehmen - die Verwaltung, das Militär, das Land, nicht zu vergessen die 
Güter von Adel und Kirche, vor allem aber: ihre „bürgerlichen" Rechte gegen 
die Privilegien des „regime féodal". 

Nation bezeichnete also ein komplexes System aus Ökonomie, Religion, 
Ideologie, Politik und Institutionen, vor allem aber Rechten, das der Dritte 
Stand in Besitz nahm. Zu dem Territorium dieser Nation gehörten eine ganze 
Reihe verschiedener Ethnien - Flamen im Norden, Bretonen im Westen, 
Basken im Süden, Deutsche im Osten. Es mochte sogar zweifelhaft sein, ob 
die Südfranzosen nicht eine eigene Ethnie mit einer eigenen Sprache bildeten. 
Aber das war in den ersten Jahren der Revolution keine wichtige Frage -
solange die Grundbesitzer in der Bretagne genauso die Privilegien von Kirche 
und König bekämpften wie die von Paris. 

Es änderte sich erst, als die Republik von den Randgebieten aus bedroht 
wurde; von Koblenz aus, wo sich die Emigranten versammelten, und vom 
Westen aus, wo die englische Flotte Aufstandsbewegungen wie der in der 
Vendée Rückhalt gab. Jetzt wurde die Sprache des Zentrums, die Sprache von 
Paris, zur Sprache der Republik, ja zur Sprache der Freiheit und der Vernunft, 
die jeder zu lernen hatte. Bretonisch wurdezur Sprache des Aberglaubens und 
Deutsch zur Sprache der Emigration.4 Frankreich wurde zum integrativen 
Nationalstaat, der den Minderheiten kein kulturelles Eigenleben zubilligte. 

Das „Heilige Römische Reich" 5 im Osten Frankreichs war dagegen weder 
ein einheidich erschlossener Wirtschaftsraum, noch hatte es deutsches Militär 
entwickelt. Das Reichskammergericht besaß geringe Zuständigkeiten und 
noch weniger Zwangsgewalten bei den Reichsständen, und die Expansion, die 
der Kaiser organisierte, fiel der Krone Ungarns zu, oder einem neugegründeten 
Königreich Galizien. Das Reich besaß auch keine verläßlichen Grenzen - im 
16. Jh. gab es Versuche zur Wiederherstellung der deutschen Herrschaft in 
Italien, dann gingen Elsaß und Lothringen verloren, Eidgenossenschaft und 
Niederlande machten sich selbständig. Trotz mancher Pamphlete war es eben 
kein Reich „deutscher Nation", und seine Teile fielen im Westen der franzö­
sischen Expansion anheim. Nach dem kurzen Versuch einer Mainzer Repu­
blik bedeutete die napoleonische Zeit die Ausbreitung nationaler französi-
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scher Herrschaft. Schließlich gehörte nicht nur Köln, sondern auch Hamburg 
zu einem französischen Departement. Und der Widerstand in Deutschland 
begriff sich nicht mehr als Widerstand einzelner Territorien, sondern als 
„deutsch". Die Forderung entstand, daß jede Sprachgemeinschaft, jeder 
Ethnos seinen eigenen Staat haben müsse. 

Die Komplexität des Begriffs Nation wurde damit - in Reaktion auf die 
französische Expansion - reduziert. Aus dem Bündel von Kriterien, das die 
französische Nation bestimmte, wurde eines herausgegriffen: die Sprache. Ein 
Kriterium übrigens, das in Frankreich auf die Dauer nicht als entscheidend 
angesehen wurde - niemand fordert die Annexion der Stadt Genf oder die 
Walloniens, nur weil dort französisch geredet wird. 

Mit der Vereinfachung, der Reduktion des Begriffs wurde er zugleich 
handhabbarer und veränderte seine Rolle als Instrument der politischen 
Auseinandersetzung. In Frankreich bedeutete er die Forderung nach der 
„bürgerlichen" Nation, nach Eroberung eines bestehenden Staatswesens. In 
Deutschland bedeutete die Forderung nach der einigen Nation die Schaffung 
eines neuen Staatswesens an der Stelle des Heiligen Römischen Reiches bzw. 
des Deutschen Bundes von 1815. Die Einheitsforderung bedeutete die 
Zerschlagung der bestehenden Staaten zwischen Hannover und Bayern, 
Baden und Österreich, mindestens ihre Zusammenfassung in einem Staat. Der 
Widerstand dieser bestehenden Staaten war naheliegenderweise groß, und ein 
Erfolg der nationalistischen Bewegung war erst möglich, als der zweitgrößte 
bestehende deutsche Staat Preußen sich mit ihr verbündete. 

Das Deutsche Reich von 1871 war einer der erfolgreichsten Staaten der 
neueren Geschichte.6 Nicht nur politisch, sondern auch ökonomisch - Deutsch­
land verdoppelte seine Bevölkerung, es vervielfachte seine Industrieproduktion, 
es wurde zur führenden Militärmacht des Kontinents und zur zweiten Industrie­
macht der Welt (nach den USA) . Das Reich umfaßte keineswegs alle Deut­
schen, sondern grenzte die Österreicher aus. Aber der Erfolg überdeckte 
diesen Geburtsfehler. Ökonomisch beruhte dieser Erfolg übrigens nicht 
zuletzt darauf, daß Deutschland mit einem hohen Zoll seine entstehende 
Industrie gegen die englische Konkurrenz schützte. 

Dieses wirtschaftliche Konzept einer nachholenden Industrialisierung 
hatte Friedrich List schon in den vierziger Jahren vertreten. Er hatte schon 
damals in Karl Marx einen erbitterten Gegner gefunden.7 Reduzierte die 
deutsche Nationalbewegung die Nation auf die Sprache, so reduzierte Marx 
die französische Revolution auf Sozialverfassung und Ökonomie. Die 
Nationalisten gingen von der Beobachtung aus, daß schriftliche Vermitdung 
von Informationen - Bücher, Vorschriften, Zeitschriften - einen immer 
größeren Teil der Kommunikation bestimmte; nicht selten waren es auch die 
Lehrer selbst, welche mit der Nationalbewegung auch ihre eigene Bedeutung 
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hervorhoben. Marx ging von der Beobachtung aus, daß die moderne Industrie 
immer größere Produktionsreihen hervorbrachte und infolgedessen immer 
umfangreichere Märkte benötigte. Die Bourgeoisie, so heißt es 1848 im 
Kommunistischen Manifest, schießt mit ihren billigen Waren alle Mauern 
zwischen den Nationen in Schutt und Asche. Und sobald die industrielle 
Produktionsweise sich überallhin ausgedehnt haben wird, werden alle natio­
nalen Besonderheiten einfach verschwinden. Der Nationalismus war - so 
Marx - ein bloßer Vorwand, eine Ideologie, welche die wahren Machtverhält­
nisse vertuschen und da eine Einheit vortäuschen sollte, wo es keine geben 
konnte - zwischen Kapital und Proletariat. 

Die beiden Varianten der Interpretation der Moderne - der Nationalismus 
des Kaiserreichs, der in der Weimarer Republik von den deutschen Nationalisten 
übernommen wurde, und der Internationalismus der Sozialisten - waren dem 
französischen Begriff von Nation beide fern. Man merkt das z.B. an den 
Interpretationen, die der französische Soziologe Marcel Maus 1920 für die 
Nation gab: „eine Gesellschaft, die materiell und moralisch integriert ist, mit 
einer stabilen Zentralmacht, dauerhaft mit festen Grenzen, und die eine 
relative moralische, mentale und kulturelle Eigenheit der Einwohner be­
sitzt..."8 Auf Sprache hebt diese Definition nicht ab, sondern auf Stabilität, 
Integration, relative Einheitlichkeit. Allerdings wird Sprache vorausgesetzt: 
Wer an dieser Integration teilhaben will , muß Französisch lernen. 

Der Marxismus ging davon aus, daß die Ausbreitung der industriell­
kapitalistischen Produktionsweise schon in der Periode des Kapitalismus die 
Differenzen zwischen den Nationen aufheben und daß diese Tendenz im 
Sozialismus noch verstärkt werden würde. Als entscheidende Front im Kampf 
um die Emanzipierung der Menschheit galt die Front der Klassen, konkret die 
zwischen Bourgeoisie und Proletariat. Ziel war 19179 die Weltrevolution, zu 
der man in Rußland einen Anfang machen wollte. 1 0 

Man kann weder Marx noch den Bolschewiki den Vorwurf machen, daß 
sie die Nation einfach übersehen hätten. Marx ging davon aus, daß jedes 
Proletariat selbstverständlich mit dem Kampf gegen seine eigene nationale 
Bourgeoisie beginnen werde. Und Stalin schrieb im Auftrag der Partei 1913 
über die nationale Frage, wobei er vier Kriterien für die Nation fesdegte: 
Sprache, Territorium, Wirtschaft, Kultur. 

Anders als die gleichzeitige Diskussion in der österreichischen Sozial­
demokratie, die vor allem von der Sprache ausging, aber durchaus ähnlich dem 
französischen Begriff, bestimmte Stalin also Nation nach mehreren Kriterien, 
eines davon das Territorium.11 

Die politisch entscheidende Frage nach der Oktoberrevolution war, ob 
man den Nationen das Recht der Selbständigkeit einschließlich der Los­
trennung und Bildung eines unabhängigen Staates zugestehen wolle. Die 
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Bolschewiki bekannten sich am 15. November 1917 explizit zu diesem Recht, 
und die RSFSR erkannte am 31. Dezember 1917 Finnland als unabhängig an. 
Die zugrundeliegende Vorstellung war allerdings, daß immer mehr Nationen 
zum Sozialismus übergehen würden und daß in Zukunft in einer über die 
Nationengrenzen hinweggreifenden Solidarität entschieden werden würde, 
wie man die Emanzipation der gesamten Menschheit vom Kapitalismus 
vorantreiben solle.1 2 

Die oppositionellen Bewegungen im zerfallenden Zarenreich waren zu 
einem sehr großen Teil sozialistisch. Lettland nördlich der Düna war das 
einzige Gebiet des Petersburger Imperiums, in dem die Bolschewiki in 
regulären Wahlen die Mehrheit der Stimmen erhalten haben.13 Nationale und 
sozialistische Bewegungen traten nicht notwendig als Feinde auf. Sobald in 
einer Nationalbewegung die Sozialisten die Oberhand erhielten, hielten die 
Kommunisten in Rußland es für richtig, ihnen „solidarische Hilfe" zu leisten. 
Auch darüber konnte kaum eine Diskussion bestehen, da umgekehrt die 
Westmächte - die gegen die Sowjetrepublik militärisch intervenierten - auch 
jeden konservativen nationalen Machthaber gegen den jeweiligen linken mit 
Waffen unterstützten, etwa in Finnland Mannerheim gegen Kuusinen oder in 
Polen Pilzudski gegen Dzierzinski: die Weißen gegen die Roten. 

In diesen Auseinandersetzungen entschieden bis 1921 militärische Siege 
Pilzudskis, Mannerheims und anderer über die Selbständigkeit Polens, Finn­
lands sowie der baltischen Republiken, entschieden aber auch die Siege der 
Bolschewiki in der Ukraine, in Weißrußland und schließlich in Georgien über 
deren Zusammengehörigkeit mit Moskau. 

Im Westen entstanden nationale und bürgerliche Demokratien, im Falle 
Polens eine multinationale Republik unter polnischer Ägide. Wie gingen die 
Bolschewiki mit der Nationalitätenfrage um? 

Stalin, als Nationalitätenkommissar mit der Sache betraut, schlug vor, alle 
Gebiete mit nichtrussischen Minderheiten als autonome Gebiete der Russi­
schen Sozialistischen Räterepublik einzugliedern. Lenin dagegen votierte 
dafür, einen Bundesstaat zu schaffen, in dem die Republiken wie die Ukraine 
und Weißrußland auf gleicher Ebene wie Rußland Mitglieder werden sollten. 
Lenin befürchtete, daß die Eingliederung dieser Republiken in die RSFSR 
einen großrussischen Nationalismus befördern würde. Er setzte sich mit 
seinem Plan durch, und 1922 wurde die „Union der Sozialistischen Sowjet­
republiken" gegründet. 1 4 

In dieser Union behielten die Republiken vor allem die Zuständigkeit für 
Volksbildung und Inneres, während Außenpolitik und Verteidigung zentrale 
Angelegenheiten waren. In diesen Republiken wurde in den zwanziger und 
dreißiger Jahren eine in der nationalen Frage liberale Bildungspolitik betrie­
ben -jede Nationalität erhielt Schulen in ihrer Sprache. Größere und national 
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geschlossen siedelnde Nationalitäten erhielten autonome Gebiete innerhalb 
der Republik, so etwa die Deutschen in der Wolgarepublik. Es gab, um bei der 
deutschen Minderheit zu bleiben, 1926 über 1200 deutsche Schulen in der 
UdSSR.15 Wenn man diesen Zustand mit Frankreich vergleicht, dann fällt die 
Differenz ins Auge - im Elsaß gab es 1926 keine einzige deutsche Schule. 

Die Liberalität der sowjetischen Schulpolitik ging davon aus, daß die 
wichtigen politischen und vor allem ökonomischen und sozialen Entscheidun­
gen nicht in einer demokratischen Öffentlichkeit diskutiert zu werden brauch­
ten - wozu man ja eine Sprache benötigte, die alle verstanden - , sondern daß 
die Partei bestimmte, was geschah. Innerhalb der Partei wurde diskutiert, und 
die Sprache dieser politischen Diskussion war russisch. Die Liberalität der 
Sprachenregelung entsprach also einer illiberalen politischen Struktur - der 
Herrschaft einer Partei, die zunehmend alle Öffentlichkeit ausschloß. Und 
diese illiberale politische Struktur entsprach einer weithin vorindustriellen 
Gesellschaft: So lange die Bauern im wesentlichen in ihren Dörfern lebten und 
wirtschafteten, so lange brauchten sie nur wenige Sprachkenntnisse, um mit 
Bauern anderer Dörfer oder auch mit Städtern in Austausch zu treten. 

Die wirtschaftliche und soziale Struktur veränderte sich in der Industria­
lisierungsperiode der Fünfjahrespläne. Die Sowjetunion verstädterte. Millio­
nen von Bauern zogen in die neuen industriellen Zentren - nach Zaporoze, 
nach Magnitogorsk, nach Vorkuta. Diese Menschen mußten miteinander 
kommunizieren, gleich ob der Hüttenwerker aus einem deutschen, einem 
ukrainischen oder einem tatarischen Dorf kam. Sie mußten sich zumindest 
soweit miteinander verständigen können, als sie die Betriebsanleitungen lesen 
können mußten. Der Bedarf an Kommunikation nahm also zu. Die kleinen 
Nationalitätenschulen verschwanden, und zwar zugunsten von Schulen in den 
Sprachen der jeweiligen Republik - in der Ukraine mußten die Rußlanddeut­
schen in den dreißiger Jahren Ukrainisch lernen; in der Wolgarepublik aber 
blieben die deutschen Schulen bestehen. Zugleich veränderte sich an der 
politischen Struktur einiges. Die KPdSU, die vor 1917 eine kleine Gruppe 
gewesen war, in der die Intellektuellen den Ton angaben (die ihren Marx oft 
in der Ursprache lasen), wurde nun zu einer Massenpartei, in der viele neue, 
nur kurz ausgebildete Ingenieure die Mehrheit bildeten. Russisch wurde als 
Sprache der Union gefördert, damit die Partei den zentralen Anordnungen -
die immer differenzierter wurden, weil Wirtschaft und Gesellschaft immer 
differenzierter wurden - überhaupt folgen konnte. 

Denn die politische Struktur der Diktatur wurde sogar noch gesteigert. Die 
Partei war nach wie vor zentralistisch organisiert, und gerade weil sie der 
zunehmenden Vielfalt nicht entsprechen konnte, kam es zu einer Verschär­
fung des Politikmonopols, zur Einmannherrschaft unter Stalin. Ihm fielen 
nacheinander alle Eliten zum Opfer, die in irgendeiner Weise diese Einmann-
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herrschaft hätten in Frage stellen können - die alten Eliten selbstverständlich, 
aber dann auch die ehemaligen Parteiführer der Revolutionszeit, die Militärs 
und ab 1934 die nationalen Parteiführungen in den Republiken. 

Die offizielle Ideologie der Sowjetunion war nach wie vor internationa­
listisch. Man sah die Welt als in zwei Lager geteilt: Sozialismus und Kapita­
lismus. Das sozialistische Lager war in der Sowjetunion staatlich organisiert. 
Die Kommunisten in aller Welt sollten die Sowjetunion, „das Vaterland der 
Werktätigen", als ihre Nation ansehen, und die Bürger der Sowjetunion sollten 
nicht einer Nation oder Nationalität, sondern eben der Sowjetunion ihre 
Gefühle und ihre Loyalität zuwenden. Die Unterschiede zwischen den Natio­
nen galten als bloß äußerlich: „sozialistisch im Inhalt, national in der Form" 
hieß die Parole. Der Terminus für die Gesamtideologie war Sowjet­
patriotismus.16 

Dieser Sowjetpatriotismus wurde im Zweiten Weltkrieg durch den deut­
schen Radikalnationalismus in Frage gestellt. Es gelang dem Dritten Reich für 
einen historischen Moment, die ethnischen und die staatlichen Grenzen der 
Deutschen fast zur Deckung zu bringen. Sieht man von Südtirol und Danzig 
ab, war dieses Ziel nach dem Münchner Abkommen 1938 erreicht. Aber die 
Einheit von Ethnos und Staat war gar nicht das wirkliche Ziel Deutschlands, 
dessen Regierung vielmehr die Ausweitung deutscher Herrschaft in Europa 
über sehr viele nichtdeutsche Nationen, die Vertreibung slawischer Völker 
(um Platz für Siedlungen zu schaffen) und die physische Ausrottung aller 
Kommunisten und Juden betrieb. 

Als Deutschland 1941 die Ukraine erobert hatte, glaubten viele nationali­
stische Ukrainer, daß sie nun einen antikommunistisch und antisemitisch 
strukturierten Nationalstaat mit der Hauptstadt Kiew würden errichten kön­
nen. Deutschland ließ das nicht zu, weil das langfristige Ziel darin bestand, die 
Ukraine zu einem deutschen Siedlungsraum und zu einer Kolonie zu machen; 
„unser Indien" meinte Hitler einmal zu Rußland.17 In welchem Ausmaß die 
Sowjetunion gefährdet gewesen wäre, wenn Deutschland eine Politik der 
Förderung der Nationen in Osteuropa betrieben hätte, wird vor allem an der 
Reaktion der sowjetischen Führung deutlich. Kleinere Völker, wie die 
Krimtataren und die Rußlanddeutschen, die der Kollaboration verdächtigt 
waren, wurden zwangsumgesiedelt; überall wurde das Russische gefördert, 
und in die Republiken wurden, sobald sie befreit waren, Kader aus dem 
Zentrum geschickt. Stalins Toast auf das große russische Volk bei der 
Siegesfeier kündigte einen großrussischen Unterton in den auf 1945 folgenden 
45 Jahren sowjetischer Vorherrschaft in Osteuropa an. Allerdings bildete das 
immer nur den Unterton. Die offizielle Ideologie blieb der Internationalismus 
der sozialistischen Bewegung. Dies hatte für den deutschen Fall besondere 
Folgen. 
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Schon während der Kriegszeit hatten die deutschen Kommunisten beim 
Aufbau der „antifaschistischen Bewegung" jene Wendung zu einem groß­
russischen Nationalismus, welche die russische Kriegspropaganda ab Winter 
1941/42 machte, nicht mitmachen können. 1 8 Wenn der Krieg einer zwischen 
Deutschen und Russen war, dann konnten die Propagandaabteilungen keine 
Überläufer aus der Wehrmacht gewinnen, weil die ja dann nationale Verräter 
gewesen wären. Je mehr die Nachkriegssituation auf eine Teilung Deutsch­
lands hinauslief, desto mehr konnten und mußten die deutschen Kommuni­
sten, wenn sie die S B Z zur D D R entwickeln wollten, auf diesen Internatio­
nalismus Bezug nehmen, also auf die Theorie der ,Zwei Lager'. Im Rahmen 
einer national strukturierten Welt bildete die D D R eine Anomalie - im 
Rahmen einer in zwei Lager aufgeteilten Welt war die D D R der Vorposten des 
„sozialistischen", des „Friedenslagers" oder wie auch immer man es nennen 
wollte. 

In der Realität von Kultur und Mentalitäten war die sozialistische Welt der 
sechziger und siebziger Jahre, so wie ich sie erlebt habe, zu einem großen 
Ausmaß national bestimmt. Kein Russe hat jemals im Gespräch die deutsche 
Teilung verteidigt, jeder war stolz auf russische Schriftsteller und Komponi­
sten, und jeder hatte auch ein bestimmtes Konzept von nationalem Charakter' 
- was man in diesen Jahren in der Bundesrepublik gar nicht zu hören bekam. 
Daß die Deutschen ordentlich und tüchtig, aber manchmal auch verbohrt 
waren - ein solches Stereotyp akzeptierte jeder Russe. Umgekehrt nahmen die 
Russen für sich in Anspruch, individualistischer zu sein als die Deutschen und 
ein größeres Herz, eine weitere Seele zu besitzen. Niemand in Moskau - wenn 
man die Differenz an einem Beispiel deutlich machen darf - hielt sich an die 
Verkehrsampeln, jeder lief bei Rot über die Straße, selbst wenn die Mi l i z in der 
Nähe war. Aber diesem russischen Individualismus (und insgeheim vielleicht 
Anarchismus) stand eine große Bürokratie gegenüber, in welcher die wirt­
schaftlichen und politischen Entscheidungen fielen. Die Familien lebten in 
ihren drei Zimmern, ohne daß auch nur ein Namensschild an der Tür verriet, 
wer in dieser Wohnung lebte. Wenn man aufgenommen wurde, kannte die 
Gastfreundschaft kaum Grenzen. Aber die Politik wurde im Kreml gemacht. 

In der D D R 1 9 war, soweit ich das beobachten konnte, eine solche Auftei­
lung zwischen Privatem und Öffentlichem nicht möglich. Dort brachten die 
Deutschen aus ihrer anderen Tradition heraus das Bedürfnis mit, daß Privates 
und Öffendiches stärker zusammenpassen mußten. Wenn ich's mit einem 
Beispiel verdeudichen darf: In der D D R gab es bürokratischen Sozialismus, 
aber außerdem hielten die Leute sich an die Verkehrsampeln. Oder mit einem 
Erlebnis in einem Restaurant auf dem Arbat: Ich war von Russen eingeladen, 
und wir genossen einen Abend ohne Politik. Aber auf einigen reservierten 
Tischen grüßten DDR-Fähnchen, und bald ertönte (zu einem gewissen 
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Schrecken der Russen) ein „Zicke-Zacke, Zicke-Zacke, Hoi-Hoi-Hoi" durch 
das vergnügte Restaurant. 

Die Bundesrepublik wurde nach 1945 weithin zu einer Nation nach 
westeuropäischem Muster. Sie akzeptierte feste Grenzen, integrierte sich 
materiell und moralisch, entwickelte eine relative Einheidichkeit der Menta­
lität. Die politischen Gegner näherten sich soweit an, daß ein Wechsel der 
Regierung nicht mehr als Katastrophe erschien; die Forderungen nach fernen 
Provinzen wurden abgebaut, indem die Vertriebenen integriert wurden.2 0 

Beim Zusammenbruch des Sozialismus konnte die Bundesrepublik deshalb 
dem ösdichen Teil Deutschlands ein massives Angebot zur Integration 
machen: zwar mit großen ökonomischen Problemen und der offenbaren 
Gefahr, zur inneren Peripherie zu werden21, aber doch politisch auf gleicher 
Ebene wie die westlichen Bundesländer. 

In Europa östlich des Bug - um Ostmitteleuropa hier beiseite zu lassen -
sind derart günstige Voraussetzungen nirgendwo gegeben. Eine Nation west­
lichen Zuschnitts ist, wie angeführt, durch ein Bündel miteinander verbunde­
ner, aber doch eigenständiger Eigenschaften definiert. Sprache und Ökonomie 
gehören dazu, aberreichen keineswegs allein als Definitionskriterien aus. Was 
die Ökonomie anbelangt: Die Beobachtung, die Marx im 19. Jh. machte, daß 
die Industrie sich ausbreite und die Produktionsgrößen immer weiter ausge­
weitet werden, womit Märkte vom Umfang von Nationen immer häufiger zu 
klein werden, war richtig. Die europäische Wirtschaftsgemeinschaft hat dieser 
Tendenz entsprochen, aber auch andere kontinentale Märkte 2 2 . Trotzdem 
haben Nationen für die Ökonomie noch Bedeutung, und auch umgekehrt -
wenn sich innerhalb einer Nation eine zu scharfe und dauerhafte Grenze der 
durchschnittlichen Einkommen herausbildet, entsteht die Gefahr einer Tei­
lung, wie zur Zeit in Italien. 

Aber die Nationalisten hatten auch Recht damit, daß die Sprache nicht nur 
bloße Form ist. Karl Deutsch, der die Wichtigkeit von Kommunikation für den 
demokratischen modernen Staat betont hat, hat einen richtigen Punkt heraus­
gearbeitet:23 Wie soll Demokratie funktionieren, wenn nicht eine gemeinsame 
Öffentlichkeit vorhanden ist, in welcher die politischen Alternativen durch­
diskutiert werden? Aber schon die Schweiz zeigt, daß es auch anders geht als 
mit einer Sprache für alle; man kann sich auf politische Verkehrssprachen 
einigen, ohne die anderssprachigen Kantone zur Anpassung zu zwingen. 
Außerdem haben im Zeitalter der Medien Übersetzungsprobleme an Bedeu­
tung verloren. Dabei wird aber auch deutlich, daß das Problem der Kontinuität 
sprachlicher Vielfalt mit der formellen Anerkennung nicht gelöst ist. Je kleiner 
der sprachliche Bereich einer Ethnie, desto geringer die Aufstiegsmöglichkeiten 
der Kinder - denn eine Firma oder eine Universität hat dann eben doch eine 
Verkehrssprache, und wer die nicht beherrscht, kann keine Karriere machen. 
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In der internationalen Wissenschaft bildet heute Englisch eine solche Verkehrs­
sprache, auch wenn in den einzelnen Universitäten und Verwaltungen regio­
nale Sprachen gelten. 

Obwohl Russisch die allgemeine Verwaltungssprache der Sowjetunion 
war, sind in Europa östlich des Bug überall nationale Eliten in den Verwaltun­
gen entstanden. In Zentralasien sind sie erst in sowjetischer Zeit begründet 
worden, in den westlichen Republiken konnten sie im unterschiedlichen 
Ausmaß an ältere nationale Eliten anknüpfen. Nach dem Zusammenbruch des 
Sozialismus haben diese Eliten überall die Führung der Republiken übernom­
men, die Teile der Union waren, also die Führung schon bestehender staatli­
cher und kultureller Insdtutionen. Durchweg haben die Eliten im Kampf für 
die nationale Unabhängigkeit versprochen, bessere Verhältnisse zu schaffen, 
als die Union bieten konnte - demokradschere, wohlhabendere, sicherere. 

Diese Ziele sind bisher selten erreicht worden. Im ökonomischen Bereich 
haben die neuen Eliten in einigen Fällen tatsächlich die nationalistische 
Vorstellung gehabt, man werde den Einfluß der Moskauer Zentrale auf 
Industrieunternehmen im eigenen Land abschaffen und diese Unternehmen in 
die eigene Regie überführen. Die möglichen Märkte entsprachen aber solchen 
Vorstellungen nicht. In Lettiand z.B. gibt es seit der vorrevolutionären Zeit 
eine Maschinenindustrie, die ihre Produktion an Rußland absetzte, und nach 
der Annexion Lettlands 1940 bzw. nach der Eroberung 1945 wurde diese 
Industrie ausgebaut. Wenn Lettland nicht Teil eines osteuropäischen 
Wirtschaftsraums wird, gibt es keinen Markt für diese Maschinenindustrie, 
denn auf dem Weltmarkt ist sie nicht konkurrenzfähig. Und auf den Welt­
märkten werden Unternehmen nicht national kontrolliert - weder kontrolliert 
die Bundesrepublik Mercedes-Benz noch die U S A General Motors. 

Im Bereich der politischen Verfassung zeigt sich, daß es nicht genügend 
Fachleute außerhalb der Kommunistischen Partei gab. Gewiß kann ein 
Musikprofessor wie in Litauen in einer Umbruchsituation einmal die Richtung 
angeben. Aber das politische Tagesgeschäft muß man gelernt haben. Politik 
ist in der modernen Welt ein Beruf, und es reicht nicht aus, sich voller 
Begeisterung kurz einmal hineinzustürzen. Von Jelzin zu Krawtschuk und von 
Brazauskas zu Nasirbajew haben sich in den Nationen östlich des Bug deshalb 
alte gelernte Kommunisten als politische Führer durchgesetzt, weil sie allein 
das „langsame Bohren harter Bretter", das Politik auch im Sozialismus war, 
gelernt haben. 

Im Bereich der Sicherheit fehlt vor allem die allgemeine Anerkennung 
stabiler Grenzen, jeweils auf beiden Seiten. Es ist für eine demokratische 
Gesellschaft von existentieller Bedeutung, eine stabile Grenze zu besitzen. 
Solange Grenzfragen offen sind, wird in der Diskussion nie die innere 
Struktur, sondern die äußere Grenze in Vordergrund stehen, und das wird 
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bedeuten, daß dem Militär eine zu hohe Aufmerksamkeit gewidmet wird -
nebenbei: daß auch zuviel Geld dafür aufgewendet wird. Eine stabile, aner­
kannte Grenze fällt aber nicht vom Himmel. Es gibt immer oder doch meist 
gute Gründe für beide Seiten, eine bestehende Grenze anzuzweifeln. Wenn 
man allein den Fall der Krim nimmt, welche zum Zankapfel zwischen Rußland 
und der Ukraine zu werden drohte und immer noch droht: Die Krim ist 
mehrheitlich russisch besiedelt, sie hat vor Chruschtschow nie zur Ukraine 
gehört - warum soll Rußland just diese kommunistische Entscheidung akzep­
tieren? Hauptsächlich um des lieben Friedens willen, und es spricht für die 
beiden alten Kommunisten Jelzin und Krawtschuk,. daß sie einen solchen 
Frieden suchen. Der setzt aber voraus, daß die Ukraine nicht versucht, die 
russische Minderheit zu ukrainisieren. 

Ein Blick auf die Karte der Ethnien, der Nationalitäten, 2 4 und die Karte der 
Verwaltungsgliederungen der alten UdSSR zeigt, daß die Probleme der 
nachholenden Nationsbildung in der heutigen Russischen Föderation nach 
wie vor in besonderem Maße aktuell sind. Einerseits gibt es viele regionale 
Eliten von Autonomen Republiken und lokalen Universitäten, die sich vom 
weit entfernten Moskau gegängelt fühlen und denen angesichts der allgemei­
nen Krise die Behauptung leicht fällt, daß sie es besser machen werden. 
Andererseits gibt es fast keine national geschlossenen Siedlungsräume. Das 
Siedlungsgebiet der Tataren z.B. zieht sich von Polen bis Sibirien hin und ist 
von großen Streifen russisch, baschkirisch oder z.B. tschuwaschisch besiedelten 
Landes unterbrochen. Tatsächlich wohnt von den über sechs Millionen 
Tataren in Rußland nur ein gutes Viertel in der Republik Tatarstan, und von 
der Bevölkerung dieser Republik stellen Tataren nur etwa die Hälfte. Würde 
eine tatarische Nationalbewegung die Einheit von Ethnos und Staat fordern, 
dann müßte sie ungeheure Umsiedlungsaktionen fordern, um die Russen aus 
dem Land zu treiben und die Tataren ins Land zu holen oder um andere 
Territorien für die Republik zu erobern. Das würde einen Krieg oder eine Serie 
von Kriegen bedeuten, und es würde jede Entwicklung zur Demokratie in 
näherer Zeit unmöglich machen. 

Es gibt in Tatarstan jedoch auch Russen, die für die Unabhängigkeit ihrer 
Republik eintreten.25 Sie argumentieren nicht zuletzt ökonomisch - auf den 
68.000 km 2 der Republik gibt es viel Erdöl und das größte Lkw-Werk der GUS. 
Auch Kasaner Russen meinen oft, in einem souveränen Staat würde es ihnen 
so gut gehen wie den Ölscheichs. Aber selbstverständlich kann das Lkw-Werk 
nur profitabel produzieren, wenn es seine Lastwagen auf dem gesamten 
russischen Markt absetzen kann, und das Erdöl kann man nur verkaufen, wenn 
es in Pipelines über russisches Land geführt wird. 

Zusammenfassend: Der Erfolg des Nationalstaates im Westen stellte 
Mittel- und Osteuropa vor das schwierige Problem des „Nachholens". Die 
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Nationen im Westen umfassen differenzierte Systeme - Sprache, Moral, 
Ökonomie, Politik, Kultur. Der nachholende Nationalismus rezipierte die 
Vielfalt oft in einer reduzierten Form, in der einzelne Kriterien zu stark betont 
wurden. Der deutsche Nationalismus des 19. Jhs. betonte die gemeinsame 
Sprache und forderte die Einheit von Ethnos und Staat. Durch eine solche 
Einheit wird zwar die Kommunikation als eine Voraussetzung von Demokra­
tie erleichtert, von den übrigen Problemen wird jedoch keines gelöst - weder 
entstehen dadurch demokratische Eliten, noch kulturelle Homogenität, noch 
außenpolitische Sicherheit, noch wirtschaftlicher Wohlstand. Die sozialisti­
sche Bewegung konnte die Probleme jedoch auch nicht dadurch lösen, daß sie 
Ökonomie und Klassenkampf betonte und die Sprache zur bloßen Form 
erklärte; auch deswegen nicht, weil sich hinter diesem plakativen Internatio­
nalismus seit dem Zweiten Weltkrieg nicht selten ein subkutaner russischer 
Nationalismus verbarg. Wenn also am Ende des 20. Jhs. deudich ist, daß der 
Internationalismus als Ordnungskonzept nicht ausreicht, dann ist zugleich 
deudich, daß es nichtumeinen Nationalismus im Sinn der unbedingten Einheit 
von Ethnos und Staat gehen kann. Der jahrhundertelange Prozeß der Assimi­
lation der Minderheiten, der nicht einmal in Frankreich zu einer völligen 
Auflösung dieser kulturell abweichenden Milieus geführt hat, und der in 
Rußland ja kaum begonnen hat, würde bei einer Übertragung dieses Modells 
einen kaum beendbaren Bürgerkrieg provozieren. 

Osteuropa muß also eigene Lösungen finden. Wenn aus der west­
europäischen Geschichte ein Modell gesucht werden soll, dann am ehesten das 
der Schweiz, wo eine große ethnische und religiöse Vielfalt durch große 
regionale Autonomien zu einer demokratischen Nation zusammengewachsen 
ist. 

Die Nationen sind nicht die einzig denkbaren, aber die erfolgreichsten 
Akteure im politischen Sektor des „Modemen Weltsystems"26. Das Scheitern 
des monopolsozialistischen Versuchs, ein Gegensystem aufzubauen, hat mit 
innerer Logik zu einer Übernahme der wesdichen Nationenstruktur im „Osten" 
geführt. Zwar hat die wirklich jahrhundertealte Diskussion über das Lernen 
vom überlegenen Nachbarn deutlich gemacht, daß Übernahmen im genauen 
Sinn unmöglich sind. Trotzdem ist es für die Zukunftschancen Osteuropas 
entscheidend, daß nicht ein Konzept von Nation in der Diskussion prägend 
wird, daß von Anfang an nur einen Ausschnitt von Nationsbildung erfaßt hat 
und das vor allem die Gefahr mit sich bringt, die Probleme der Region noch 
um ein weiteres zu vermehren. 

Der unterschiedliche Grad der Assimilation (oder Integration) alter Min ­
derheiten ist jedoch nur einer der Indikatoren für die verschiedene Stellung der 
Nationen im System, und auch aus dieser folgen abweichende Bedeutungen 
von „Nation". Deutschland brachte bei der Reichseinigung so viel an sozial-
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ökonomischen Kompetenzen mit, daß es danach insgesamt zu einem Zentrums­
land aufsteigen konnte - obgleich Norden und Osten bis zur Mitte des 19. Jhs. 
eher halbperipheren Charakter trugen und z.B. durch Export von Rohstoffen 
und Halbfertigwaren sowie durch Emigration von Arbeitskraft charakterisiert 
waren. Die alten ethnischen bzw. religiösen Minderheiten (Friesen, Sorben, 
Masuren, Juden) waren weithin assimiliert, nur an den neuen Grenzen 
(Schleswig, Posen, Lothringen) entwickelten sich starke, gegen Deutschland 
gerichtete Nationalbewegungen. Da Deutschland zu einem Zentrumsland 
aufstieg, wurden für wenig bezahlte Arbeiten nun auch neue ethnische 
Minderheiten ins Land geholt.27 

Östlich von Deutschland richteten sich die Nationsbildungen gegen über­
nationale „Imperien", in denen Assimilationsprozesse - auch wo sie gefördert 
worden waren - keine Durchschlagskraft besessen hatten. Da hier jene 
ethnische Vielfalt erhalten geblieben war, welche auch Westeuropa gekenn­
zeichnet hatte, bevor dort die vom modernen Staat geförderten Homogenisie­
rungsprozesse wirkten, gab es innerhalb der 1911-1918 entstandenen Natio­
nen große Minderheiten. Mit der Ausnahme Böhmens aber gehörten die neuen 
Nationen nach vielen Indikatoren - dem Grad akkumulierter Kompetenzen, 
der Produktivität je Arbeitskraft, dem Urbanisierungsgrad, der Außenhan­
delsstruktur-zur Halbperipherie. Sie blieben auch nach den Nationsbildungen 
halbperipher.28 Der Sozialismus nach 1917 bzw. 1945 hat daran nichts ändern 
können. 2 9 Man kann vielleicht darüber streiten, ob Nationsbildung eine 
Voraussetzung für den wirtschaftlichen Aufstieg ist, aber keinesfalls zieht sie 
diesen mit Notwendigkeit nach sich - wie ja schon ein Blick auf die Nationen 
Lateinamerikas zeigt.30 Ob die Nationen auf dem Territorium der ehemaligen 
UdSSReinem ökonomischen Aufstieg entgegengehen oder eher einer, Latein-
amerikanisierung' (wie einige fürchten), das ist letztlich ein Teil der klassi­
schen Frage danach, ob es eine (vielleicht sogar spontane) Diffusion des 
westlichen Wohlstandes gibt oder ob (auch wenn einige Lander auf- oder 
absteigen) die Hierarchie des Systems als solche stabil ist, weil sie zu seiner 
Struktur gehört. 3 1 

Auch ohne diese Frage hier diskutieren zu wollen (entscheiden wird man 
sie nicht können, da sie prognostische Fähigkeiten erfordert), wird man jedoch 
festhalten müssen, daß die Nationen zwar auf der Ebene des Internationalen 
Systems alle als Akteure auf derselben politischen Ebene agieren, daß sie aber 
nicht nur sehr verschiedenen Potentiale einbringen, sondern auch außeror-
dendich unterschiedliche historische Prägungen. Das gilt selbst innerhalb 
Europas. England, Frankreich und die Niederlande sind noch heute bestimmt 
durch zwar vergangene, aber nachwirkende wirtschaftliche, politische und 
kulturelle Führungsrollen in der Welt. Deutschland ist als Nation geprägt 
durch den wirtschafdichen und wissenschaftlichen Aufstieg des 19. Jhs., aber 
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auch durch das Scheitern der Versuche, eine Führungsrolle in der Welt zu 
übernehmen - und durch die moralischen Zusammenbrüche, welche den 
zweiten dieser Versuche begleitet haben. Die Nationen Ostmitteleuropas 
können (bisher) weder wirtschaftlichen Aufschwung noch irgendwelche 
Führungsrollen mit ihrer Nationsbildung verbinden. Rußland forcierte eine 
(vermeintliche) politische und ideologische Führungsrolle, ohne einen wirt­
schaftlichen Aufschwung zu erleben. 

Vielleicht ist ein Aperçu erlaubt: Östlich des Rheins erfuhr keine Nation 
den Glanz einer „belle époque" - östlich der Elbe keine auch nur die 
Bequemlichkeiten eine „Wirtschaftswunders". 
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Universalgeschichte an der Schwel­
le der Zeiten. Karl-Lamprecht-
Vortrag 1993 

A m 29. Oktober 1993 hielt Frau Dr. 
Elfriede Üner (München) den alljähr­
lich im Herbst anstehenden Karl-
Lamprecht-Vortrag,.den sie unter das 
Thema „Universalgeschichte an der 
Schwelle der Zeiten" stellte.1 Damit 
waren vor allem Fragen der Leipziger 
Wissenschaftsentwicklung seit Karl 
Lamprecht avisiert, die die Referentin 
in einem disziplinübergreifenden Ho­
rizont erörterte. Insbesondere galten 
die Darlegungen der Fragestellung, 
ob es möglich sei, im wissenschafts­
geschichtlichen Sinn von einer Leip­
ziger Schule über rund ein Jahrhun­
dert hinweg zu sprechen. An Zeit­
bezug mangelte es dem Vortrag nicht. 
Denn wie nachdrücklich sichtbar ge­
macht werden konnte, sind histori­
sche Umbruchsituationen auch im­
mer Zeiten wissenschafdicher Stand-
ortbestimmungen. 

Diese Einsicht läßt sich bereits am 
sogenannten „Posiüvistenkränzchen" 
gewinnen, jener fast schon legendären 
Runde, die in bewegter Diskussion im 
messestädtischen „Café Hannes" aus­
gangs des 19. Jhs. intensiv den Ver­
such einer Synthese der Geistes- und 
der Naturwissenschaften erörterte. 
Wiewohl es sich dabei gewiß nicht 
um eine wissenschafdiche Schule­
bildung im heutigen Verständnis ge­
handelt habe, würdigte die Vortra­

gende anhand von Einzelbeob­
achtungen den Charakter das Vorha­
bens der Gelehrten als ungewöhnlich, 
ja revolutionär in damaliger Zeit. 

Die hierbei auch entwickelte Leip­
ziger Konzeption der Universal- und 
Kulturgeschichte stand freilich ange­
sichts andernorts stattfindender Wis­
senschaftsentwicklungen bald unter 
einem ungünstigen Stem. Die Erschüt­
terungen des Ersten Weltkrieges und 
der Tod Karl Lamprechts bedeuteten 
zusätzliche tiefe Einschnitte in das 
wissenschaftliche Leben in Leipzig 
und insonderheit an der Leipziger 
Universität. 

Auf der Suche nach neuen Orien­
tierungspunkten in der Gesellschaft 
erwuchsen namentlich der Soziolo­
gie hohe Erwartungen. Vor diesem 
Hintergrund skizzierte Üner insbe­
sondere die Genese, das schließliche 
Konzept sowie die zentralen Arbeiten 
Hans Freyers, der seit 1933 auch als 
Direktor des von Lamprecht 1909 
gegründeten „Instituts für Kultur- und 
Universalgeschichte" sein Programm 
der Soziologie als Wirklichkeitswis­
senschaft weiter auszufüllen bestrebt 
war. Kenntnisreich ging die Referen­
tin auf die zuletzt wieder lebhafter 
erörterten Fragen ein, inwieweit und 
verkörpert durch welche Persönlich­
keiten von hier wissenschaftliche 
Stränge in die spätere Bundesrepu­
blik weisen. 

Mit dem Ende des Zweiten Welt­
krieges erwuchs neuerlich das Be-
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dürfnis nach wissenschaftlicher Ver­
arbeitung des vergangenen Gesche­
hens und zugleich nach Orientierung 
in einer nunmehrigen Nachkriegs­
gegenwart. 

Während etwa Hans Freyer nach 
einem zunächst noch mehrjährigen 
Verbleib in der Messestadt später in 
die Bundesrepublik übersiedelte, ver­
sammelte sich in den fünfziger Jahren 
an der Universität dieser Stadt noch 
einmal eine illustre Schar von Wis­
senschaftlern, die abermals zu fach-
und disziplinübergreifendem Diskurs 
zusammenfand. Einprägsam traten im 
Vortrag in vergleichender Perspekti­
ve sowohl die Verbindungslinien zur 
Leipziger wissenschaftsgeschicht­
lichen Tradition wie die Beziehungen 
zum zeitgenössischen Diskurs der 
damaligen Bundesrepublik hervor. 

Das sich dabei an der Alma mater 
lipsiensis herauskristallisierende 
eigenständige geistige Klima beför­
derte auch die Überlegungen und 
Konzepte universalgeschichtlichen 
Vorgehens. Untrennbar sind neben 
Walter Markov, der bald zum Haupt 
einer diesem Gedanken verpflichteten 
Schule heranwuchs, und seinen Mit­
arbeitern etwa die Namen Emst Bloch, 
Hans Mayer oder Werner Krauss mit 
diesem Abschnitt Leipziger univer-
salgeschichdicher Sicht verbunden. 
Auch in den später unter Verantwor­
tung von Manfred Kossok weiterge­
führten Arbeiten war, so resümierte 
Elfriede Üner mit zahlreichen detail­
lierten Anmerkungen und Überlegun-
gen, der schon Lamprecht um­
treibende Gedanke des Universel­

len in der Geschichte in zeitgenös­
sischem Gewand unverkennbar auf­
gehoben. In einem gedankenreichen 
Panorama beschrieb sie schließlich 
die Stärken der hier verfolgten Kon­
zeption, ebenso bezog sie dem inne­
wohnende oder sich erst im Laufe der 
Zeit offenbarende Schwächen und 
Probleme im Umgang mit Universal-
und Kulturgeschichte in die Betrach­
tung ein. 

Angesichts des neuerlichen welt­
geschichtlichen Umbruchs seit 1989 
liege nahe, an diese unverändert kost­
bare, weil nicht zuletzt unverändert 
national wie international ausstrah­
lende Leipziger Wissenschaftstra­
dition anzuknüpfen. Frau Üner schloß 
den Vortrag mit einem engagierten 
Plädoyer für die Beschäftigung und 
Weiterführung mit diesem Strang 
Leipziger wissenschaftshistorischer 
Tradition und warb für ein ebenso 
mutiges wie großzügiges Programm 
der Durchführung dieser Forschun­
gen. 

Gerald Diesener 

1 Die Druckfassung des Vortrages ist gegen 
eine Schutzgebühr von DM 4 - zu beziehen 
bei: 
Karl Lamprecht Gesellschaft, c/o Dr. Gerald 
Diesener, Christoph-Probst-Str. 3, 04159 
Leipzig. 

123 



Mitteilungen und Berichte 

Jahreshauptversammlung der 
Karl-Lamprecht-Gesellschaft 
Leipzig 1993 

A m 29. Oktober 1993 fand in Leipzig 
die dritte Jahreshauptversammlung 
der Karl-Lamprecht-Gesellschaft 
statt. 

Den Bericht des Vorstandes hielt 
der Vorsitzende des Vereins, Herr 
Gerald Diesener. Er konzentrierte sich 
zum einen auf die geleistete Arbeit 
seit der zurückliegenden Jahres­
hauptversammlung im Oktober 1992; 
zum anderen schlössen mehrere Ge­
sichtspunkte auch die Bilanz über die 
mit diesem Tag zu Ende gehende 
gesamte Wahlperiode (Oktober 1991 
bis Oktober 1993) ein. 

Eingangs hob der Bericht hervor, 
daß das im Statut festgelegte Haupt­
ziel des Vereins, die von Karl Lamp­
recht an der Leipziger Universität 
begründete interdisziplinäre verglei­
chende historische Forschung und 
Lehre zielgerichtet weiterhin zu be­
treiben und alle in diese Richtung 
weisenden Aktivitäten nach Kräften 
zu fördern, insgesamt mit einer rei­
chen Palette von wissenschaftlichen 
Veranstaltungen - vornehmlich Ta­
gungen und Vorträge - für den zur 
Rechenschaft anstehenden Zeitraum 
verwirklicht worden ist. Das regel­
mäßige Erscheinen der Zeitschrift 
„Comparativ" vertiefe diese gute B i ­
lanz. Dieses erfreuliche Ergebnis kön­
ne mit umso größerer Wertschätzung 
versehen werden, als sich die Inten­
tionen der Vereinsgründer, ihre Vor­
haben in enger Verbindung mit der 

Leipziger Uni versität und namendich 
ihrem Historischen Seminar zu ver­
wirklichen, nicht erfüllt haben. 

Als wichtigste Folgerung aus der 
eingetretenen Situation entspringe für 
die nächste Arbeitsetappe der Wille 
der Vereinsmitglieder, nunmehr ge­
stützt auf die eigene Kraft im Jahre 
1994 das Institut für Universal- und 
Kulturgeschichte wiederzugründen. 
Hierzu entwickelte der Bericht kon­
zeptionelle Überlegungen und prakti­
sche Vorschläge, zugleich bestimmte 
er die Beziehungen zwischen dem 
Verein und dem zukünftigen Institut. 

Im weiteren Verlauf informierte 
der Vorsitzende über den Stand des 
Ausbaus der Karl-Lamprecht-Biblio­
thek. Für das Jahr 1994 sei die Einfüh­
rung fester Lesezeiten im Leseraum 
Schirmerstraße 1 vorgesehen. Die 
materielle Grundlage hierfür ist vor 
allem durch eine Übertragung von 
organisatorischen Aufgaben an Kurt 
Holzapfel im Rahmen der Aktion 
„Sachsen 55" geschaffen worden. Der 
Vorstand strebe an, für das erste Halb­
jahr 1994 eine analoge Regelung wie 
im zweiten Halbjahr 1993 zu erzie­
len. Jeweils zum Halbjahr sind in 
dieser Sache durch den Vorstand 
Folgeanträge an die Stadt Leipzig zu 
richten. Zielstellung ist zudem, noch 
1994 auf gleiche Weise einen weite­
ren Betreuer für den Buch- und 
Zeitschriftenbestand der Gesellschaft 
zu verpflichten. 

Für die kommenden zwei Jahre 
schlug der Vorstand als Folgerung 
aus den gewachsenen Aufgaben der 
Gesellschaft eine Neuregelung der 
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Mitgliedsbeiträge vor. Im Zuge der 
Erweiterung des Erscheinungsrhyth­
mus - anstelle von vier Heften pro 
Jahr treten seit 1993 sechs Ausgaben 
von „Comparad v" - und einem Preis­
anstieg auch pro Heft sei eine partielle 
Übernahme der entstehenden Mehr­
kosten auch durch die Mitglieder un­
erläßlich. Damit kann das disziplinar 
deudich erweiterte Angebot der Zeit­
schrift weiter ausgebaut werden. Es 
wurde folgendes Modell für die 
Beitragsregelung zur Diskussion 
geteilt: 
- beibehalten wird ein ermäßigter 

Jahresbeitrag (für Studenten, Ar­
beitslose bzw. andere Ermäßi­
gungsberechtigte) von D M 40,00 

- der Beitrag für alle anderen Mit­
glieder wird auf D M 75,00 bis 
D M 100,00 festgeschrieben. Hier 
legen alle in Frage kommenden 
Mitglieder im Zuge des genann­
ten Spielraumes selbst fest, wel­
chen Beitrag sie zahlen möchten. 

Angesichts der Tatsache, daß ein 
Großteil der Vereinsarbeit nur dank 
des Enthusiasmus seiner Mitglieder, 
der auch den Einsatz teilweise nicht 
geringerprivaterGeldereinschloßund 
noch immer erfordert, verwirklicht 
werden kann, bittet der Vorstand noch 
einmal alle Mitglieder um Spenden. 
Der Spendenaufruf im Herbst 1992 
habe eine sehr gute Resonanz erfah­
ren, insgesamt konnten mehr als D M 
10.000,00 entgegengenommen wer­
den. Die Verwendung dieses Geldes, 
die im Bericht der Kassenprüferin 
ausführlich dargelegt werde, habe er­

möglicht, die Arbeitsräume in der 
Schirmerstraße 1 für die Nutzung zu 
Vereinsbelangen vorzubereiten und 
einen Teil der anfallenden laufenden 
Unterhaltskosten des Büros am ge­
nannten Ort zu sichern. 

Femer informierte der Bericht über 
die erfolgte Aufnahme der Karl-
Lamprecht-Gesellschaft im Februar 
1993 in die Arbeitsgemeinschaft 
außeruniversitärer historischer For­
schungseinrichtungen Deutschlands, 
die ihren Sitz in München hat. 

Einen Bericht zur Finanzsituation 
des Vereins erstattete Frau Monika 
Gibas. Sie verwies anhand einer de­
taillierten Übersicht darauf, daß sämt­
liche Mitgliedsbeiträge und weiteren 
Finanzmittel ordnungsgemäß regi­
striert und sachbezogen eingesetzt 
worden seien. Zugleich informierte 
sie über den Eingang und den Einsatz 
eingezahlter Spenden der Jahre 1992 
und 1993. Eine bestätigende Stellung­
nahme zweier bestellter Kassenprü­
fer lag der Jahreshauptversammlung 
schrifdich vor. 

In der folgenden Diskussion äu­
ßerten sich die anwesenden Mitglie­
der insgesamt zustimmend zu beiden 
Berichten. Während der Debatte wur­
de Einvernehmen darüber erzielt, daß 
die vom Vorstand vorgeschlagene 
Mitgliederbeitragsregelung ab 1. Ja­
nuar 1994 zur Anwendung kommen 
soll. 

Mit dem Ende der Diskussion 
wurde der bis hierhin verantwortliche 
Vorstand von seiner Tätigkeit enda­
stet. 

Hiemach trat die Jahreshauptver-
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Sammlung in die Neuwahl des Vor­
standes ein. Folgende Damen und 
Herren werden gemäß der Satzung 
für zwei Jahre den Vorstand der Ge­
sellschaft bilden: Vorsitzender: Herr 
Gerald Diesener, Stell vertreterin: Frau 
Katharina Middel l , Finanzbeauf­
tragte: Frau Monika Gibas. 

Als Kassenprüferinnen erhielten 
Frau Irene Markov und Frau Irmgard 
Kossok das Vertrauen der Anwesen­
den. 

Im Anschluß an die Jahres­
hauptversammlung stellte Herr Tho­
mas Grimm (Berlin) einen Dokumen­
tarfilm über Walter Markov vor. Im 
Rahmen einer Diskussion trug er zu­

dem einige Abschnitte aus seinem letz­
ten Buch vor, das Interviews mit Per­
sönlichkeiten der D D R enthält. Auch 
hierin befinden sich Ausschnitte aus 
einem Gespräch, das der Autor mit 
dem Ehrenvorsitzenden unserer Ge­
sellschaft im Juni 1993 geführt hatte. 

Der von Frau Elfriede Üner^ (Mün­
chen) unter dem Titel „Universal­
geschichte an der Schwelle der Zei­
ten" gehaltene Karl-Lamprecht-Vor­
trag 1993 rundete das Programm der 
Gesellschaft an diesem Tag ab. Die 
Publikation des Vortrages ist wie ge­
wohnt für das Frühjahr 1994 vorgese­
hen. 

Gerald Diesener 
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Lexikon Alte Kulturen. Dritter 
Band N - Zz. Hrsg. und bearbeitet 
\onHellmut Brunner... undMeyers 
Lexikonredaktion Mannheim, 
Meyers Lexikonverlag, Leipzig, 
Wien, Zürich 1993,701 S. 

Pünkdich zu Beginn des Jahres 1994 
lag der mit Interesse erwartete dritte 
Band vor. Wie schon in den ersten 
beiden Bänden (vgl. COMPARATIV 
1993, H. 4, S. 170) liegt auch in 
diesem der Schwerpunkt in der Dar­
stellung der kulturellen, politischen 
und geistigen Traditionen sowohl der 
europäischen als auch der außer­
europäischen Kulturen. 

Der sozial-und wirtschaftsge­
schichtlich interessierte Leser findet 
im dritten Band zahlreiche Stichwör­
ter, die seine Neugier wecken. Die 
Autoren solcher Artikel beschreiben 
meist sorgfältig die Entstehung und 
den Höhepunkt einer sozial- oder 
wirtschaftsgeschichtlichen Erschei­
nung, vernachlässigen jedoch ihren 
weiteren Entwicklungsweg. So wird 
im Stichwort Oppidum die Darstel­
lung auf altitalische Anlagen und 
keltische Siedlungen bis hin zur 
augusteischen Zeit begrenzt. Im Ver­
lauf der römischen Kaiserzeit wurde 
jedoch diese Bezeichnung synonym 
mit civitas und municipium ; auch gro­
ße Bischofstädte wie Lyon konnten 
oppidum genannt werden. Der Be­
griff Optimalen erfährt eine Erwei­
terung und kennzeichnet in der Kai­
serzeit allgemein die Adligen. Das 

Lemma ordo erfaßt nicht nur den 
Stand und die soziale Klasse, sondern 
bedeutet in der Spätantike außerdem 
mehr und mehr die allgemeine Ord­
nung schlechthin, Weltordnung, Ein­
ordnung, Lebensweise. 

Bei der Schilderung des Paläo-
lithikums wird im Zusammenhang 
mit dem homo erectus der Fundort 
Bilzingsleben im Kreis Artern nicht 
erwähnt, obwohl er im ersten Band 
eingehend beschrieben wurde. Im 
Stichwort Patronat hätte wohl auch 
noch ein Satz über das Kirchliche 
Patronat der späten Kaiserzeit Platz 
finden können. 

Die im Band dargestellte römi­
sche Geschichte regt zur Diskussion 
an. Der Zusammenschluß von Lati­
nern und Sabinem zum Septimontium 
wird nicht genannt; dabei lag es nahe, 
das Auftreten der Fossagräber in der 
ursprünglich nur latinischen Begräb­
nisstätte der Pozzogräber am Rande 
des Forum Romanum etwa im 7. Jh. 
v.u.Z. das Ergebnis eines neuen ver­
traglichen Zustandes zu sehen, der 
schon in voretruskischer Zeit die 
latinischen und sabinischen Siedler 
einte. Die Kurienordnung wider­
spiegelt die älteste römische Wehr­
verfassung. Die 30 Kurien gliederten 
sich in 30 Zehnerschaften (Dekurien), 
in denen die Geschlechter (gentes) 
enthalten waren, aber niemals war die 
Tribus (Tausendschaft) mit 100 Ge­
schlechtem deckungsgleich. 

Die Vorstellung vom spätantiken 
„Zwangsstaat" des Dominats ist nach 
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neueren Forschungen wohl nicht auf­
rechtzuerhalten. Die soziale Mobilität 
war beispielsweise weiter verbreitet, 
als früher angenommen wurde. 

Sodales waren ursprünglich ge­
wiß die Mitglieder einer Priesterschaft 
in Rom; in der späten Kaiserzeit wer­
den so aber auch Kriegskameraden, 
Gefährten, Angehörige einer Gefolg­
schaft, Freunde bezeichnet. 

Im Artikel über die Sonne vermißt 
man einen Hinweis auf die Rolle des 
Sonnengottes in der sozialen Utopie 
der Antike, zu der es auch kein eige­
nes Stichwort gibt. 

Im Tolosanischen Reich der West­
goten verblieb ihnen die südgallische 
Landschaft Septimanien auch nach 
dem fränkischen Sieg von 507. 

Immer wieder geistert noch durch 
die Literatur die Annahme, die drei 
ursprünglichen Tribus der Ramnes, 
Tities und Luceres in Rom wären 
gentilizische Verbände gewesen. 
Schon der etruskische Ursprung ihrer 
Namen zeigt, daß sie frühestens in das 
6. Jh. v.u.Z. gehören, nicht organisch 
gentilizisch gewachsen und daher 
nicht den griechischen Phylen ver­
gleichbar sind. 

Der christlichen Urgemeinde in 
Jerusalem stand zunächst neben Petrus 
und Johannes nicht Jakobus der 
Herrenbruder, sondern Jakobus der 
Ältere, auch der Zebedaide genannt, 
vor. 

Im gut lesbaren und ansprechen­
den Artikel über die Sklaverei wird 
nicht erwähnt, daß sie nur dort entste­
hen und sich entfalten konnte, wo es 
privaten Grundbesitz gab, wo kleine 

Warenproduktion und Markt entwik-
kelt waren und wo ein ständiges Be­
dürfnis nach zusätzlichen Arbeitskräf­
ten bestand, die man meist in eigenen 
Gemeinwesen nicht bekommen konn­
te. 

Nicht ganz verständlich ist das 
Verfahren, wonach biographische 
Artikel bedeutender Altertums wissen­
schaftler in das Lexikon Eingang fin­
den konnten. Man vermißt solche 
Lemmata z.B. über den Orientalisten 
Brockelmann, den Ideologen Weller, 
den Religionshistoriker Eißfeldt, den 
Papyrologen Schubart, die Altphilo­
logen Dornseiff, Stroux und Zucker, 
den Althistoriker Hohl, um die be­
kanntesten aus der ehemaligen D D R 
zu nennen. 

Die kritischen Bemerkungen des 
advocatus diaboli wollen die insge­
samt großartige Leistung, die auch 
der dritte Band repräsentiert, nicht 
hintansetzen. Er bietet eine umfas­
senden Gesamtschau über einzelne 
Kulturen, die nicht nur in Einzel­
betrachtungen verfolgt werden. 

Rigobert Günther 
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Pascal Dibie, Wie man sich bettet 
Von Bärenfellen, Prunkgemächern, 
Lasterhöhlen und Lotterbetten 
(Aus dem Französischen von 
Brunhild Seeler), Deutscher Ta­
schenbuch Verlag, München 1993, 
366 S. 

Nachdem sich der Autor u.a. über die 
Wiederentdeckung des Dorfes und 
über Tafelfreuden zun Wort gemel­
det hat, liegt nunmehr in ungekürzter 
deutscher Übersetzung eine amüsan­
te, mit Esprit geschriebene Reise durch 
die Schlafstätten aller Zeiten und 
Kulturen vor, von der steinzeitlichen 
Schlafhöhle bis zum New-Age-Futon. 
Der an der Universität Paris Ethno­
logie lehrende Pascal Dibie gliedert 
seine anschauliche Kulturgeschichte 
des Schlafzimmers in einen „vertika­
len" Teil, der die historische Entwick­
lung des Schlafgemachs nachzeichnet, 
und einen „horizontalen" interkultu­
rellen Vergleich rund um den Erdball, 
wie unterschiedlich sich die Men­
schen auch im 20. Jh. noch betten. 
Dabei geht es nie „um das Bett und 
den Schlafraum allein. Werte, Sitten, 
Gebräuche und Riten, Familie, Se­
xualität, die Einstellungen zu Liebe, 
Geburt und Tod, der Gegensatz zwi­
schen Schamgefühl und Repräsenta­
tionsbedürfnis - all dies findet seinen 
Niederschlag im und ums Bett". Auch 
scheinbare Nebensächlichkeiten wie 
Nachttopf oder -stuhl, Fenster und 
Fensterläden, Kamin und Ofen in 
Schlafzimmern finden - wenn auch 
nur schlaglichtartig-Beachtung. Kein 
Thema scheint tabu, und so erfährt 

der interessierte und amüsierte Leser 
- wenn auch leider immer nur in recht 
kurzen Abschnitten - ebenso etwas 
über Lust und Impotenz, Heirat und 
Ehe, die Stellung der Frau in Gesell­
schaft und Familie, wie über „afrika­
nische Nächte" und „Schlaf im Pack­
eis". 

So wird das Bett zum wahren Spie­
gel der jeweiligen Gesellschaft und 
Dibies Büchlein zu einer kurzen 
Kulturgeschichte der Menschheit, das 
Appetit macht auf intensivere Be­
schäftigung mit kulturgeschichdichen 
Themen, die es durchaus lohnen, wie­
der mehr wissenschaftliche Hin­
wendung zu erfahren. 

Editha Kroß 

Paul Faure: Magie der Düfte. Eine 
Kulturgeschichte der Wohlge­
rüche. Von den Pharaonen zu den 
Römern. Aus dem Französischen 
von Barbara Brumm, Deutscher 
Taschenbuchverlag, München 
1993,351 S. 

Es ist ein Sachbuch für den sehr an­
spruchsvollen Leser, ein Nachschla­
gewerk über die Kulturgeschichte der 
Düfte im Altertum, die in einigen 
Kulturen ursprünglich auch mit der 
Magie im Zusammenhang standen. 
Wer es sich leisten konnte, ließ sich in 
den alten Hochkulturen von Salbei, 
Balsam, Weihrauch und anderen 
wohlriechenden Essenzen verführen 
und verzaubern. 
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Die Darstellung beginnt bei den 
Ägyptern, führt weiter in das Reich 
König Salomons und in die Hängen­
den Gärten Babylons, um sich dann 
über Kreta und Mykene den andken 
Griechen und Römern zuzuwenden. 
Öle und Parfüme verwendete man 
reichlich und bewahrte sie in kunst­
vollen Gefäßen auf. Aromata wurden 
gemischt, und aus Assyrien sind Re­
zepte zur Herstellung duftender Sal­
ben und Wasser bekannt. Für die an­
tiken griechischen und römischen 
Frauen wohlhabender Schichten und 
führender Stände wurde der Gebrauch 
von aromatischen Kosmetika zum 
Statussymbol. Natürlich lästerten in 
Rom auch böse Zungen, ob sich eine 
in solcher Parfümwolke befindliche 
Dame so für ihren Gatten oder für 
ihren Liebhaber zurechtmachte. 

Übrigens schmierten sich auch die 
Burgunder ranzige stinkige Butter in 
die Haare, wie der gallo-römische 
Dichter Sidonius Apollinaris in sei­
nem „Carmen XI" mit Verdruß her­
vorhob. 

Es gelingt dem Autor, die Vorstel­
lung der Leser zu erregen, wie wohl 
die Antike „gerochen" haben mag, 
denn „Düfte waren und sind Kom­
munikations- und Verständigungs­
mittel der Menschen untereinander 
und mit dem Jenseits" (S. 278). 

Rigobert Günther 

Francia. Forschungen zur west­
europäischen Geschichte. Hrsg. 
vom Deutschen Historischen Insti­
tut Paris (Institut Historique 
Allemand), Bd. 19/2 (1992): Frühe 
Neuzeit-Revolution-Empire 1500-
1815, Jan Thorbecke Verlag, 
Sigmaringen 1993,375 S. 

Im ersten Abschnitt beschäftigen sich 
fünf Aufsätze mit spezifischen The­
men aus 300 Jahren französischer 
Geschichte. Gegenstand der Studie 
von A. Cremer (Religiosität und 
Repräsentation. Zum Tod der hohen 
Pariser Magistrate: zweite Hälfte 16. 
und frühes 17. Jh.) ist die soziale 
Gruppe der, robins" mit ihrer Zwitter­
position, staatstragende Kräfte zu sein, 
dem Dritten Stand zu entstammen 
und ihm doch trotz sozialem Aufstieg 
weiter anzugehören. Ihre Riten des 
Todes ( seine „Inszenierung") erfüll­
ten eine Doppelfunktion: Erleichte­
rung des Unausweichlichen durch die 
Reguliemng von Angst und Panik 
und die Schaffung technischer Ga­
rantien mit Hilfe juristischer Dis­
positionen, um nach dem Tod das 
soziale und politische Kapital in die 
gewünschten Bahnen zu lenken. Aus­
führlich geht C. auf die Quellenlage 
für derartige Untersuchungen ein: auf 
Testamente, die mehr aussagen über 
Religiosität und erbrechtliche Verfü­
gungen als Ehekontrakte mit ihrem 
geringen Spielraum, und auf Grab­
legung und -gestaltung; Quellen also 
(vornehmlich letztere), die die wäh­
rend der Pariser Kommune verbrann-
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ten Kirchenbücher und die in der Re­
gel dürftigen Aussagen der Memoi­
ren kompensieren (müssen). Haupt­
quelle bleibt das Testament, das die 
Religiosität und ihre Genese, das 
Gedankengut und stattgehabten 
Sinneswandel der robins verdeudicht. 
Interessant wie aufschlußreich ist u.a. 
die Erkenntnis, nach der nicht die 
Revolution der Franzosen für das 
Verschwinden vieler Grabstätten die­
ser Magistrate verantwortlich sei (S. 
14), sondern sie selbst hatten Sorge 
getragen, daß nach erfolgtem sozia­
len Aufstieg sich ihre „Ahnengalerie" 
nicht etwa in obskuren Niederungen 
des Dritten Standes verlöre. 

Während J. Black (From Alliance 
to Confrontation: Anglo-French 
Relations 1731-1740) eine für die 
Geschichte beider Monarchien be­
sonders bedeutungsvolle Phase un­
tersucht, befördert./.-L Malvache mit 
seinem Aufsatz (Correspondance 
inédite de Mably à Fellenberg 1763-
1778) das Forschungsanliegen, den 
Philosophen präziser in sein soziales 
Umfeld einzubetten und die zeit­
genössischen Strukturen und Ansich­
ten zu erhellen. Die vorzüglich mit 
er läuternden Anmerkungen und 
Literaturhinweisen versehenen Brie­
fe Gabriel Bonnot de Mablys (die 
Antworten seines Partners, des 
Schweizer Rechtsgelehrten Daniel 
Fellenberg, liegen leider nicht vor) 
ermöglichen nach Ansicht des Verf. 
ein besseres Verständnis der Persön­
lichkeit des Philosophen und der 
Genesis seines Werkes, eine tiefere 
Betrachtung der Mechanismen bei der 

Entwicklung von Informationsnetzen 
sowie genaue Angaben über den in­
tellektuellen Austausch im Rahmen 
der europäischen Lumières. Für ein 
übergreifendes Forschungsvorhaben, 
das mit der Neubewertung von ver­
schiedenen Meinungsströmen bei 
Adel, Klerus und Bürgertum letztlich 
auf einen Beitrag zur Sozialgeschichte 
der politischen Ideen abzielt, trüge 
die Korrespondenz (in vier Punkten) 
paradigmatischen Charakter: durch 
die Persönlichkeiten Mablys und 
Fellenbergs; durch die aufkeimende 
Vision der Schweiz als Modell für 
einen (wie auch immer organisierten) 
„republikanischen Staat"; durch die 
Funktion der sociétés savantes als 
Transmissionsriemen der Aufklärung 
und durch die Art der Beziehungen 
zwischen beiden selbst, die u.a. beim 
Kampf um Freiheit und Wahrheit 
andere zu integrieren suchten. 

Der sehr informativ mit Illus­
trationen unterlegte Aufsatz von W. 
H. Stein, der anhand der Neuwieder 
„Politischen Gespräche der Todten" 
(1789-1804) die Zeitung als neues 
bildpublizistisches Medium vorstellt, 
betont eingangs völlig zu Recht die 
Funktion der Zensur als Instrument 
der Erweckung und der Steuerung 
einer breiten öffentlichen Meinung. 
Daß „antirevolutionär" nichts mit 
„konterrevolutionär" (im aristokra-
tisch/royalistischen Sinn) zu tun hat, 
wird auch am Werdegang der „Politi­
schen Gespräche", an ihrem Über­
gang von einer kurzen liberal-aufge­
klärten Phase zu einer „politisch-na­
tionalistisch begründeten Tendenz" 
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(S. 101) herausgearbeitet. Die Bilder 
warnen wohl vor der Revolution (und 
ihrer Nachahmung), ergreifen aber 
gleichwohl Partei für den seinerzeit 
arg gebeutelten Besitzbürger. 

A. Ruiz schildert in „Kant und 
Napoléon. Eine unmögliche Begeg­
nung" das fiktive Zusammentreffen 
„zweier aus dem Rahmen der Durch­
schnittsmenschheit fallenden Män­
ner" (S. 160). Mit Gewinn und Ver­
gnügen ist diese originell-komparative 
Sicht auf beider Grundpositionen zu 
gleichen Problemkreisen allemal ver­
bunden. 

Im Abschnitt „Forschungsge­
schichte und Methodendiskussion" 
stellt F: E. Schräder mit Ausführun­
gen zur Soziabilitätsgeschichte der 
Aufklärung ein europäisches For­
schungsproblem vor, das seinen Ge­
genstand aus der Konstituierung der 
Aufklärung als geschichdiches Sub­
jekt und aus den Desiderata wie den 
Grenzen der bisherigen nationalen 
historischen und kulturwissenschaft­
lichen Traditionen dieser Forschung 
ableitet. 

Aus Anlaß des bicentenaire er­
schienene Literatur ist die Grundlage 
für P. Burgs Analyse der Wider­
spiegelung der Französischen Revo­
lution an Mosel und Saar in Wissen­
schaft und Unterricht heute. Die zwei 
Beiträge in den Miszellen gehen auf 
Kurbayern zur Zeit der ersten Teilung 
Polens (E. Buddrus) und auf Reb­
manns Buchberichte über seinen Pa­
riser Aufenthalt 1796-1797 (W. 
Albrecht) ein. 

Zu einer wahren Fundgrube für 

Forscher und Interessenten gestaltet 
sich einmal mehr der umfangreiche 
und gehaltvolle Rezensions- und An­
zeigenteil. Er erfaßt mit seinen Neu­
erscheinungen die ganze Bandbreite 
der politischen, wirtschaftlichen, so­
zialen, kulturellen und Ideenge­
schichte Frankreichs für den von die­
ser Reihe vorgegebenen Zeitraum. 

Kurt Holzapfel 

Werner Rösener, Die Bauern in der 
europäischen Geschichte, C. H. 
Beck, München 1993,296 S. ^Eu­
ropa bauen); Walter Achilles, Land­
wirtschaft in der frühen Neuzeit, R. 
Oldenbourg Verlag, München 
1991,141S. (=Enzyklopädie Deut­
scher Geschichte, Band 10); Wer­
ner Troßbach, Bauern 1648-1806, 
R. Oldenbourg Verlag, München 
1993,159 S. (=Enzyklopädie Deut­
scher Geschichte, Band 19). 

Enzyklopädische Projekte, deren Bau­
steine (aus der Feder vieler Einzel­
forscher) sich nach einem verbinden­
den Schema mosaikartig zum Pa­
norama zusammenfügen, erleben ge­
genwärtig einen Aufschwung. Wäh­
rend sich die in dieser Zeitschrift be­
reits angezeigte „Enzyklopädie Deut­
scher Geschichte" an ein mehr oder 
weniger akademisches Publikum 
wendet, wil l die Reihe „Europa bau­
en", deren einzelne Autoren ebenfalls 
ausgewiesene Spezialisten aus der (in­
ternationalen) Fachwelt sind, in A n -
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läge und Gestaltung ein breiteres Pu­
blikum in ihren Bann ziehen. Als 
Gemeinschaftswerk fünf internatio­
naler Verlage ist sie überdies ein ge­
nuin europäisches Unternehmen, das 
sich zum Ziel gestellt hat, die Vielfalt 
der europäischen Geschichte und 
Kulturanhand ihrer,, großen Themen" 
darzustellen. 
Die hier zu besprechenden Titel nä­
hern sich dem Thema „Bauern und 
Landwirtschaft" der Reihenspezifik 
gemäß mit unterschiedlichem An­
spruch. 

Rösener, ausgewiesen auf dem 
Gebiet der Agrargeschichte des Mit­
telalters, bewältigt in zwölf Kapiteln 
die Grundzüge bäuerlicher Arbeits­
und Lebensgeschichte vom 8. Jh. bis 
zum 20. Jh.1 Vor dem eigentlichen, 
chronologisch vorgehenden Über­
blick erörtert er verschiedene Auffas­
sungen und Konzepte zum Gegen­
stand und die drängenden aktuellen 
Motive der Erinnerung an die Grund­
lagen der bäuerlichen Geschichte und 
arbeitet im Vergleich v.a. mit den 
amerikanischen und asiatisch-orien­
talischen Agrarverhältnissen die Be­
sonderheiten der europäischen Bau­
ernschaft (europäisch im Sinne des 
,Abendlandes', nicht im Sinne der 
Geographen) heraus. 

Die Herausbildung gemeinsamer 
Strukturelemente der europäischen 
LandwirtschaftundeinheidicherZüge 
der Bauernschaft im frühen Mittelal­
ter wird ebenso beleuchtet wie die 
aufgrund vielfältiger geographischer 
und klimatischer Bedingungen beste­
henden regionalen Unterschiede, die 

durch ungleiche Entwicklungsver­
läufe vertieft werden. Der bäuerliche 
und agrarwirtschaftiiche Aufschwung 
im Hochmittelalter erscheint im Kon­
text des allgemeinen europäischen 
Aufblühens vom 11. bis 13. Jh. 
(Wirtschaftskonjunktur, Städtewesen, 
Bevölkerungswachstum usw.). Röse­
ner umreißt in diesem Zusammen­
hang die Auflösung der Fronhofs­
verfassung und die Herausbildung 
neuer, unterschiedlicher Formen der 
Agrarverfassung und einer veränder­
ten Siedlungsstruktur (Verdorfüng) 
in Europa. Anschließend beschreibt 
der Verf. die Erscheinungsformen der 
Krise des 14./15. Jh. (Pestwellen, 
Bevölkerungsrückgang, Klimaver-
schlechterung, Wüstungen) und ihre 
Auswirkungen auf Wirtschaftsbe­
dingungen und Lebensweise der Bau­
ern im Spätmittelalter. Gelungen ist 
die Darstellung auch für Nicht-
spezialisten, etwa wenn spezielle Be­
griffe der Forschung erläutert, unter­
schiedliche Erklärungsansätze (z.B. 
in der Wüstungsforschung) vorgestellt 
werden. Das Kapitel zur „Bauern­
befreiung" resümiert die seit Mitte 
des 18. Jhs. ablaufenden Entwicklun­
gen zur Besserstellung der Lage der 
Bauern im Verbund mit einer Effek­
tivitätssteigerung der Landwirtschaft 
bis zur entscheidenden Überwindung 
der strukturell spätfeudalen Verhält­
nisse und verfolgt die Varianten der 
eingeschlagenen Wege: die revolu­
tionäre Impulsgebung in Frankreich, 
die reformerische Lösung in deut­
schen Territorien. A n diesem Kapitel 
wird aber auch die delikate Situation 
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für vergleichende europäische Agrar­
geschichte sichtbar, denn besonders 
über Süd- und Südwesteuropa (v.a. 
iberische Halbinsel) fließen die Infor­
mationen hier eher spärlich. Mecha­
nisierung und Industrialisierung der 
Landwirtschaft im 19. und 20. Jh., 
Kollektivierung in Osteuropa und 
Agrarwirtschaft in der EG runden den 
Überblick bis in die Gegenwart ab. 
Eine mögliche Zukunft bäuerlicher 
Familienbetriebe in Europa aus 12 
Jahrhunderten unter Beweis gestell­
ter Fähigkeit der bäuerlichen Lebens­
form abzuleiten, sich immer wieder 
veränderten Verhältnissen anzupas­
sen, mutet freilich als ein zweck­
optimistischer Schluß an. 

Die ebenso knappe wie fundierte 
und angenehm lesbare Schilderung 
gibt einen ausgezeichneten Überblick 
über die wesendichen Entwicklun­
gen in Wirtschaftsweise, Agrarver-
fassung und Lebensweise in den 
Hauptagrarzonen Europas. Eher sy­
stematische Kapitel (mitüberwiegen­
der Behandlung der frühen Neuzeit), 
die diejüngeren Ergebnisse zumThe-
ma verarbeiten - über Bauernrevolten 
und bäuerlichen Widerstand, über den 
europäischen Agrardualismus sowie 
Nachbarschaft und Dorfgemeinde -
ergänzen sinnvoll den chronologi­
schen Aufbau. Natürlich sind der 
Darstellung durch Anlage und Um­
fang Grenzen gesetzt, die aus der 
schlichten Notwendigkeit resultieren, 
für ein thematisch so umfassendes 
Projekt, für das nicht mehrere Bände 
zur Verfügung stehen, eine Vor­
entscheidung zu treffen. Rösener leg­

te den Akzent seines Abrisses auf die 
wirtschaftlichen, geographischen, 
technologischen, sozialen Strukturen, 
Entwicklungen, Konjunkturen. Da­
gegen kommt die Sicht auf das Ver­
halten von Bauern in größeren gesamt­
gesellschaftlichen Umbrüchen, in 
denen sie nur eine Komponente von 
vielen ausmachten, über die bäuerli­
che Gesellschaft als Teil eines Ge­
meinwesens, zu kurz. Mit Blick auf 
historische Langzeitfolgen der 
agrarstrukturellen Dualität zwischen 
Grund- und Gutsherrschaft wirft der 
Autor die Frage auf, ob die wirtschaft­
liche und politische Rückständigkeit 
Osteuropas und die aktuellen Einbrü­
che in der osteuropäischen Landwirt­
schaft in einem Zusammenhang zur 
dortigen Agrarverfassung stünden. In 
deranderenBlickrichtungscheintdie-
se Frage dagegen viel weniger offen 
zu sein, wird der Zusammenhang 
zwischen westeuropäischem Feu­
dalismus (Grundherrschaft), vorteil­
haften Entstehungsbedingungen für 
kapitalistische (Wirtschafts-) Verhält­
nisse und Spitzenposition in der 
Fortschrittsgeschichte der Marktwirt­
schaft nicht grundsätzlich diskutiert. 
Die abschließende Auswahlbiblio­
graphie verzeichnet mehrheitlich 
Monographien und ist für rasche In­
formation gut geeignet. 

Dem Konzept der EDG entspre­
chend, die Themen der Einzelbände 
streng zu begrenzen und jeden Band 
als abgeschlossene Einheit zu betrach­
ten, kann sich der an (neuzeitlicher) 
Agrar- und Bauerngeschichte Inter­
essierte seine Lektüre aus mehreren 
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Bänden zusammenstellen. Achilles 
bearbeitet in Anlehnung an das Agrar­
krisen- und -konjunkturmodell W i l ­
helm Abels die landwirtschaftliche 
und produktionstechnische Entwick­
lung zwischen dem 16. und 18. Jh. 
Durch die relativ enge Abgrenzung 
der einzelnen Themenfelder der E D G 
dürfte im vorliegenden Falle2 die auch 
von Achilles beklagte Fachfremdheit 
vieler Historiker gegenüber der Land­
wirtschafts- als Teil der Wirtschafts­
geschichte kaum wirksam abgebaut 
werden können. Die methodischen 
Probleme einer komplexen Darstel­
lung werden nur weiter hinausgescho­
ben. 

Die enzyklopädische Übersicht 
besteht aus einer knappen Erörterung 
des Epochenbegriffs „Frühe Neuzeit" 
aus agrarhistorischer Sicht und fünf 
Kapiteln zur Entwicklung der Land­
wirtschaft. Eingangs kommt Achilles 
zu der Feststellung, daß die allgemein­
historische Periodisierung der Frühen 
Neuzeit - zwar nicht ohne Schwierig­
keiten - auch auf die agrarhistorische 
Betrachtung dieser Epoche sinnvoll 
Anwendung finden kann: Wende­
punkte von Krise zu Konjunktur wür­
den Anfang des 16. Jhs. wie um 1800 
zu entscheidenden Einschnitten füh­
ren, doch soziale und politische Aspek­
te der Landwirtschaft ließ sich kaum 
in diese Sicht einfügen. 

Umso auffälliger ist in der Dar­
stellung das Fehlen gerade der letzt­
genannten Thematik. Wer dagegen 
einen Einblick in sachadäquate Be­
handlung wirtschafdicher Prozesse in 
gedrängter Form sucht, wird den Bd. 

mit Gewinn lesen. 
Der umfangreichere Teil im an­

schließenden Forschungsabriß ist der 
Abelschen Agrarkrisen- und Agrar-
konjunkturtheorie, ihrer Aussagekraft 
(für die Einkommen der Bauern, der 
Gutsbesitzer und der Stadtbewohner), 
ihrer Rezeption (anhand der Literatur 
zum Bauernkrieg) und den Kritiken 
gewidmet, die sie seit 1935 auf sich 
zog. Weiterhin werden die Erträge 
der Forschung in bezug auf Abgaben 
und Steuern sowie Produktionsstei­
gerungen der Landwirtschaft und die 
unterbäuerlichen Schichten resümiert. 

Die Bibliographie enthält 196 T i ­
tel (Quellen und Darstellungen, Mono­
graphien und Aufsätze), deren the­
matische Gruppierung die Orientie­
rung gewiß erleichtert hätte. 

Troßbach, Spezialist für Agrar­
geschichte und Bauernbewegun­
gen im frühneuzeitlichen Deutschen 
Reich, stellt die ländliche Gesellschaft 
im Heiligen Römischen Reich zwi­
schen Dreißigjährigem Krieg und 
Bauernbefreiung anhand zentraler 
Themen dar, für die er je nach For­
schungsstand einzelne Regionen des 
Reiches beispielhaft anführt. Als 
Ordnungskriterien legt er Krieg/Kon­
junktur, Herrschaft/Aneignung, De-
terminanten ländlicher Sozialstruktur, 
Aufklärung/Agrarreformen zugrunde. 
Es gelingt dem Verf., auf knappem 
Raum einen breiten (und keineswegs 
zwangsläufig zu allgemeinen) Über­
blick darzustellen, der dadurch ge­
winnt daß die im weitesten Sinne 
kulturgeschichtlichen Beiträge der 
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jüngsten Zeit zur bäuerlichen Gesell­
schaft-Alphabetisierung, Mündlich-
keit/Schriftlichkeit, bäuerliche Lese­
kultur und-Stoffe, , Volksaufklärung' 
- informativ auf den Punkt gebracht 
werden. Der Forschungsabriß, der 
mehr Themen anspricht als der vor­
hergehende Abschnitt Darstellung, 
beschreibt prägnant die Entwicklung 
der leitenden Konzepte von der „Deut­
schen Agrargeschichte" der sechziger/ 
siebziger Jahre bis zur heutigen viel­
fältig differenzierten Forschungs­
situation, deren (potentielle) Beiträge 
zu einer integrierten Geschichte der 
ländlichen Welt - der im Vorwort 
intendierten „Gesellschaftsgeschichte 
der Bauernschaft"? - Troßbach her­
ausarbeitet. Die relativ umfangreiche 
Berücksichtigung der Frauenge­
schichte spiegelt den besonderen Zu­
wachs der Frühneuzeitforschung auf 
diesem Gebiet, wird aber durch das 
Arbeitsparadigma sogleich auch zur 
Geschlechtergeschichte erweitert. 

Die Bibliographie verzeichnet 348 
Titel, die in sechs übergreifenden 
Rubriken und weiteren Unterglie­
derungen einen gezielten themen­
gebundenen Zugriff ermöglichen. 
Einen besseren enzyklopädischen 
Abriß' derBauemgeschichtedes 17./ 
18. Jhs. wird man sich in dem gesetz­
ten Rahmen kaum vorstellen können. 

Katharina Middell 

1 Von Rösener liegt auch ein Band (Bd. 13) 
in der Enzyklopädie Deutscher Geschichte 
vor: Agrarwirtschaft, Agrarverfassung und 
ländliche Sozialstruktur im Mittelalter, 
München 1992. 

2 So werden die Landwirtschaft als agrar-
wissenschaftliches Untersuchungsgebiet 
und die Sozialgeschichte der ländlichen 
Welt, der ökonomisch-technische und der 
politisch-sozial-kulturclle Aspekt vonein­
ander separiert. Letzterem sind für die Frü­
he Neuzeit zwei (von der Zäsur 1648) abge­
grenzte Darstellungen vorbehalten. 

De bonne main. La communication 
manuscrite au XVIIIe siècle. Hrsg. 
François Moureau, Uni versitas, Pa­
ris-Oxford 1993,194 S. 

Die zehn Beiträge dieses Sammel­
bandes fassen die Diskussion einer 
table ronde zur Manuskriptkultur des 
18. Jhs. auf dem achten Internationa­
len Kongreß zur Erforschung der 
Aufklärung in Bristol 1991 zusam­
men. Die Beiträge machen deudich, 
daß von der Erfindung des Buch­
drucks bis zur völligen Marginali-
sierung des Manuskripts in unserer 
heutigen Informationsgesellschaftein 
weiter Weg ist. Während wir über die 
Büchgeschichte des Ancien Régime 
spätestens seit der Herausgabe der 
vierbändigen Histoire de l'Edition 
française (1982-86) relativ genau 
Bescheid wissen, ist das Manuskript 
des 17. und 18. Jhs. bisher eher Stief­
kind der Forschung geblieben, die 
sich vor allem für die Situation von 
Druckern und Verlagen und Mecha­
nismen des verbotenen Buchdrucks 
und -handels interessiert hat. Dabei 
besitzt das Manuskript gegenüber dem 
Buch im Frankreich des Ancien 
Régime mit seinem rigiden Zensur­
apparat auch eine Reihe von Vortei-
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len, von denen, wie Moureau in sei­
nem einleitenden Kapitel unter­
streicht, der ökonomische nicht un­
terschätzt werden darf. Die Kopie ei­
nes Manuskripts bedarf keines ausge­
bildeten Druckers und kann an jedem 
beliebigen Ort angefertigt werden. 
Wenn sich die Menge der Kopien in 
Grenzen hält, kann das Manuskript 
vor allem bei verbotenen und stark 
aktualitätsbezogenen und also kurz­
fristig produzierten Schriften im Preis 
durchaus mit Druckerzeugnissen kon­
kurrieren, bei denen die Risiken der 
Beschaffung einen oft um ein vielfa­
ches erhöhten Kaufpreis rechtferti­
gen. Solange der Buchdruck durch 
staadiche Zensur belastet ist, also bis 
zur Revolution, hat das Manuskript 
so seinen Platz in der Informations­
kultur im Frankreichs des 18. Jhs. 

Der Band vereinigt Beiträge zu 
nur im Manuskript existierenden Gat­
tungen wie den correspondances 
secrètes und erudites und den 
nouvelles à la main mit Fallstudien zu 
einzelnen Manuskripten und eher 
übergreifenden Beiträgen. 

Correspondances secrètes und 
nouvelles à la main nehmen einander 
entgegengesetzte Positionen im Kom-
munikationsgefüge des 18. Jhs. ein. 
Während die Geheimhaltung der 
correspondances secrètes Grundvor­
aussetzung für den vertrauten Ton 
zwischen Herrscher und Schriftstel­
ler ist und so eine gegenüber traditio­
nellen Briefkonventionen neue Of­
fenheit des Informationsaustausches 
erlaubt, existieren Nouvelles à la main 
in oft erstaunlich hohen Auflagen, die 

selbst bei über 200 kopierten Exem­
plaren noch dem Druck gegenüber 
konkurrenzfähig sein können. Zwi­
schen beiden Extremformen steht die 
gelehrte Korrespondenz, durch die 
Forscher nicht nur fachliche und lite­
rarische Neuigkeiten, sondern auch 
Manuskripte austauschen und in 
Umlauf setzen, wobei mitunter ganze 
Forschergemeinden von einer Korre­
spondenz profitieren. 

Zwei Fallstudien zur heterodo-
xen Handschrift der „Entretiens de 
Telliamed" von Benoît de Maillet 
(1656-1738), die nach zwanzig Jahre 
dauernder Zirkulation in Manuskript­
form in gelehrten Kreisen erst nach 
dem Tode des Autors gedruckt wur­
de, verdeutlichen die Rolle hete-
rodoxer Schriften in der Manus-
kriptkommunikation. Die lange Auf­
rechterhaltung der Manuskriptform 
trotz einer wenn auch beschränkten 
Verbreitung erlaubte es dem Autor, 
seine Leserschaft selbst zu bestim­
men und seinen Text im Laufe der 
Zeit mit zahlreichen Zusätzen zu ver­
sehen. Die beiden Studien zeigen, 
wie sowohl der Inhalt der Schrift als 
auch das Profil der Leserschaft und 
deren Rezeptionshaltung von der 
Form des Manuskripts in starkem 
Maße beeinflußt werden. Hier, wie in 
Anklängen auch in den anderen Bei­
trägen des Bandes, zeigt sich ein Be­
mühen der Autoren, für den Bereich 
der Manuskriptkultur Ansätze der 
Buchgeschichte von Forschem wie 
Roger Chartier oder Daniel Roche 
fruchtbar zu machen, die zeigen, daß 
die materielle Ausformung der Kom-
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munikationsmedien nicht nur mit be­
stimmten inhaltlichen Orientierungen 
und Verbreitungsmechanismen ein­
hergeht, sondern auch die Rezep­
tionshaltung der Leser beeinflussen 
können. 

Daß um das Manuskript in dieser 
Zeit auch ein Mythos entsteht, macht 
die Rekonstruktion der „Legende" 
eines bibelkritischen Manuskript von 
Madame de Châtelet sichtbar, wobei 
der Autor zu dem Schluß kommt, daß 
die nach wie vor umstrittene Zu-
schreibung dieses Manuskriptes wohl 
eher eine Konstruktion späterer For­
scher ist. 

Die Widersprüche, die sich zum 
Teil zwischen den einzelnen Beiträ­
gen finden, deuten die noch umstritte­
nen Felder des Gebiets an. So herrscht 
Unklarheit über die ökonomische 
Bedeutung der Manuskriptproduk­
tion und über die tatsächliche kriti­
sche Dimension der nouvelles à la 
main. Antworten auf diese Fragen 
versprechen angekündigte Projekte: 
so wird im Vorwort eine Sammlung 
mit dem Titel „Libre pensée et 
littérature clandestine" unter Leitung 
von Anthony McKenna angekündigt 
und ein geplantes Répertoire von 
nouvelles à la main läßt auf eine Er­
leichterung des Zugriffs auf ein Gen­
re hoffen, das trotz seiner Umstritten-
heitimmernoch als privilegierte Quel­
le zum Tagesgeschehen im Frank­
reich des 18. Jhs. gelten kann. 

Zu bedauern ist, daß der Heraus­
geber es vorgezogen hat statt einer 
ausblickenden Synthese und Zusam­
menschau an den Anfang des Bandes 

den Wiederabdruck eines zwar grund­
legenden, aber bereits 1986 veröf­
fentlichten und in der Edition Slatkine 
gut zugänglichen Artikels zu setzten. 
Entschädigt wird man dafür jedoch 
durch die hilfreichen Indices im An­
schluß an die Artikel, in denen nicht 
nur auf zehn Seiten eine zeitgenössi­
sche Liste öffentlich verkaufter Ma­
nuskripte dokumentiert ist, sondern 
sich auch ein umfangreiches Verzeich­
nis aller im Band zitierten Manu­
skripte findet. 

Annette Keilhauer 

Eric Wauters, Une Presse de 
Province pendant la Révolution 
française. Journaux et Journalistes 
Normands(1785-1800),Editionsdu 
C.T.H.S., Paris 1993,478S. Préface 
Claude Mazauric. 

Die vorliegende Arbeit stellt die über­
arbeitete Fassung einer Dissertation 
dar, die der Vf. 1990 an der Universi­
tät Rouen verteidigt hat. Nach einer 
Einführung, die die historiographische 
Entwicklung resümiert und den er­
reichten Stand bei der Erforschung 
der Presse in der Französischen Re­
volution diskutiert, widmet sich 
Wauters der Untersuchung der jour­
nalistischen Produktion in der Nor­
mandie und den Reaktionen der Jour­
nalisten auf jene Ereignisse, die Frank­
reich erschütterten" (S. 29). Das erste 
Kapitel ist der Entwicklung der Pres­
se in der Periode der prérévolution 
gewidmet und stellt das Journal de 
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Normandie in den Mittelpunkt. Der 
Vorgänger des Journal de Rouen 
wurde bis 1792 von Milcent geleitet, 
der durch seine Bemühungen, wirkli­
che Debatten in seiner Zeitung anzu­
regen, zum Initiator eines neuen 
espace politique wurde. Die Presse­
freiheit, die in der Normandie nach 
dem Wegfall der Zensur zu Beginn 
der Revolution vollständig hergestellt 
war, gestattete den Zeitungen, ihre 
politischen Preferenzen selbst zu wäh­
len. Diese Standortbestimmung er­
folgte vor allem bei der Diskussion 
um die Zivilverfassung des Klerus. 
Der Vf. betont, daß die Anzahl der 
Zeitungen zwar gering blieb, die Pres­
se in der Normandie aber, gemessen 
an ihrer Kontinuität und Regelmäßig­
keit des Erscheinens, „als eine der 
solidesten Provinzpressen in der Re­
volution angesehen werden könnte". 
(S. 75) Obwohl der neue espace 
politique zum Schauplatz bedeuten­
der Auseinandersetzungen zwischen 
einer girondistischen und einer mo­
deraten royalistischen Presse wurde, 
vollzog sich dieser Schlagabtausch in 
den Jahren 1792 und 1793 ohne laut­
starke Zwischenfälle. Die Zeitungen 
und ihre Macher werden von den po­
litischen Autoritäten wenig beunru­
higt und wenn, dann reicht ein einfa­
cher Wechsel des Titels, um den An­
griffen der lokalen Macht zu trotzen. 

Im Gegensatz dazu wurde das J ahu­
l l zum Jahr der Eroberung der politi­
schen Meinung durch die jakobinische 
Presse. Dieser Prozeß wird in Rouen 
besonders deutlich, wo die Anzahl 
der Zeitungen sich innerhalb eines 

Jahres verdoppelt. Die Vielfalt des 
politischen Spektrums der Zeitungen 
bleibt allerdings erhalten, die Stadt 
scheint damit eine Ausnahmestellung 
für diesen Zeitraum darzustellen. 

Die thermidorianische Reaktion 
führte zu einem erneuten Aufschwung 
der Presse, der diesmal das gesamte 
Territorium der Normandie erfaßte. 
Den Zeitungen in den kleinen Städten 
wie Bernaxy, Gisors oderNeufchatel-
en-Bray war jedoch auf Grund der 
ungünstigen kommerziellen Bedin­
gungen nur eine kurze Lebensdauer 
beschieden. Im Wettbewerb um die 
Gunst des Lesers standen sich repu­
blikanische Presse, die allerdings nach 
dem Thermidor auf die Unterstüt­
zung der Klubs verzichten mußte, und 
konservative Presse gegenüber. Da­
bei zeichnete sich ein deutlicher Vor­
teil für die Konservativen ab, „da 
letztere über eine solide finanzielle 
Basis verfügten und auf eine massive 
Unterstützung der öffentlichen Mei­
nung zählen konnten". (S. 204) In der 
zweiten Hälfte des Direktoriums rich­
teten sich repressive Maßnahmen der 
Regierung, dem Beispiel der Pariser 
Presse folgend, zuerst gegen die roya-
listische Presse, um wenig später auch 
gegen die Linke vorzugehen. Vor dem 
Hintergrund der Instabilität/Unsicher­
heit des politischen Systems am Ende 
des Direktoriums „legte die Presse in 
der Normandie vom hartnäckigen 
Widerstand der Royalisten ebenso 
Zeugnis ab wie von der wieder­
gefundenen Kampfkraft einiger re­
publikanischer Zeitungen" (S. 249). 
Aber trotz ihrer Implantation und ih-
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rer Erfahrung vermochten die Zeitun­
gen am rechten wie linken Rand des 
politischen Spektrums der „Gleich­
schaltung" in der Periode des Konsu­
lats nicht zu widerstehen. „Die lokale 
Presse, die sich seitdem Fructidor des 
Jahres V in ihren Wirkungsmöglich­
keiten beschränkt sah, wurde nach 
dem Brumaire schwer getroffen und 
erhielt schließlich den Todesstoß mit 
den Gesetzen des Jahres 1810, die nur 
eine Zeitung pro Departement zulie­
ßen." (S. 257) 

Nachdem der Vf. im ersten Teil 
die Verflechtungen der Presse mit der 
Politik untersucht hat, widmet er sich 
in einem zweiten Abschnitt dem In­
halt der Zeitungen und stellt die ver­
schiedenen Rubriken vor, die für eine 
Tageszeitung der Revolutionszeit ty­
pisch waren. Er widmet dem Wider­
spruch von geforderter Aktualität in 
der tagespolitischen Berichterstattung 
und den beschränkten organisatori­
schen und technischen Möglichkei­
ten der Provinzpresse besondere Auf­
merksamkeit. Wenn man den Weg 
der Informationen verfolgt, so wer­
den diese meistens von anderen (Pari­
ser?) Tageszeitungen mit „guter Re­
putation" kopiert. 

Weiter untersucht Wauters die 
geschäftliche Organisation, das Prin­
zip der Verteilung und den Verbrei­
tungsgrad verschiedener Zeitungen. 
Letzeres erweist sich als ein schwieri­
ges Problem, dem sich der Vf. jedoch 
trotz diffiziler Quellenlage stellt, um 
den Beitrag der Presse zur Heraus­
bildung derpolitischenMeinung mes­
sen zu können. 

Der letzte Abschnitt ist den Män­
nern gewidmet, die als Redakteure, 
Korrespondenten, Journalisten und 
Drucker der Zeitung zum Leben ver­
halfen. Wauters leistet mit der Unter­
suchung der Lebens- und Arbeitswelt 
der verschiedenen Berufsgruppen ei­
nen Beitrag zu einer Sozialgeschichte 
der Presse. 

Dank seiner akribischen Auswer­
tung einer Vielzahl von Quellen in 
den Archiven und Bibliotheken der 
Normandie gelingt es ihm, mit er­
staunlicher Präzision die Blütezeitund 
den gewaltsamen Niedergang der 
Regionalpresse nachzuzeichnen, die 
von von politischen Auseinanderset­
zungen in der Normandie geprägt 
war. Gleichzeitig zeigt er die Lebens­
kraft einer vielfältigen unabhängigen 
Rouenaiser Presse, die sich gegen die 
Pariser Konkurrenz und trotz der 
Schwierigkeiten der Machthaber, eine 
wirkliche Pressefreiheit zu akzeptie­
ren, behaupten konnte. 

Die Arbeit ist flüssig geschrieben 
und gestattet, nicht zuletzt mit Hilfe 
einer Vielzahl von Grafiken, Karten 
und einem ausführlichen Namens­
register, in ihrer Verbindung von So­
zial-, Politik- und Kulturgeschichte 
einen komplexen Zugriff auf eine bis 
dato noch wenig bekannte Welt. 

Pascal Dupuy 
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Républicanismes. Hrsg. \onLucien 
Calvié, C E R A A C , Grenoble 1993 
(Chroniques allemandes. Revue du 
centre d'études et de recherches 
allemandes et autrichiennes con­
temporaines, Bd. 2 (1993), 225 S. 

Ein langlebiges Vorurteil, bei der 
Betrachtung der französischen Gei­
steswissenschaften den Blick aus­
schließlich auf die Pariser Institutio­
nen richten zu müssen, ist in den 
letzten Jahren in immer stärkerem 
Maße erschüttert worden. Im Zusam­
menhang mit den Forschungen über 
die Revolution von 1789 haben eine 
Reihe von Zentren in der Provinz, vor 
allem über die Ausrichtung von inter­
nationalen Kolloquia, die Aufmerk­
samkeit für die Leistungsfähigkeit der 
Provinzuniversitäten geschärft, die 
zuvor bereits durch Forschungs­
zentren wie die Maison des Pays 
Ibériques inBordeaux oder die Maison 
de Sciences de l'Homme in Lyon un­
ter Beweis gestellt worden war. 

Historiker und Literaturwis­
senschaftler der Uni versität Grenoble 
III, die für den vorliegenden Bd. ver­
antwortlich zeichnen, ordnen sich mit 
ihren Arbeiten in diesen Trend ein 
und legen darüber hinaus Zeugnis ab 
vom gewachsenen Interesse der For­
schung an den französisch-deutschen 
Beziehungen in den letzten Jahren. 
Das Centre d'études et de recherches 
allemandes et autrichiennes con­
temporaines ( C E R A A C ) an der Uni­
versität Grenoble III gibt seit 1992 ein 
Jahrbuch heraus, das Beiträge zur 

histoire intellectuelle des 18. bis 20. 
Jhs. im deutschsprachigen Raum ver­
öffentlicht und dabei vergleichenden 
Aspekten besondere Aufmerksamkeit 
widmet.1 Der zweite Band vereint 
ausgewählte Beiträge deutscher, öster-
reichischer,eidgenössischerundfran-
zösischer Historiker, Literatur- und 
Sprachwissenschaftler, die auf einem 
Kolloquium im Juni 1992 vorgetra­
gen wurden. Dem Themenspektrum 
des Jahrbuchs entsprechend, wurden 
nur jene Beiträge aufgenommen, die 
sich mit Aspekten der französisch­
deutschen bzw. französisch-schwei­
zerischen Beziehungen beschäftigen. 
Der Hrsg. weist in seiner Einführung 
dankenswerterweise auf weitere Bei­
träge hin, von denen die von C. Laucha 
(Grenoble), A. Gil Novaks (Madrid) 
und A. Geffroy (Paris) an dieser Stelle 
erwähnt seien, weil sie den Rahmen 
des Vergleichs auf die iberoameri-
kanische Welt erweitern bzw. die 
wachsende Bedeutung der quantifizie­
renden Textanalyse für den Histori­
kerdokumentieren, die über eine Rei­
he von Kolloquia an der Ecole Nor­
male Supérieure Saint Cloud interna­
tionale Ausstrahlung gefunden ha­
ben.2 

In seiner Einführung ordnet Calvié 
die Diskussion um république und 
républicanismes in die aktuellen Aus­
einandersetzungen um 1792 als Fol­
ge von bzw. Gegenbewegung zu 1789 
ein. Obwohl das Geburtsjahr der fran­
zösischen Republik weitaus diskreter 
gefeiert wurde als das Jubiläum des 
Bastillesturms, hat auch 1792ein Echo 
in der französischen Öffentlichkeit 
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gefunden. Davon legte eine Ausstel­
lung im Musée de la Révolution 
française in Vizille unter dem Titel 
„1792. La naissance de la république", 
die mit zu den jüngsten Auseinander­
setzungen um die Neukonzeption des 
Museums beigetragen hat, ebenso 
Zeugnis ab wie eine Reihe von 
Kolloquia, als deren wichtigstes die 
Diskussion um révolution et ré­
publique 1992anderPariserSorbonne 
charakterisiert wird.' 

Die Beiträge des Kolloquiums 
unternehmen interessante Streifzüge 
in die histoire intellectuelle vom Aus­
gang des 18. bis zur Mitte des 19. Jhs. 
Dieses Untersuchungsfeld hat in den 
letzten Jahren eine Reihe von metho­
dischen Innovationen erfahren und 
sich zu einer Kulturgeschichte neuer 
Qualität entwickelt, die bei einem 
Vergleich von D. Mornets „Origines 
intellectuelles de la Révolution fran­
çaise" aus dem Jahr 1933 mit den 
„Origines culturelles de la Révolution 
française" von R. Chartier aus dem 
Jahr 1990 besonders deutlich wird. 
Die starke Konzentration auf diesen 
Bereich birgt jedoch gleichzeitig die 
Gefahr der Ausblendung anderer Fel­
der der Geschichte in sich, von der 
auch vorliegender Bd. Zeugnis ab­
legt. Die Sozialgeschichte als eigen­
ständiges Feld wird weitgehend ver­
nachlässigt und der Verfassungs­
geschichte wenig Raum gelassen. Die 
politische Geschichte ist vor allem 
durch einen Beitrag der Fribourger 
Historiker A. Czouz-Tournare und E. 
Maradan vertreten. Die Vf. setzen 
sich darin kritisch mit der Stilisierung 

der Schweiz als Heimstatt von Frei­
heit und Demokratie im Diskurs der 
Französischen Revolution auseinan­
der und stellen dieser Stilisierung die 
lebhaften politischen Auseinanderset­
zungen zwischen Patriziat und von 
der Macht ausgeschlossenen Grup­
pen des Adels und der Bourgeoisie in 
der Republik Fribourg im Jahrzehnt 
der Revolution entgegen. 

F. Genton stellt am Beispiel der 
Rezeption von Johann Elias Schle­
gels „Hermann" die Rezeption des 
deutschen Dramas in Frankreich vor. 
Er beschreibt, wie der Text des Origi­
nals auf die französischen Verhältnis­
se zugeschnitten wurde und unter­
nimmt einen Exkurs in jenen Teil des 
Montesquieuschen Theoriegebäudes, 
das die gegenseitigen Abhänigkeiten 
von Klima, Rasse und kultureller Lei­
stungsfähigkeit thematisiert und in 
der zweiten Hälfte des 18. Jhs. von 
französischen wie deutschen Intel­
lektuellen zunehmend in Frage ge­
stellt wurde. 

Die Republikvorstellungen der 
Jakobiner extra muros werden am 
Beispiel von Mainz und in einem 
Überblick zu Mitteleuropa von M. 
GillixmdH. Reinalter vorgestellt. Eine 
interessante Fallstudie zu Heinrich 
Würzer von C. Schoofs schließt sich 
an, die sich kritisch mit der Verwen­
dung der Begriffe „liberal" und „de­
mokratisch" in der Historiographie 
zur Rezeption der Französischen Re­
volution in Deutschland auseinander­
setzt und den Gebrauch des Begriffs 
„Jakobiner" in diesem Zusammen­
hang problematisiert. Für weiter-

142 



Buchbesprechungen 

führende Untersuchungen müßte der 
Blick aber über die klassischen Stät­
ten revolutionären Engagements wie 
Mainz und Hamburg hinaus auf die 
Entwicklung von intellektueller Kul­
tur und politischen Machtstrukturen 
in verschiedenen deutschen Klein­
staaten gelenkt werden, um die W i ­
dersprüche in diesem Bereich deut­
lich machen zu können. 4 

In einem zweiten Schwerpunkt 
wird die Rezeption französischen 
Denkens bei deutschen Intellektuel­
len am Beispiel von Fichte und Sièyes 
(/. Guilhaumou), Schlegel und Con-
dorcet, (J. Lefebvre) sowie Rebmann 
und Constant (Calvié) untersucht. 
Guilhaumou plädiert dabei dafür, den 
Blick stärker auf parallele Entwick­
lungen und die Interdependenz bei 
der Herausbildung von philosophi­
schen Denksystemen in Frankreich 
und Deutschland um 1800 zu richten 
und über die Perspektive eines einsei­
tigen Transfers hinauszugehen. 

In einem dritten Schwerpunkt, der 
sich mit der Entwicklung der republi­
kanischen Tradition im 19. Jh. be­
schäftigt, stellt N. Waszek die Ent­
wicklung der politischen Vorstellun­
gen des Staatswissenschaftiers Edu­
ard Gans vor, und P. Viard richtet den 
Blick auf die Bedeutung der republi­
kanischen Tradition von 1789 für die 
Geschichte des frühen Sozialismus in 
Frankreich und Deutschland. In einer 
Reihe von Beiträgen des Bandes wer­
den die Erfahrungsunterschiede zwi­
schen praktischem politischen Han­
deln der französischen Republikaner 
und dessen theoretischer Reflexion in 

Deutschland diskutiert, die Calvié 
bereits in den Mittelpunkt seines 1989 
unter dem provokatorischen Titel „Der 
Fuchs und die Trauben" erschiene­
nen Buches gestellt hatte.5 Viard stellt 
diesen Gegensatz eines praktischen 
„socialisme humaniste français" und 
eines theoretischen „socialisme intel­
lectuel allemand" (S. 15) am deut­
lichsten heraus. Die aktuelle Diskus­
sion in Rußland, auf die Viard Bezug 
nimmt, macht indes deutlich, daß es 
gefährlich ist, einen historischen Pro­
zeß von seinem Ende her zu erzählen 
und das sozialistische Denken auf 
zwei Alternativen zu reduzieren, von 
denen die letztere die Errichtung ei­
nes totalitären Regimes impliziert 
hätte. 

Die biographischen Studien schär­
fen dagegen den Blick für die Ent­
wicklung einer Persönlichkeit, die 
selbstverständlich Widersprüche ein-
und einseitige Charakterisierungen 
ausschließt. 

Darüber hinaus gewinnt der Bd. 
einen besonderen Wert durch das 
unaufdringliche Plädoyer für die Ver­
antwortung des Intellektuellen repu­
blikanischer Tradition, indem er auch 
unbequeme Fragen an die Geschichte 
der Deutschen zwischen Bismarck 
und ihrer jüngsten Vergangenheit 
nicht scheut. 

Steffen Sammler 

1 Der erste Band erschien 1992 unter dem 
Titel „Roman et Histoire" und enthielt u.a. 
Beiträge zu Hölderlins „Hyperion", der 
„Heidelberger Romantik", zur „Exil­
literatur" und Christoph Heins „Horns 
Ende". 
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2 ImZusarruTienhangmitderThcrnenstellung 
des vorliegenden Bandes sei an das Kollo­
quium „Langages de la Révolution française 
(1770-1815)" erinnert, das im September 
1991 an der Ecole Normale Supérieure 
Saint-Cloud stattf and. 

3 Révolution et république. L'exception 
française. Sous la direction de Michel 
Vovelle, Paris 1994. 

4 Zu diesem Fragenkomplex darf man für 
den sächsisch-anhallinischen Raum auf die 
Ergebnisse eines von Monika Neugebauer-
Wölk initiierten Forschungsprojektes ge­
spannt sein. Für Thüringen vgl. W. Greiling, 
Frankreich-Thüringen. Überlegungen zum 
französisch-deutschen Kulturtransfer zwi­
schen 1770 und 1815 in regionaler Per­
spektive, in: Von der Elbe bis an die Seine. 
Kulturtransfer zwischen Sachsen und Frank­
reich im 18. und 19. Jahrhundert, hrsg. von 
M. Espagne und M. Middell, Leipzig 1993, 
S. 160-178. 

5 Vgl. L. Calvié, Le renard et les raisins. La 
Révolution française et les intellectuels 
allemands 1789-1845, Paris 1989. 

Wolfgang Heydrich, Joachim Krau­
se, Uwe Neriich, Jürgen Nötzold, 
Reinhardt Rummel (Hrsg.), Sicher­
heitspolitik Deutschlands: Neue 
Konstellationen, Risiken, Instru­
mente, Nomos Verlagsgesellschaft, 
Baden-Baden 1992,826 S. 

Im Rahmen von Sonderforschungs­
vorhaben für das Bundesministerium 
der Verteidigung hat die Stiftung 
Wissenschaft und Politik (SWP) in 
Ebenhausen den Versuch unternom­
men, neue Grundlagen auf dem Ge­
biet der internationalen Sicherheit zu 
erarbeiten. Die Autoren verstehen ihr 
Werk als „einen ersten Versuch syste-

matischer sicherheitspolitischer 
Politikberatung in einer für Deutsch­
land kritischen Zeit der Transfor­
mation". (S. 17) 

Zunächst beeindrucken die quan­
titativen Dimensionen des Buches: 
fünf Herausgeber, 31 Autoren (von 
denen nur knapp zwei Drittel aus der 
SWP kommen) haben 45 Beiträge, 
gegliedert in sechs Hauptabschnitte, 
verfaßt und 826 Seiten beschrieben. 

Den vier Sachkapiteln „Konstel­
lationsanalyse", „Risikoanalyse", 
„Instrumentalanalyse" und „Interes­
senanalyse" ist jeweils ein kurzer 
„Leitfaden" vorangestellt, denen Bei­
träge (meist aus der Feder des Projekt­
leiters Uwe Neriich) folgen, die kon­
zeptionell und analytisch einen neu­
en Analyserahmen entwickeln. In 
diesem Rahmen bewegen sich dann 
die nachfolgenden Einzeluntersu­
chungen, die in späteren Arbeiten 
weitergeführt werden sollen. 

Im ersten Teil „Konstellations­
analyse", wobei das Schwergewicht 
auf Akteursanalysen liegt, untersu­
chen die Autoren die neuen, hoch­
gradig variablen Rahmenbedingun­
gen sicherheitspolitischer Planung 
und sicherheitspolitischen Handelns. 
Hervorzuheben sind die detaillierte 
und kenntnisreiche Darstellung der 
möglichen Entwicklung der Euro­
päischen Gemeinschaft in außen- und 
sicherheitspolitischer Hinsicht durch 
Reinhardt Rummel, der hochinfor­
mative Beitrag von Maramori Sase 
zur globalen Rolle Japans sowie die 
beiden sehr lesenswerten Beiträge aus 
der Feder Jürgen Nötzolds zu den 
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„sozialökonomischen Stabilisie­
rungsbedingungen im Gebiet der frü­
heren Sowjetunion" und im „östli­
chen Teil Europas". In beiden Beiträ­
gen besticht der Autor mit wirtschafts­
historischer Kompetenz und mit ana­
lytischer Schärfe (z.B. bei der Dar­
stellung und Bewertung der wirt­
schaftlichen Verflechtungen zwischen 
den früheren sowjetischen 
Republiken). 

Unergiebig bleibt dagegen die 
Lektüre der ArbeitJosefLoffes „Ame­
rikas Große Strategie nach dem Kal­
ten Krieg". In weiten Teilen eine Re­
prise des vorangegangenen Artikels 
von Klaus-Dieter Schwarz („Die U S A 
im Übergang zur postkonfrontativen 
Weltordnung"), ist Joffes Beitrag von 
einem deutlichen euphorischen bis 
triumphalistischen Zug über die Mög­
lichkeiten und Ressourcen der U S A 
geprägt, wobei inneren ökonomi­
schen, sozialen und politischen (re­
striktiv wirkenden Verhältnissen) kei­
nerlei Beachtung geschenkt wird. 
Völlig daneben geraten so ziemlich 
alle historischen Vergleiche, die der 
Vf. unglücklicherweise in erheblicher 
Zahl anstellt. Dazu gehören Aussa­
gen wie: „Im 20. Jahrhundert sind 
Atomraketen und -bomber das Äqui­
valent der britischen Flotte" (im 19. 
Jh.), oder der Vergleich der Koaliti­
onskriege Großbritanniens gegen 
Napoleon und dem der U S A gegen 
Saddam Hussein usw. (S. 116-118). 

Im zweiten Teil „Risikoanalyse" 
werden reale und potentielle Krisen-
und Konfliktmöglichkeiten rund um 
den Globus untersucht. Den Schwer­

punkt bilden der europäische Konti­
nent, vor allem Ost-, Mittelost- und 
Südosteuropa. Interessanthierdie von 
Heinz Vetschera und Andrea Smutek-
Riemer skizzierten Kriterien und Be­
standteile eines „Früherkennungs-
instruments" für krisenhafte Entwick­
lungen (hier dargestellt an der Jugo­
slawienkrise). 

Bei der Untersuchung der „Kri­
sen- und Konfliktmöglichkeiten in 
der früheren Sowjetunion" definiert 
Falk Börnsdorf 13 gewaltförmige 
Konflikttypen. Alle diese Entwick­
lungen sind real oder weisen einen 
hohen Plausibilitätsgrad auf. Ob je­
der dieser Konflikte wirklich einen 
eigenen Konflikttyp konstituiert, steht 
auf einem anderen Blatt. Bemerkens­
wert die Schlußfolgerung des Autors, 
daß bei der Vielzahl, der Vielgestal­
tigkeit und der Virulenz dieser Kon­
flikte eine Prophylaxe nicht auf die 
Vermeidung des Konfliktes selbst, 
die Art und Weise seiner Austragung 
zielen sollte. (S. 350) 

Sachlich, informativ und kenntnis­
reich die Beiträge von Heinz Kramer 
über die sicherheitspolitische Rolle 
der Türkei nach dem Ende des Ost-
West-Konflikts, von Gudrun Krämer 
über „Konfliktmuster und Konflikt­
möglichkeiten im Nahen Osten und 
im G o l f sowie von Winrich Kühne 
über „Mögliche Konfliktlagen im 
Süden nach dem Ende des Ost-West-
Konflikts". Kühne gelangt zu der 
Schlußfolgerung, daß nach dem viel­
fachen Versagen staatiieher Entwick­
lung in der Dritten Welt „Religion 
und Ethnizität zum Auffangbecken 
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massiver sozialerund wirtschaftlicher 
Frustrationen und zu Transporteuren 
sozial-revolutionärer Tendenzen wer­
den." Er sieht darin jedoch weniger 
einen heraufziehenden globalen Nord-
Süd-Konflikt, sondern - angesichts 
der Heterogenität der Dritten Welt -
zahlreiche Kriege kleinerer und mitt­
lerer Größe im Süden. (S. 461) 

Im dritten Teil „Instrumental­
analyse" untersuchen die Autoren das 
Instrumentarium und die Mechanis­
men zur Verhinderung bzw. zur Be­
wältigung von Krisen und Kon­
flikten. Uwe Neriich stellt in seinem 
einleitenden Beitrag fest, daß „keines 
der bestehenden Instrumente künfti­
ger Sicherheitspolitik... so weit ent­
wickelt (ist), daß es wirksam in künf­
tigen Risikolagen angewendet wer­
den kann. Vor allem gibt es keine 
Konzeption dafür, wie diese verschie­
denen Instrumente künftig im Kri­
sen- und Konfliktmanagement inein­
andergreifen." (S. 533) Neriich ent­
wickelt ein multiinstitutionelles Kri­
sen- und Konfliktmanagement, das 
im „Zusammenwirken von hand­
lungsfähigen Akteuren, formalen 
Strukturen, flexibel orchestrierten 
Reaktionsmöglichkeiten und infor­
meller kollektiver Planung und Koor-
dienierung sicherheitspolitischer und 
militärischer Maßnahmen" besteht. 
Dieses System, so der Autor, stimme 
mit vielem überein, daß in den USA 
zu Zeiten der Bush-Aministration als 
„Neue Weltordnung" angestrebt wur­
de. (S. 544 f.) 

Jost Delbrück widmet sich dem 
brisanten Problem einer „Neube­

stimmung der Reichweite des Inter­
ventionsverbotes der Charta der Ver­
einten Nationen". Er kommt zu dem 
Schluß, daß im Falle „massenhafter, 
schwerer Menschenrechtsverletzun­
gen genozidartigen Charakters" eine 
Situation geschaffen ist, die mit der 
Vorstellung von Frieden als einem 
Rechtszustand unvereinbar ist und 
mithin eine Bedrohung des Friedens 
besteht. Nach erfolgloser Erschöp­
fung von Zwangsmitteln unterhalb 
der Schwelle der Gewaltanwendung 
und unter Beachtung des Grundsat­
zes der Verhältnismäßigkeit müßten 
handlungsfähige internationale Insti­
tutionen zur Gewaltanwendung fähig 
und bereit sein. (S. 555) Dieser hoch­
interessante und ebenso diskussions­
würdige wie -bedürftige Ansatz wird 
nicht weitergeführt. 

Winrich Kühne („Zur Fortent­
wicklung globaler Sicherheitsstruk­
turen im Nord-Süd-Verhältnis nach 
dem Ende des Ost-West-Konflikts") 
stellt fest, daß die bessere Integration 
und sinnvollere Arbeitsteilung zwi­
schen regionalen/subregionalen und 
internationalen (UNO) Sicherheits­
systemen eine wichtige Aufgabe beim 
Ausbau weltweiter Sicherheits­
strukturen darstellt. (S. 579) Er hält 
„friedenssichernde" Maßnahmen der 
UNO für unverzichtbar und sieht ihre 
Bedeutung wachsen. Jedoch warnt er 
davor, die Friedenssicherung durch 
Blauhelme lediglich für eine Variante 
des militärischen Kampfeinsatzes zu 
halten: „,Peacekeeping' und peace­
making' sind grundlegend andere 
Aufgaben mit außerordendich hohen 
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professionellen Anforderungen an die 
Fähigkeit, die Anwendung von Ge­
walt gerade in einem Kontext von 
Gewaltsamkeit zu vermeiden. Genau 
das Gegenteil ist normalerweise Ge­
genstand der Ausbildung von Solda­
ten." (S. 581 f.) 

Aus einer etwas anderen Perspek­
tive sind die Beiträge zur Rekon-
stitution (Wiederaufstellung von 
Truppenverbänden), zur Luftvertei­
digung unter künftigen strategischen 
Rahmenbedingungen sowie zu indu­
striellen Erfordernissen künftiger mi­
litärischer Sicherheit verfaßt. Der 
Autor des letztgenannten Beitrages, 
Joachim Rohde, benennt als „essenti­
elle industrielle Voraussetzungen zu­
künftiger militärischer Stabilität"die 
„Erhaltung von F&E-Fähigkeiten und 
Produktionsfähigkeiten in allen mili­
tärisch relevanten Technologie­
feldern". Das hätte man so auch vor 
zwanzig Jahren formulieren können. 

Im vierten Teil „Interessenana­
lyse" erscheinen insbesondere der 
Beitrag von Hanns W. Maull zur 
Konzeption der„Zivilmacht" und der 
von Jürgen Nötzold und Reinhardt 
Rummel zu Europäischen Interakti­
onen und deutschen Interessen be­
merkenswert zu sein. Kernpunkt in 
Maulls 15 Thesen ist die Aussage, 
daß die „Zivilisierung der internatio­
nalen Politik ... für die kommenden 
Jahre und Jahrzehnte einerseits eine 
realistische Zukunftsaufgabe, ande­
rerseits eine existentielle Notwendig­
keit" darstellt. Darunter versteht er 
die ,,Zähmung organisierter sozialer 
Gewaltanwendung, Verrechtlichung 

der sozialen Beziehungen, Entwick­
lung partizipatorischer Formen der 
Entscheidungsbildung, Kanalisierung 
der Konfliktaustragung und schließ­
lich soziale Gerechtigkeit". (S. 773-
775) 

Nötzold und Rummel entwickeln 
in klarer und übersichtlicher Form 
interessante Vorstellungen, wie mul­
tilaterale Akteure (NATO, EG, KSZE, 
O E C D u.a.) sowie unilaterale Ak­
teure wie Rußland, Frankreich, Groß­
britannien, Italien u.a. zusammen­
wirken könnten, um den alten Konti­
nent zu mehr Sicherheit und Prospe­
rität zu führen. Sie resümieren, daß 
sich Deutschland nicht mehr einer 
militärischen Bedrohung, sondern 
einer Vielzahl von Gefährdungen 
gegenübersieht, wenn nicht in Ge­
samteuropa stabile Strukturen ge­
schaffen werden können. „Die neue 
Sicherheitsaufgabe ist mindestens so 
kostspielig wie die militärische Si­
cherheit in der Ära des Ost-West-
Konflikts. Sie besteht aus einer Vie l ­
falt vorwiegend nichtmilitärischer 
Aufgaben und läßt sich deshalb nicht 
so leicht zusammenfassen wie die 
frühere militärische Sicherungsauf­
gabe... Sicherheitspolitik wird ... zu 
einer gesamtgesellschaftlichen Auf­
gabe, die darin besteht, Regeln für 
eine europäische Friedensordnung 
aufzustellen und nichtmilitärische 
Instrumente für ihre Umsetzung be­
reitzuhalten." (S. 799/802) 

Es ist ein Verdienst der SWP, sich 
diesem hochwichtigen Thema zuzu­
wenden. Sicherheit und Stabilität sind 
mit dem Ende des Ost-West-Konflik-
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tes in Europa und anderswo keines­
wegs automatisch eingekehrt. Viel­
mehr zeichnet sich die Welt des Über­
gangs, in der wir derzeit leben, durch 
Labilität, die Entstehung neuer Kon­
fliktfelder und das (Wieder-) Auf­
brechen längst überwunden geglaub­
ter Konfrontationsherde aus. 

Wie schwierig die Problematik 
ist, der sich die 31 Autoren zuwen­
den, zeigt sich aber auch an diesem 
Band. Trotz (oder vielleicht auch 
wegen) der Vielgliedrigkeit liegt 
mehr als nur ein Hauch von Unüber­
sichtlichkeit über dem Werk. Nach 
einigen hundert Seiten fällt es selbst 
dem gründlichen Leser schwer, sich 
in all den Optionen, Konstellationen, 
Szenarien, Modellen und Varianten 
zurechtzufinden. Detailgeneigtheit 
findet sich allenthalben und mag bei 
einem Werk mit wenigen Kapiteln 
ein Vorzug sein. Im vorliegenden 
Buch mit 45 Beiträgen ist das nur 
sehr bedingt der Fall. Konflikttypen 
oder Thesen sind unter einem Dut­
zend kaum zu haben, Nationalismen 
gibt es sieben an der Zahl. Nur weni­
ge Autoren entschließen sich zu ei­
ner Zusammenfassung. Ein dringend 
notwendiges Resümee der vier 
Hauptteile fehlt ebenso wie eines 
zum Gesamtwerk. Die Vielzahl (ver­
meidbarer wie freilich auch unver­
meidbarer) Redundanzen und Über­
schneidungen erhöht nicht eben die 
Leserfreundlichkeit. 

Der Anhang verdient diese Be­
zeichnung nicht, denn er besteht le­
diglich aus einem vierseitigen Abkür­
zungsverzeichnis und einer einein­

halbseitigen Autorenliste. Ein Perso­
nenregister findet sich ebensowenig 
wie ein Sachregister und eine B i ­
bliographie. 

Trotz des stark zukunftsorien­
tierten, prognostischen Charakters 
des Bandes sind einige Autoren in 
der Gegenwart, genauer in der 
Gedankenwelt der „Neuen Welt­
ordnung" (der Bush-Administrati­
on) verhaftet, die nach dem Zweiten 
Golfkrieg kurzzeitig am Horizont 
heraufzuziehen schien. 

Dennoch, Autoren und Heraus­
geber dieses Werkes haben ein be­
merkenswertes Produkt vorgelegt. 
Eine vergleichbare Arbeit mit ähn­
lich umfassender Zielsetzung und 
anspruchsvoller Darstellung liegt 
derzeit im nationalen Maßstab nicht 
und nur in wenigen Fällen im inter­
nationalen Maßstab vor. Ein Diskus­
sionsangebot von dieser Güte sollte 
genutzt werden. 

Rolf Müller-Syring 

Stiftung Entwicklung und Frie­
den, Globale Trends 93/94. Daten 
zur Weltentwicklung, hrsg. von 
Ingomar Hauchler, Fischer Ta­
schenbuchverlag, Frankfurt a.M. 
1993,427 S. 

Bei dem vorliegenden Band handelt 
es sich um die erste Fortsetzung der 
1991 ins publizistische Leben getre­
tenen „Globalen Trends" (vgl. C O M ­
P A R A T I V 4/1991). Die Arbeit als 
eine gelungene Fortschreibung des 
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91er Erstlings zu bezeichnen, würde 
aber zu kurz greifen. 

Die 27 Autoren unter der wissen­
schaftlichen Leitung von Franz 
Nuscheier und Norbert Ropers set­
zen das ebenso ehrgeizige wie 
verdienstvolle Bemühen fort, die 
gegenwärtige hochkomplexe, kom­
plizierte und widersprüchliche Welt­
entwicklung in zusammengefaßter 
und übersichdicher Art darzustellen. 
Es ist ihnen wieder erstaunlich gut 
gelungen. 

Mit Weltentwicklung ist auch die 
knappe und informative Zusammen­
fassung, die praktischerweise am 
Anfang plaziert wurde, überschrie­
ben. Ihr folgt der Abschnitt Welt­
ordnung mit Ausführungen zur ge­
genwärtigen „Weltunordnung", zu 
Strukturen und Entwicklungstrends 
der Staatenwelt zu einer möglichen 
Weltinnenpolitik. 

Im Abschnitt Weltgesellschaft 
werden die Themen Lebensver­
hältnisse, Soziale Entwicklung (wes­
halb diese nahe beieinanderliegenden 
Themen nicht zusammengefaßt wur­
den, bleibt unklar), Politische Men­
schenrechte, Bevölkerung und M i ­
gration behandelt. Es bleibt eine bit­
tere Ironie, daß im Abschnitt Welt­
frieden die Themen Militärausgaben, 
Rüstungstransfers und Kriege behan­
delt werden müssen. Der Abschnitt 
Weltwirtschaft setzt sich aus den 
Themen Ökonomie, Finanzen, Han­
del und Arbeit zusammen. Die Welt-
dfo/og/ewirdanhandderSachpurikte 
Atmosphäre und Kl ima, Boden, 
Wasser und Wald sowie Energie 

untersucht und dargestellt. Unter 
WeItkultur schließlich werden-viel­
leicht etwas überraschend - Religio­
nen, Kommunikation und Neue 
Technologien zusammengefaßt. Der 
Anhang ist im vorliegenden Band 
gegenüber dem Vorgänger von 1991 
um die dort umfängliche Dokumen­
tation gekürzt worden. Insbesondere 
das ausgezeichnete Glossar sowie 
das Register machen ihn zu einem 
wichtigen und nützlichen Teil des 
Buches. 

Die sehr große Zahl und Vielfalt 
der in dem Band behandelten The­
men, Entwicklungen und Trends las­
sen eine eingehende Behandlung des 
Inhalts im Rahmen dieser Bespre­
chung nicht zu. In dem den Charak­
ter einer Zusammenfassung tragen­
den Abschnitt Weltentwicklung stel­
len die Autoren fest: „Die Welt ten­
diert zur Einheit der Räume, zur 
Vernetzung und Globalisierung der 
wirtschaftlichen und technologi­
schen, der ökologischen und sozia­
len Verhältnisse. Dieser grundlegen­
de Prozeß bedeutet jedoch nicht zu­
gleich die Angleichung der gesell­
schaftlichen und kulturellen Bedin­
gungen und Chancen in allen Teilen 
der Welt. Im Gegenteil. Globali­
sierung und Interdependenz vollzie­
hen sich höchst asymmetrisch, 
ungleichzeitig und konfliktreich." 
(S. 11) 

In den einzelnen Abschnitten 
zeichnen die Verfasser ein differen­
ziertes und vielgestaltiges Bi ld der 
verschiedenen, von ihnen untersuch­
ten Trends. Wachsende Armut und 
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Mißachtung der sozialen und politi­
schen Menschenrechte einer immer 
schneller wachsenden Bevölkerung 
schüren in weiten Teilen der Welt 
Konflikte und lösen Wanderungs­
bewegungen aus, lassen die Welt-
ordnung zur Weltunordnung gera­
ten. Die neunziger Jahre stehen we­
niger im Zeichen des Weltfriedens, 
als im Zeichen neuer Kriege. Noch 
immer dominiert militärisches Den­
ken gegenüber vorausschauender 
Friedenspolitik. Die Weltwirtschaft 
vernetzt sich im schnellen Tempo, 
doch entziehen sich die eher wach­
senden Instabilitäten im Bereich der 
Finanzen, des Handels und der Ar­
beit weitgehend der poliüschen Kon­
trolle. Die Umweltzerstörung geht 
nahezu ungebremst weiter. Die exi-
stenziellen Ressourcen der Mensch­
heit - Boden, Wasser, Wald - sind 
weltweit in ihrem Bestand und ihrer 
Qualität gefährdet. Die Entwicklung 
der Weltkultur sehen die Autoren 
von Widersprüchen geprägt: Moder­
ne Kommunikation und Technolo­
gien verbreiten weltweit gleiche oder 
doch ähnliche Denkmuster, Lebens­
weisen und Arbeitsformen. Doch die 
Kehrseite bilden fundamentalistische 
Gegenbewegungen, enorme techno­
logische Disparitäten und erhebli­
che, gegenwärtig noch nicht voll­
ständig zu überblickende Risiken bei 
den modernen Technologien. Die 
Verf. geben ein viel tiefgründigeres 
und differenzierteres Bi ld von der 
heutigen Welt, als es diese resümie­
renden Sätze vermögen. Sie vermit­
teln eine Vielzahl an Informationen 

und ein reiches, gut aufbereitetes und 
hervorragend recherchiertes Hinter­
grundwissen. Den Vergleich zum Bd. 
von 1991 braucht das vorliegende 
Werk in keiner Beziehung zu scheu­
en. Aufbau und Gliederung sind 
folgerichtiger, der Inhalt, aussage­
kräftiger und präziser, die Darstel­
lung dichter, straffer und noch über­
sichtlicher geworden. 

Die Behandlung der einzelnen 
Globalen Trends erfolgt in weitge­
hend, aber nicht vollständig einheit­
licher Weise. Nach einer allgemei­
nen Skizzierung des Entwicklungs­
trends wird dessen Ausprägung in 
den einzelnen Weltregionen unter­
sucht. „Perspektiven und Optionen" 
schließen sich an, und am Ende jedes 
Kapitels finden sich weiterführende 
Literaturhinweise. Die Vielzahl von 
Schaubildem, Diagrammen, Karten, 
Skizzen, Textkästen u. dgl. bleibt 
stets funktional und ist bis auf ganz 
wenige Ausnahmen so angeordnet, 
daß die Seiten nicht unruhig wirken. 

Auch beim Anlegen strenger 
Maßstäbe läßt sich nur weniges Kr i ­
tische zum vorliegenden Band sa­
gen. Die Zahlen sind nicht immer die 
neuesten. Über das Jahr 1991 gehen 
die meisten nicht heraus. Doch ist es 
sehr schwer, verläßliche und aktuel­
le internationale Statistiken zu erhal­
ten. Nicht jedes Schaubild ist ver­
ständlich und übersichdich. Hier und 
da widersprechen sich Zahlenan­
gaben oder weichen von internatio­
nal anerkannten Statistiken ab (bei­
spielsweise zur Verschuldung der 
Dritten Welt auf S. 221). 
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Unbeschadet dessen ist den Au­
toren der „Globalen Trends 93/94" 
ein wirklich großer Wurf gelungen. 
Inhaldich und methodisch ist dieses 
Buch ein Meisterwerk, das an Infor­
mationsgehalt, Verläßlichkeit, Über­
sichtlichkeit und Leserfreundlichkeit 
nur schwer zu überbieten sein dürfte. 
Experten wie Studierende vieler 
Fachrichtungen erhalten hiermit ein 
überaus nützliches und auf Dauer 
wohl unentbehrliches Arbeits­
instrument. 

Rolf Müller-Syring 

Ennio Di Nolfo (Hrsg.), Power in 
Europe? IL Great Britain, France, 
Germany and Italy and the Origins 
of the EEC 1952-1957, Walter de 
Gruyter, Berlin-New York 1992, 
598 S. 

Bereits 1980 initiierte René Girault 
(Paris) ein internationales Langzeit­
projekt zur Machtperzeption in Eu­
ropa (1938-1958), in dessen Rah­
men mehrere wissenschaftliche Ver­
anstaltungen stattfanden und zahl­
reiche Veröffentlichungen erfolgten. 
Der von Ennio De Nolfo herausge­
gebene anspruchsvolle Sammelband 
ist Fruchteines 1987 in Flözen durch­
geführten Kolloquiums und dem 
Versuch gewidmet, die westeuro­
päische Integration machtpolitisch 
zu hinterfragen. Dieses Ansinnen 
erfuhr nach dem Zusammenbruch 
des realsozialistischen Staatensy­
stems eine damals nicht absehbare 

Aufwertung, denn die angestrebte 
Integrationsvertiefung in Richtung 
Europäische Union geriet von außen 
durch osteuropäische Aufnahme­
wünsche und von innen durch stär­
kere Rückbesinnung auf nationale 
Interessenlagen in Gefahr. Für die 
Bundesrepublik Deutschland begann 
zudem ein von ihren Partnern mit 
Hoffnung und Furcht zugleich beob­
achteter außenpolitischer Selbstfm-
dungsprozeß, der generellen Fragen 
nach nationalstaatlichen Macht­
grundlagen, dem daraus resultie­
renden Handlungsrahmen der Re­
gierenden sowie der Effizienz der 
verschiedenen Entscheidungsstruk­
turen neue Nahrung gab. 

Im Mittelpunkt des 1986 von Jo­
sef Becker und Franz Knipping edier­
ten ersten Bandes von „Power in 
Europe" standen Fragen nach der 
Wahrnehmung des realen national­
staatlichen und kontinentalen Macht­
verlustes durch die Eliten der vier 
Länder in den fünf Jahren nach dem 
Zweiten Weltkrieg sowie nach den 
Konsequenzen, die daraus gezogen 
wurden. Dabei entstand ein differen­
ziertes Bi ld von den frühen macht­
politischen Integrationsmotiven. Der 
nun erschienene zweite Band ist un­
ter gleicher Ausgangsfragestellung 
der Zeit zwischen Unterzeichnung 
des E V G - und des EWG-Vertrages 
gewidmet. Somit gerieten die macht­
politischen Veränderungen nach 
Abschluß der Rekonstruktionsphase 
in Westeuropa und deren Einfluß auf 
den Fortgang der Integrations- und 
allmählichen Abnabelungsprozesse 
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vom überseeischen Vormund auf den 
Prüfstand. 

Im ersten Kapitel, das den macht-
politischen Entscheidungsträgern 
gewidmet ist, sticht zuallererst die 
noch immer sehr große Differenz der 
Ausgangslagen ins Auge. In den 
Beiträgen über Großbritannien und 
Frankreich (Adamthwaite, Warner 
und Girault) wird ein sehr detaillier­
tes und quellenfundiertes Bild von 
den administrativen Strukturen und 
der Rolle gezeichnet, die Churchill, 
Eden, Mendés France u.a. in den 
bewegten Zeiten spielten. In beiden 
Ländern verzögerten auch ungeeig­
nete außenpolitische Entscheidungs-
mechariismen die notwendige Neu­
definition der eigenen weltpolitischen 
Rolle. Die Suez- Krise und die daraus 
resultierende Angst vor dem Sturz in 
die internationale Bedeutungslosig­
keit trug wesendich zur Weichen­
stellung hin zu einer Aufwertung der 
Integrationsprozesse in Europa bei. 
In bezug auf Frankreich ist die von 
Girault eröffnete außenpolitische 
Positivbilanz der IV. Republik er­
wähnenswert, die ungeachtet unef­
fektiver und für die Zeitgenossen 
unberechenbarer politischer Verhält­
nisse zustande kam. Ganz andere 
Probleme hatten die politischen Ent­
scheidungsträger in Westdeutsch­
land und in Italien zu bewältigen. 
Overesch setzt sich mit der bundes­
deutschen Debatte um Neutralisie­
rung und Westintegration auseinan­
der und verweist auf das Selbst­
verständnis Adenauers, an der Spit­
ze einer kommenden europäischen 

Großmacht zu stehen. Vigezzi analy­
siert den Umgang der italienischen 
classe politique mit dem raschen 
Zuwachs an Macht und Handlungs­
freiheit. Die Führungskräfte beider 
Länder erkannten die gleichberech­
tigte Mitarbeit am Werk der europäi­
schen Integration frühzeitig als 
Machtgewinn. 

Das zweite Kapitel befaßt sich 
mit der wirtschaftlichen Entwick­
lung der vier Staaten. In allen Beiträ­
gen (Peden, Frank, Bühren'Schröder, 
Zamagni) ist die Tendenz zur Öko­
nomisierung der internationalen Be­
ziehungen und die Perzeption die­
ses Faktums der zentrale Punkt. In 
Großbritannien wechselten zwischen 
1952und 1957 die Bedrohungsängste 
von der militärischen zur ökonomi­
schen Sphäre, und auch in Frank­
reich stellte sich die Frage, wie das 
als unabdingbar gesehene Wirt­
schaftwachstum gesichert werden 
konnte. Allmählich setzte sich das 
Bewußtsein durch, daß ein Arran-
gèment auf dem europäischen Markt 
wichtiger war als die Konzentration 
auf die traditioneilen Absatzgebiete 
in Übersee. Interessant ist auch der 
Beleg, daß die Belastung durch hö­
here Militärausgaben nicht generell 
als Verzögerungsfaktor für den 
Wirtschaftsaufschwung angesehen 
werden muß. Die beiden „Wirt­
schaftswunderländer" Westdeutsch­
land und Italien werden unter ver­
schiedenen Gesichtspunkten analy­
siert. Die deutschen Führungskräfte, 
so weisen die Autoren nach, setzten 
bewußt von Beginn an auf die öko-
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nomische Karte, um gleichzeitig die 
außenpolitischen Beschränkungen zu 
überwinden und eine ökonomisch 
begründete Führungsrolle in Europa 
zu erringen. Überdurchschnittliche 
Wachstumsraten und Amerikanisie­
rung des Wirtschaftssystems wur­
den ebensfalls für Italien aufgezeigt. 
In diesem Beitrag fehlt leider der 
Spannungsbogen zur Außenpolitik 
und damit ein wichtiges Vergleichs­
kriterium. 

Dem militärischen Aspekt ist das 
dritte Kapitel gewidmet. Die Auto­
ren (Spiers, Delmas, Messerschmidt, 
Varsori) entwickeln sehr unter­
schiedliche Bilder von diesem sensi­
blen Bereich. Großbritannien kommt 
in diesem Abschnitt zu kurz. Sehr 
detailgetreu wird dagegen Frank­
reichs Weg zur Atommacht nach­
gezeichnet. Vor allem die Idee, mit 
dem Besitz der Atombombe wieder 
mehr außenpoltische Entscheidungs­
freiheit zu gewinnen, wird als nicht 
ursprünglich gaullistisch herausge­
stellt. Während in Frankreich die 
Militärlobby einen nicht zu unter­
schätzenden Einfluß auf die strategie­
bestimmenden Entscheidungspro-
zesse ausübte, wird am italienischen 
und bundesdeutschen Beispiel auf­
gezeigt, wie Aufrüstung ohne sol­
chen Druck effizient betrieben wer­
den konnte. 

Sehr umfangreich ist das Kapitel 
zu den politischen Parteien. Das 
scheint unter der zentralen Frage­
stellung des Projekts eine Über­
bewertung zu sein. Ungeachtet des­
sen bieten die Beiträge (Ceadel, 

Berstein, Becker, Starirt, Colarizi, 
Galante) eine Fülle von Informatio­
nen und Anregungen zu folgenden 
Themen: Parteien und ihre außen­
politischen Programme ; Parteien und 
nationale außenpolitische Traditio­
nen; Parteistrategie im politischen 
System. 

Das fünfte Kapitel firmiert unter 
„Öffentliche Meinung und Kultur­
sektor". Die Autoren (Taylor, Maliza, 
Müller, Rainero) beschränken sich 
jedoch auf die Analyse des Einflus­
ses, den besonders die Medien auf 
die außenpolitischen Entw icklungen 
und ihre innenpolitische Reflexion 
hatten. Die völlige Ausblendung der 
auswärtigen Kulturpolitik der unter­
suchten Staaten ist ein offensichtli­
cher Mangel. So gab es beispielswei­
se in Frankreich schon frühzeitig 
Überlegungen, wie dem militärischen 
und ökonomischen Machtverlust 
nach dem Zweiten Weltkrieg mit 
einer kulturellen Strategie begegnet 
werden könnte. Zahlreiche Ausein­
andersetzungen in internationalen 
Organisationen (Beispiel UNESCO) 
besaßen und besitzen in diesem Zu­
sammenhang Brisanz. 

Im Schlußkapitel richten die Au­
toren (Bullen, Guillen, Knipping, Di 
Nolfo) ihren Blick direkt auf die 
machtpolitischen Aspekte der west­
europäischen Integration. Großbri­
tannien verpaßte zunächst den Zug, 
weil die Loslösung von traditionel­
len Vorstellungen vom eigenen 
Machtpotential länger dauerte als z.B. 
in Frankreich. Die generelle Akzep­
tanz der Integration reichte nur für 
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Assoziierungsabsichten. In den an­
deren drei Ländern wurde der west­
europäische Zusammenschluß auch 
deshalb zur Zielgröße, weil entwe­
der der weitere Machtverfall aufge­
halten oder Machtgewinn realisiert 
werden sollte. Letztlich belegen alle 
Beiträge, daß die westeuropäische 
Integration jenseits allen Idealismus 
nur dort vorankam, wo eine Kon­
gruenz der Grundinteressen herrsch­
te. Daran hat sich bis heute nichts 
geändert. 

Das Buch wird in weiten Teilen 
den von den Initiatoren des Projekts 
gesteckten hohen Ansprüchen ge­
recht. Der Leser erhält einen guten 
Einblick in die Vielfalt historischer 
Prozesse der fünfziger Jahre und 
zahlreiche Anregungen für das 
Nachdenken über die Perspektiven 
der europäischen Staaten. Dazu tra­
gen nicht zuletzt die am Ende der 
jeweiligen Abschnitte befindlichen 
Diskussionsgrundlagen (Schwarz, 
Peden, Delmas, Ullrich, Poidevin) 
und die von Girault verfaßten 
Schlußbemerkungen bei. Auch wenn 
das Gesamtbild nicht gänzlich rund 
wurde, weil u.a. weder der Entwick­
lung des Kalten Krieges noch den 
Dekolonisierungsprozessen der an­
gemessene Raum gelassen wurde, 
bleibt dieses Buch empfehlenswert. 

Werner Scholz 

Rey merKlüver (Hrsg.), Zeitbombe 
Mensch. Überbevölkerung und 
Über lebenschance , Deutscher 
Taschenbuchverlag, München 
1993,206 S. 

Wenn Ratlosigkeit, allgemeine Läh­
mung und wenig Vertrauen in die 
menschliche Vernunft den Zeitgeist 
zu bestimmen beginnen, dann sind 
auch apokalyptische Visionen nicht 
weit. Seit im Jahre 1798 der engli­
sche Pfarrer Thomas Robert Malthus 
sein „Essay on Population" veröf-
fendichte, gehört die Bevölkerungs­
entwicklung zu den Themen, bei de­
nen sich Apokalyptiker und Wachs­
tumspropheten scheiden. Malthus sah 
sich in England des 18. Jhs. mit ei­
nem überdurchschnittlichen A n ­
wachsen der Bevölkerung konfron­
tiert. Dem Bevölkerungswachstum 
standen seiner Meinung nach nur 
begrenzte Ressourcen und eine lang­
samerwachsende Produktion gegen­
über. Die Zukunft der Menschheit 
sah Malthus deshalb in Verteilungs­
kämpfen mit den sie begleitenden 
Katastrophen, wie Hunger, Kriege 
und Epidemien. Genau 170 Jahre 
danach, es lebten bereits viermal mehr 
Menschen auf der Erde (3,2 Mrd.), 
meldete sich der Amerikaner Paul 
Ehrlich mit seinem Buch „The Po­
pulation Bomb" zu Wort. Er ging 
davon aus, daß die siebziger Jahre 
des 20. Jhs. von Hungersnöten mit 
Millionen von Toten geprägt sein 
würden. 1 Beide Voraussagen sind 
nicht eingetroffen. Im Gegenteil, die 
Menschheit ist in der Zeit seit Veröf-
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fentlichung dieses Buches um weite­
re 2,2 Mrd. gewachsen. Prognosen 
sprechen von über 6 Mrd. Menschen 
für 1998. Schwer vorhersagen läßt 
sich, wann und in welcher Höhe sich 
die Weltbevölkerung stabilisieren 
wird. 

Jedoch steht die Sensibilität für 
Probleme der Entwicklung der Welt­
bevölkerung im umgekehrten Ver­
hältnis zu ihrem Wachstum, vergli­
chen mit dem breiten öffentlichen 
Bewußtsein zu „Detailproblemen" 
wie Müllnotstand, Ozonloch oder 
Umweltverschmutzung. Um an die­
sem Sachverhalt etwas zu ändern, 
haben Journalisten, Wissenschaftler, 
Mitarbeiter von Hilfsorganisationen, 
Politiker und Geschäftsleute ver­
sucht, sich dem „apokalyptischen 
Weltproblem Überbevölkerung", so 
der Verlag, zu nähern. In Berichten, 
Statements und Interviews wird über 
ein breites Spektrum der Bevöl­
kerungsproblematik diskutiert, wo­
bei es sich beim vorliegenden Bd. 
um die Neuauflage einer Artikel­
serie in der Süddeutschen Zeitung 
vom September und Oktober 1992 
handelt. Was macht nun den Men­
schen zu einer „Zeitbombe", auf 
welchen Ebenen sehen die Autoren 
„apokalyptische Entwicklungen"? 

Das „Apokalyptische" an der 
demographischen Entwicklung sind 
vielleicht nicht die totalen Zahlen, 
sondern die regionalen Unterschie­
de im Tempo des Bevölkerungs­
wachstums. Von den derzeit auf der 
Erde lebenden 5,5 Mrd. Menschen 
leben 1,2 Mrd. in den reichen Indu­

striestaaten und 4,2 Mrd. in Entwick­
lungsregionen. Der Bevölkerungs­
explosion in den armen Ländern un­
seres Kontinents steht eine demo­
graphische Überalterung in vielen 
Industriestaaten gegenüber. Hier liegt 
die eigentliche Brisanz des Bevölke­
rungsproblems, ist diesem Band al­
lerdings nur eine Randnotiz wert. 
Die Beiträge konzentrieren sich im 
weiteren fast nur auf die Regionen 
der Dritten Welt. Die Staaten des 
ehemaligen Ostblocks fallen, übri­
gens im gesamten Band, ganz unter 
den Tisch. Das Problem für den Nor­
den konzentriert sich da z.B. auf die 
Frage der zurückgehenden Anzahl 
der Beitragszahler für das bundes­
deutsche Rentensystem. Charlotte 
Hohn mag zwar auch Recht haben, 
daß es sich bei der „demographischen 
Alterung" um ein Wohlstandsphä­
nomen handelt, allerdings gibt es in 
den einzelnen Industriestaaten sicht­
bare Unterschiede im Tempo der 
demographischen Alterung. Der Ge­
burtenrückgang ist vor allem in 
Deutschland und Japan drastisch, 
während es z.B. in Skandinavien 
bereits andere Erfahrungen gibt. Den 
Ursachen für die unterschiedlichen 
Trends in den,reichen Staaten" nach­
zugehen, wäre weit aufschlußreicher 
gewesen als das Loben der „voraus­
schauenden Rentenpolitik" der Bun­
desregierung. 

Zur Beschreibung der Bevölke­
rungsentwicklung im Norden, be­
sonders in Europa, sprechen Wis­
senschaftler von einem „demogra­
phischen Übergang". Das heißt, daß 
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dem „gesunkenen Sterblichkeits­
niveau eine abnehmende Geburten­
rate nachgefolgt ist". Wirtschafts­
wachstum (industrielle Revolution) 
und Mentalitätswandel, so J. Schmid, 
ermöglichten diesen langwierigen 
„demograph i schen Übe rgang" . 
Schmid spricht in seinem Beitrag 
auch davon, daß es sich beim Prinzip 
des „demographischen Übergangs" 
um eine europäische Erfahrung han­
delt, die keine genauen Schlußfolge­
rungen für den Süden zuläßt. Weiter 
ist dazu nichts zu erfahren. Nur Ste­
fan Klein deutet in seinem Artikel 
über Ruanda an, daß es sich in Afrika 
um Gesellschaften handelt, wo Kin­
der „seit eh und je der Sinn des 
Lebens" seien. 

Zu den Grundthemen in Fragen 
der demographisehen Entwicklung 
gehören das Hervorheben des Teu­
felskreises von Armut, Unterent­
wicklung, Rückgang landwirt­
schaftlicher Produktion, Analpha­
betismus, unzureichender Gesund­
heitsfürsorge und Landflucht mit 
folgender Konzentration der „Habe­
nichtse" in den Slums der Großstäd­
te in den Entwicklungsländern. Vie­
le Beiträge beschäftigen sich mit ein­
zelnen Problemen aus obengenann­
tem Spektrum. Über Wege aus dem 
Dilemma gibt es, meist am Ende der 
Beiträge, fast nur Andeutungen, so 
etwa rhetorische Absagen an einsei­
tige Entwicklungspolitik, Forderung 
gerechten Handels. Daß die Länder 
der Dritten Welt ein Wirtschafts­
wachstum brauchen, dürfte kaum 
große Debatten hervorrufen. Wie das 

in Ländern mit hoher Bevölkerung 
aussehen soll, bleibt allerdings im 
Dunkeln. Der Begriff „tragfähige 
Entwicklung" taucht zweimal auf, 
ohne daß darauf näher eingegangen 
wird. Auch der Fakt, daß im Unter­
schied zu Malthus' Zeiten, wo die 
Bevölkerungsexplosion und die In­
dustrielle Revolution in der gleichen 
Region stattfanden, sich heute eine 
hohe Bevölkerungszunahme in 
Entwicklungsregionen und eine ra­
sante Entwicklung neuer Technolo­
gien und hohen Bildungsstands in 
den Industriestaaten gegenüberste­
hen, findet nur indirekt Beachtung. 
Es bleibt eher der Eindruck, daß tech­
nische Neuausrüstung noch immer 
über dem Versuch eines tieferen Ver­
ständnisses anderer Kulturen steht, 
z.B. wenn es um Gentechnologie geht. 

Die Diskussion, was womit be­
kämpft werden soll, hat, wie in den 
Beiträgen von Lilo Berg und Jürgen 
Kahl gezeigt, zu vereinfachten Re­
zepten geführt. Sie hatten das euro­
päische Wirtschaftsmodell und 
Familienplanungskonzepte im Hin­
terkopf. Das komplizierte Geflecht 
von Armut, Kinderreichtum, Presti­
ge des Mannes und Stellung der Frau, 
Mentalität und religiösem Hinter­
grund wurde kaum beachtet. Der 
Hebel wurde meist an einer Stelle 
angesetzt und ging an den Wertvor­
stellungen der Menschen in der Drit­
ten Welt nicht selten vorbei. Famili­
enplanung und Geburtenkontrolle 
sind Beispiele dafür. Das Know-How 
kam aus dem Norden, die Kosten 
trugen die betroffenen Länder zum 
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Großteil selbst. Einseitige Maßnah­
men, wie in Indien und z.T. in China, 
bewirkten das Gegenteil. Der religi­
öse Faktor fand wenig Beachtung. 
Nur dem langen und noch vorhalten­
den Sträuben der chrisdichen Kir­
chen, besonders der katholischen, 
gegen Familienplanung wird in die­
sem Band breiter Raum eingeräumt. 
Andere Religionen werden im Bei­
trag von C. Schütze mit der dürftigen 
Bemerkung, daß Empfängnisverhü­
tung und Geburtenregelung im „Is­
lam erlaubt, im Buddhismus verbo­
ten, der Hinduismus und Konfuzia-
nismus demgegenüber indifferent" 
sei, abgehandelt. 

Der letzte Teil des Buches ist, 
wohl eher dem Stil unserer Zeit ge­
schuldet, Denkanstößen mehr oder 
minder prominenter Persönlichkei­
ten vorbehalten. Diese „Denkan­
stöße" vermitteln allerdings wenig 
den Eindruck von „Möglichkeiten 
einer neuen Politik, die sich den Pro­
blemen tatsächlich stellt", auch wenn 
sie von Persönlichkeiten wie Karl 
Popper oder Gro Harlem Brundtland 
kommen. Unbequemes kommt nur 
von Margarita M. de Botero und 
Jakob von Uexküll. Eine „radikale 
Änderung des Konsumverhaltens" 
und „das genaue Gegenteil von dem, 
was zur Zeit paktiziert wird" in Poli­
tik und Wirtschaft wird von ihnen 
eingefordert. U m Änderungen, wie 
D. Schröder sie versteht, geht es also 
nicht mehr, sondern um einschnei­
dende Reformen. Dies bedeutet je­
doch Wagnisse, da sie auf festgefah­
rene Strukturen und etablierte Inter­

essen in den Industriestaaten treffen. 
Radikale Änderung würde präven­
tives Handeln mit kurzfristig großen 
Opfern in den Industriestaaten be­
deuten. Bleiben die politischen Struk­
turen auf Anpassung an die Misere 
ausgerichtet, wird sich an Schadens­
begrenzung und Abschottung nichts 
ändern. Die Hoffnung J. Cöusteaus 
in die U N O setzt vorher ihre grund­
legende Umgestaltung voraus. Au­
ßerdemhaben, obwohl die Probleme 
globaler Natur sind, internationale 
Vereinbarungen wenig Einfluß oder 
gar Verbindlichkeit und wird z.B. 
die Umweltgesetzgebung national 
geregelt. Und dann gibt es immer 
noch Leute, die glauben, mit Geld 
und Verantwortungsdelegierung die 
Probleme in den Griff zu bekom­
men, wie z.B. Giuseppe Vita. Er plä­
diert für eine wesentliche Stärkung 
und finanzielle Unterstützung der Ak­
tivitäten von Hilfsorganisationen un­
ter Beibehaltung der eingeschlage­
nen politischen Richtung und ver­
traut darauf, daß die Politik „Kon­
zepte entwickelt, mit diesem Phäno­
men umzugehen". Wo bei dieser 
verstaubten Idee die „neue Politik" 
bleibt, mag der Leser selbst heraus­
finden. In Karl Poppers Ausführun­
gen über physische und moralische 
Verschmutzung, Bevölkerungs­
wachstum, Reduzierung der Krimi­
nalität, Erziehung, Aufklärung und 
medizinische Technologie werden 
Zusammenhänge nicht sichtbar. Wer 
nach wirklichen Denkanstößen sucht, 
findet sie in den Reportagen aus den 
betroffenen Regionen, wenn die 
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Menschen vor Ort zu Wort kommen, 
und nicht bei Beschwörungen pro-
metheischen Geistes und erhobenen 
Zeigefingern. Wie die Notwendig­
keit sofortiger Opfer für ein nicht 
gleich faßbares Ziel konkret in poli­
tisches Handeln umgesetzt werden 
soll, bleibt der schöpferischen Phan­
tasie der Leser überlassen. Es fehlen 
langfristige Visionen, Diskussionen 
über die Beschaffenheit von Gesell­
schaften, die all die gegenwärtigen 
Probleme angehen sollen und ein 
Eingeständnis, daß wir vielleicht zur 
Zeit nicht weiterwissen. Wer zu die­

sem Buch greift, muß sich also dar­
auf einrichten, ein Sündenregister 
globaler Nachlässigkeit und fehlge­
schlagener Entwicklungspolitik mit 
dergequältoptimistischem Hoffnung 
darauf, daß der Mensch wirklich „in­
telligenter sei als die . Wander­
heuschrecke", vor sich zu haben. 

Ramona Zumpe 

1 Dieses Buch ist 1971 unter dem Titel „Die 
Bevölkerungsbombe" beim Hanser Ver­
lag München in deutscher Fassung er­
schienen. 
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